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Erstes  ]^apitel 


Die  Handelspolitik  des  fehlerhaf ten  Zirkels 


Im  Mittelpunkt  der  Wirtsebaftsfragen  unserer  Zeit  steht  das 
Problon  der  Arbeitslosigkeit. 

In  einem  gewissen  Umfang  hat  es  Arbeitslosigkeit  immer 
gegeben  und  wird  es  sie  immer  geben.  Schon  der  bloße  Stellen- 
wechsel, der  sich  auch  unter  normalen  Verhältnissen  vollzieht, 
bringt  vorübergehende  Arbeitslosigkeit  einer  größere  Anzahl 
von  Personen  mit  sich.  Der  Wechsel  der  Saisonen  und  die 
Schwankungen  der  Konjunktur  rufen  zeitweises  Anschwellen  der 
Arbeitslosenziffer  hervor.  Wenn  jedoch  die  Arbeitslosigkeit  eines 
erheblichen  Teiles  der  Bevölkerung  zu  einer  Dauererscheinung 
wird,  so  deutet  dies  auf  Störungen  im  Wirtschaftsleben,  die 
idaca  normalen  Ablauf  und  sdae  ^unde  Entwieklong  hisdem. 

Die  erste  Voraussetzunff  für  einen  normale  Gang  der  Wirt- 
sdiaft  Ist  ein  gewisses  Gleichgewicht  zwischen  Erzeugung  und 
Verbrauch.  Auf  die  Dauer  kann  man  nur  erzeugen,  soumge  eine 
Nachfrage  nach  den  erzeugten  Waren  besteht  und  soweit  diese 
Nachfrage  reicht,  mit  anderen  Worten,  soweit  jemand  bereit  ist, 
diese  Erzeugnisse  für  Waren  in  Tausch  zu  nehmen,  die  er 
selbst  hergestellt  oder  auf  dem  Wege  des  Handels  in  seinen 
Besitz  gebracht  hat.  Dasselbe  gilt  von  Leistungen  der  verschie- 
densten Art,  die  sich  nicht  in  Form  einer  \\'are  verdichten. 
Bekämpfung  oder  gar  Beseitigung  der  Arbeitslosigkeit  setzt  daher 
vor  allem  die  Förderung  des  wechselseitigen  Austausches  von 
Waren  und  Leistungen  voraus. 

Viel  kann  dadurch  getan  werden,  daß  dieser  Austausch  im 
Inneren  der  einzelnen  Wirtschaftsgebiete  wieder  in  Schwung  ge- 
bracbt  wird,  wie  dies  in  verschieden^  Staaten  mt  giö&rem 
Uder  geivigereiii  £ilolge  geschehen  ist. . 
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Die  Förderung  des  inneren  Verbrauches  reicht  jedoch  nicht 
aus,  wenn  es  sich  um  Waren  handelt,  die  von  irgendeiner  Volks- 
wirtschaft in  einer  den  eigenen  Bedarf  weit  übersteigenden  Menge 
erzeugt  werden,  ja  unter  Umständen  sogar  erzeugt  werden 
müssen,  weil  die  natürlichen  Hilfsquellen  des  Landes  so  be- 
schaffen sind,  daß  sie  eine  einseitige  Entwicklung  der  Produktion 
bedingen,  oder  weil  der  Mangel  an  natürlichen  Hilfsquellen 
dazu  zwingt,  die  Herstellung  industrieller  Erzeugnisse  aus  fremden 
Rohstoffen  weit  über  den  eigenen  Bedarf  hinaus  zu  steigern,  um 
aus  ihrem  Export  die  Mittel  für  die  Versorgung  der  Bevölkerung 
mit  Waren  zu  ge\vdnnen,  die  im  Lande  selbst  nicht  oder  nicht 
in  genügender  Menge  und  der  notwendigen  Beschaffenheit  hervor- 
gebracht werden. 

Beispiele  dafür  bieten  sich  in  Menge.  Man  braucht  nur  an 
Kaffee  in  Brasilien,  Kupfer  und  Salpeter  in  Chile,  Getreide  und 
Vieh  in  den  Agrarländern  des  Donaubeckens  und  der  Uebersee, 
Heringe,  Stockfische  und  Tran  in  Norwegen,  Holz  in  Oesterreich, 
Rumänien,  Jugoslawien  und  den  Ostseeländem,  Industriepro- 
dukte verschiedenster  Art  in  Deutschland  und  England  zu  denken. 

Lm  solche  Erwerbszweige  in  Vollbetrieb  und  die  darin  ver- 
wendeten Arbeitskräfte  in  Beschäftigung  zu  halten,  genügt  die 
inländische  Nachfrage  nicht.  Da  aber  Produktion  ohne  Absatz 
auf  die  Dauer  unmöglich  ist,  bleibt  nur  die  Wahl  zwischen  Ein- 
schränkung der  üraseugung  oder  Schaffung  von  Absatzmöglich- 
keiten im  Ausland. 

Diese  ist  einseitig  nicht  möglich.  Wer  verkaufen  will,  muß 
kaufen:  entweder  unmittelbar  in  dem  Lande,  nach  dem  er 
exportieren  will  (dürektes  Gegengeschäft)  oder  mittelbar,  indem 
er  Produkte,  die  er  braucht,  aus  einem  Lande  bezieht,  das  selbst 
wieder  Abnehmer  und  daher  Schuldner  desjenigen  Landes  ist, 
nach  dem  er  seine  überschüssige  Produktion  ganz  oder  teilweise 
absetzt  (indirektes  Gegengeschäft,  Dreieckverkehr). 

In  der  Vorkriegszeit  stellten  sich  diese  Gegengeschäfte  üh 
freien  Handel  sozusagen  autonuitisch  ein.  Die  Währun|^en  be- 
fanden, sich,  von  vereinzelten  Ausnahmen  abgesehen,  m  ver- 
hältnismäßig geordnetem  Zustande,  besondere  Maßnahmen  zu 
ihrem  Schutze  waren  überflüssig,  Beschränkungen  des  Zahlungs- 
und Devisenverkehrs  fast  unbekannt.  Einfuhrverbote  kamen  wohl 
vor,  betrafen  jedoch  immer  nur  einzelne  Waren  imd  dienten 
objektiv  berechtigten  Zwecken  der  Verwaltung  (wie  z.  B.  der 
Aufrechterhaltunff  der  öffenthdien  Sicherheit,  der  Abwehr  von 
Seuchen  etc.)  oder  trugen,  wo  dies  nicht  zutraf,  ähnlkh  wie 
die  Zdlle,  den  Charakter  piotektkiiistbcher  Maßnahmen  zum 
Sckntie  der  eigenen  InMping  cegen  ausländisehen  Wettbewerb 
an  der  Stirn.  Büt  wähningi|iolitiachen  Erwägungen  hatten  sie 
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nidits  zu  tun.  Heute  ist  im  Gegenteil  der  Währungsschutz  in 
den  Vordergrund  gerückt.  Zahllose  Beschränkungen  des  Ver- 
kehrs sind  in  den  verschiedensten  Ländern  verhängt  worden, 
um  den  Währungsverfall  zu  vermeiden.  Umgekehrt  mirde  in 
manchen  Ländern  eine  Geldentwertung  planmäßig  herbeigeführt, 
um  die  Wirtschaft  zu  fördern,  Gestehungskosten  und  Preise  des 
Inlandes  im  \^erhältnis  zu  denen  des  Auslandes  zu  senken  und  so 
die  Exportfähigkeit  zu  steigern,  was  wieder  in  d&i  Einfuhr- 
ländern handelspolitische  Gegenmaßnahmen  in  Form  neuer  Ver- 
kehrsbeschränkungen auslöste.  In  einer  sehr  großen  Anzahl  von 
Fäll^  wurden  endlich  währungspotitische  Notwendigkeiten  led^- 
lich  vorgeschützt,  um  Maßnahmen  zu  rechtfertigen,  die  aus- 
schließlich protektiom^ischen  Zwecken  dienten.  Dieser  getarn- 
te Protektionismus  bringt  den  besonderen  Nachteil  mit 
sich,  daß  er  mit  hendelspolitischen  Maßnahmen  nicht  mehr 
wiifcungsvoU  bekämpft  werden  kann.  Das  Schlagwort  des  Wäh- 
rungsschutzes  deckt  alle  seine  Ausschreitungen.  Das  Werkzeug 
der  Tarife  versagt.  Aus  den  Handelsverträgen  werden  Kontingent- 
imd  Kompensationsverträge.  Die  imvermeidliche  Folge  ist  eine 
ständige  Verringerung  des  Volumens  des  internationalen  Handels. 
Der  private  Unternehmungsgeist  wird  m  die  Zwangsjadce  der 
Kontingente  gepreßt.  Durch  Regierunffisverhandlungen  oder,  was 
noch  schlimmer  ist,  durch  einseitige  negierunssmaßnahmen  der 
Einfuhrländer  wird  bestimmt,  was  und  wieviel  ein-  und  au^e- 
tihrt  weidea  darf.  Der  intemadonde  Wettbewerb  wird  mehr 
imd  mehr  ausgeaehalteft,  weil  das  zur  Emfnhr  zugelassene  Kon- 
tingent von  vorneherein  auf  die  Länder  v^teilt  wird,  die  sidi 
danmi  bewedben,  und  zwar  zum  Teil  rdra  willkürlich  od^  ab 
Ergdbnis  geg^iseitigen  Feilschena,  zum  Teil  im  V^hältnis  ihrer 
Beteiligung  an  der  Einfuhr  der  Ictztvergangenm  Jahre,  so  daß 
eine  Ajrt  Verkalkung  des  Handels  eintritt  und  eine  Verschiebung 
der  Anteile  infolge  besserer  Leistungsffthigkdt  des  einen  oder 
des  anderen  Landes  unmöglich  wird. 

Die  Nachteile  des  Systems  werden  dadurch  verschärft,  daß 
die  Kompensations-  und  Kontingentierungsvereinbarungen  in  der 
Form  zweiseitiffer  Verträge  geschlossen  werden.  Man  hat 
dabei  immer  nur  die  Bilanz  des  Handels  mit  einem  einzelnen 
Staate  vor  Augen.  Der  Vertragsteil,  für  den  sie  passiv  ist,  will 
dieses  Passivmn  beseitigen.  Dies  durch  einseitige  Steigerung  seiner 
Ausfuhr  zu  erreichen,  stößt  auf  den  Widerstand  des  Gegenparts. 
So  bleibt  als  Ausweg  nur  die  Verringerung  des  Passivums  durch 
Verminderung  der  Einfuhr  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Ver- 
tragsteiles, was  naturgemäß  wieder  bei  diesem  eine  Beeinträch- 
tigung der  Aufnahmsfähigkeit  und  Aufnahmswilligkeit  für  Im- 
porte herbeiführt.  Das  Ergebnis  dieser  Art  von  Handels- 
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poHtik  ist  dk  fortgesetzte  Vermtiiderung  des  Han- 
dels volumeiis.  Die  Berücksichtigung  des  indirekten  Gegen- 
getchiftes,  das  tith  Idber  einen  dritten  Staat  abwick^ 
meist  imterlaiMi,  iit  auch  tedbnisch  sehww  durehsuf&hren,  wenn 
nicht  von  vornherein  zu  dritt  oder  viert  veriMuiddt  wird.  Man 
verfällt  mehr  und  mehr  in  den  kumichtigsCen  imd  «igsdmig- 
sten  BilateralismuB. 

Die  fortgesetzte  Vcviinperang  des  Volumens  des  interna^mii- 
len  Handels  vergffdfiert  die  Sdmerigkeit,  die  UebmNMsse  di^ 
eigenen  Erzeugung  mOxmimigmu  Man  sockt  ebam  Jkmwef  Im 
ifaorer  Verringerung,  audi  im  es  sieh  nicht  um  dKe  VenneHRmg 
einer  dbsohitai  Ueberfwodnktiim  handdt.  Intnnationde  Kartelle 
soHen  die  Möglichkeit  einsrntindiidier  Anpassnns  d«  Eneugung 
an  den  Verimuf  hrinp«i,  indtem  die  Irmigung  küi^ieh  sotvek 
em^eschrinkt  wird,  ma  ider  durch  dfie  Scimuuyfttng  dm  inter- 
nationalen Warenaustausches  hmübgedrtdrte  VerbrauA  sie  md^ 
zundunen  imstande  isL  Bescfaflhdamg  der  FroAdrtion  ist  jedaeh 
Besduinkmig  der  AriifitwnftgKclikmt,  kingt  daher  {Ar  <fie 
Linder,  die  mr  Eihsitung  mat»  Beyflikmuig  vm  Natur  aus 
auf  den  Eamort  angewiesen  sind,  die  Gelslir  nät  sitih,  daß  die 
Ail>eitsioaidfecit  m  einer  stiudigen  Binfielrtung  imd  düe  Edldlung 
einer  hlnsttirh  gesdaißenen  Aniee  von  AabeiMesen  tu  dbmemder 
schwerer  llflasliiiiig  der  Wirtschalt  nod  dsr  Staats^anm  ^i4rd. 

Sn  bewect  six£  dk  Handcinpolitik  misercr  Tage  kt  elM» 
fehlerhaften  Zirkel.  1^  Ammef  ist  nur  zu  uden,  wem 
es  gdingt,  ans  Mur  die  wifarunaiBpotitiB(£en  Gesk^t^nmkte  wieder 
aussnscheiden  und  an  die  Stelle  der  Kontinaent-  und  Kompra- 
sationBferaiiiarunpen,  lüe  den  Währungsschutz  um  den  Preis 
fortgesetzter  Vmingmnq^  des  Handelsvolumens  erkaufen,  eine 
neue  Art  von  Verträgen  zu  setzen,  die  dem  Schutze  der 
Währung  mindestens  ebenso  gut,  vielleicht  noch  besser  dienen, 
jedoch  die  Drosselung  des  internationalen  Handels  vermeiden 
und  im  Gegenteil  einen  Anreiz  dazu  bieten,  seinen  Umfang  wieder 
zu  erweitem  und  den  gegenseitigen  Warenaustausch  lebhafter 
zu  gestalten. 
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Zweites  Kapitel 


Eine  neue  Vertragsform 

Grundzfige  eines  Zahlungs-,  Kredit-  und  Handelsmiereuikommens 

in  schematischer  Darstelhmg 

Die  neue  Vertragsform  würde  die  Verbindung  eines  Handels- 
vertrages mit  einem  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen  dar- 
steUen,  das  bezweckt,  ein  planmäßiges  Zusammenwirken  der 
JNoteiÜbanken  aller  vertragschließenden  Teile  bei  der  Finanzierung 
und  Förderung  des  gegenseitigen  Austausches  von  Waren  und 
Ijeistungen  herbeizuführen,  wobei  sich  die  Notenbanken  zur 
Dimihfuhrung  dieser  Aufgaben  zwischengeschalteter  Export- 
kreditbmiken  bedienen  würden,  die  von  ihnen,  wenn  erforderlich 
unter  Mitwirkung  des  Staates,  zu  errichten  und  mit  Kapital  zu 
doüeren  wären,  unter  ihrer  Leitung  und  Aufsicht  zu  arbeiten 
Hatten  und  zu  ihnen  in  einem  ähnlichen  Verhältnisse  stehen 
wurden,  wie  die  Golddiskontbank  zur  Deutschen  Reichsbank.*) 


♦)  Vorschläge,  die  auf  anderen  Wegen  ähnliche  Ziele  zu  erreicliea 
suchM,  siad  ia  folgeadea  Schriften  enthalten:  crrwcnen 

*  ?'\?rl?**  Ru«icka -Wirtschaftliche  Dynamik,  Selbsthilfe  der  Staa- 
w"ei"^19^v""^         (Ostcrreicliischer  Wlrtschaftsverlag,  Payer  &  Co., 

n  .^r-  ^[^^^^^  Reisch,  Universitätsprofessor,  Finanzmialster  a. 
Präsident  der  österreichischen  Nationalbank  a.  D.  , Exportf örderune  dnr<£ 
aktive  Währungspolitik«  (Wien,  Verlag  Julius  Springer,  1935); 

Dr.  Richard  Fuks  (Zagreb)  „Außenhandelsförderung  durch  Kompen- 
la  JttU  19(Ä)°"  ^^^^^r  Wirtschaftswoche,  4.  Jahrgang.  Nr.  28  vom 

Edgard  Milhau(|.  Professor  an  der  Universität  Genf  „Treve  de  l'Or 
et  Clearing  International«  (Paris  1933,  Maison  Coop6rat!ve  du  Livre), 

?noc^  ,  .u  rV"®  '^^^  ®"  marche  -  La  Compensation  Organis^e  (Paris 
1935,  Librairie  du  Recueil  Sirey),  derselbe  „La  Compensation  Interna- 
tionale Integrale"  (Geneve  1935,  En  vente  au  siege  du  Görnitz  d'action 
pour  Ia  Compensation  Internationale  Integrale); 

Edgard  Milhaud,  U.  v.  Beckerath,  Walter  Zander,  H.  Ritters- 
hausen,  K.  Kflttel,  M.  A.  Heilpern:  »Organisation  des  Echanges  et 
Creation  de  TravaU*  (Paris  1935,  Ubralrie  du  RecueU  SIrcy); 

Ulrich  V.  Beckerath  „Cr^er  du  Travail  doit-II  n^cessairement  coo- 
ter  de  l'Argent?«  (Paris  193$,  Ubrtlria  da  Reca^l  Sirey). 


3  Riedl,  Außenhandel 
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Das  ZaMungs-  und  Kreditüberankimimeii  würde  die  Export- 
kreditibankcn  der  vertittgscIiHeßeiideii  Staaten  verpfUchti»!,  die 
Aiisiiiiir  ifaree  eigenen  Landes  nach  dem  Gebiete  des  anderen 
vertnigseiiließ^den  T^ks  in  der  Weise  zu  finanzieren,  daß  sie 
WecliMl,  wekbe  die  E]iqp#rteure  ihres  Landes  auf  die  Impor- 
teure des  andmn  vertragschließenden  Teiles  ziehen,  diskontieren, 
falls  die  Earoordi^lliiUDk  des  Einfuhrlandes  über  die  Kredit- 
würdigkeit des  Emplipiigers  der  exportierten  Ware,  also  des 
Trassaten  undAkisplantcii  des  Wechsw,  sowie  der  fon  ihm  alka- 
f als  beigestelltm  Girant^  eine  günstige  Auskunft  erteilt  und 
diese  dadurch  bekräfti|^  daß  sie  seiner  Untmchrift  ihr  Aval 
beifüfft.  SelbstverstiiÜlieh  bitte  auch  <He  Ei^rdaredätbank  des 
Ausfulirlandes,  wenn  der  Wechsel  bei  ihr  zum  Diskont  einge- 
reicht wird,  das  Geschäft  und  die  einrdchende  Firma  zu  zen- 
surieren. 

Von  ^ößter  Wichtigkeit  ist  die  Festhaltung  des  Grundsatzes, 
daß  im  Rahmen  des  Uebereinkommens  nur  Warenwechsel,  unter 
Umständen  auch  Wechsel,  die  aus  einem  unsichtbaren  Export 
entsprungen  sind,  keinesfalls  aber  Finanzwechsel  zur  Diskontie- 
rung gemngen  dürfen.  Das  Uebereinkommen  ist  nicht  dazu 
bestimmt,  neue  Möglichkeiten  der  Geldbeschaffung  zu  er- 
adiließen,  sondern  soll  ledigMch  die  Finanzierung  des  Austausches 
von  Waren  und  Dienstleistungen  erleichtem  und  bewirken,  daß 
man  den  Ausgleich  der  Zahlungsbilanz  nicht  mehr  durch  ge- 
waltsame Drosselung,  sondern  durch  Steigerung  dieses  Aus- 
tausches herbeizuführen  sucht.  Das  Zusammenwirken  der  betei- 
ligten Exportkreditbanken  und  der  hinter  ihnen  stehenden  Noten- 
banken bei  der  Zensurierung  der  Expjortwechsel  ist  das  beste 
Mittel,  die  Durchführung  dieses  Grundsatzes  zu  gewährleisten. 

Die  Beschaffung  der  für  die  Diskontierung  der  Exportwechsel 
erforderlichen  Mittel  würde  dadurch'  erfolgen,  daß  die  Export- 
kreditbank des  Ausfuhrlandes  die  von  ihr  diskontierten  und 
vorher  von  ihrem  Schwesterinstitute  im  Einfuhrlande  mit  dem 
Aval  versehenen  Wechsel  bei  ihrer  Notenbank  rediskontieren 
läßt 

Die  Wechsel  hätten  auf  die  Währung  des  Ausfuhrlandes, 
jedoch  nicht  auf  effektive  Zahlung  in  dieser  W^ährung  zu  lauten 
und  wären  bei  der  Notenbank  des  Einfuhrlandes  zahlbar  zu 
stellen.  Der  Wechselschuldner  hätte  infolgedessen  den  Wechsel 
bei  dieser  Notenbank  nach  seiner  Wahl  entweder  in  der  Währung, 
auf  die  er  lautet,  oder  in  der  Währung  des  Schuldnerlandes 
nach  dem  Kurse  des  Zahlungstages  einzulösen.  Welche  Notie- 
rung der  Umrechnung  in  diese  Währung  zugrunde  zu  legen  ist 
(die  Notierung  im  Einfuhrlande,  im  Ausfuhrlande  oder  an  einem 
neutralen   Platze),   wäre  im  Uebereinkommen  selbst  zu  be- 


stimmm  oder  besoockrer  Vereinbarung  zwischen  den  beiden 
Notenbanken  vorzubehalt^.  Unter  Umständen  kann  es  sich  auch 
als  notwendig  erweisen,  feste  Umrechnungskurse  zu  vereinbaren, 
die  von  Zeit  zu  Zeit  einer  Ueberprüfung  und,  wenn  nötig,  einer 
AJbänderung  unterzogen  werden.  Jedenfalls  müßten  diese  über 
die  Art  der  Kursbestimmung  getroffenen  Vereinbarungen  als 
all  gemeine  Regel  gleichmäßig  für  sämtliche  Umrechnun- 
gen aus  einer  Währung  in  die  andere  gelten,  die  nach  den 
Bestimmungen  des  Uebereinkommens  erforderlich  werden  sollten. 
Die  Notenbank  des  Einfuhrlandes,  bei  der  der  Wechsel  zahlbar 
ist,  wäre  verpflichtet,  die  Wechselsumme  am  Verfallstage,  so- 
bald die  Einlösung  erfolgt  ist,  der  Notenbank  des  Ausfuhrlandes 
in  dessen  Währung  gutzuschreiben,  auf  die  ja  der  Wechsel  auch 
gelautet  hat.  Das  Uebereinkommen  würde  jedoch  die  Be- 
stimmung enthalten,  daß  eine  Transferierung  des  gutgeschrie- 
benen Betrages  weder  in  der  Währung  des  Ausfuhrlandes,  noch 
in  anderen  Devisen  oder  in  Gold  gefordert  werden  kann.  Das 
Guthaben  kann  nur  zu  gegenseitiger  Verrechnung  oder  zu  Zah- 
lungen verwendet  werden,  die  im  Einfuhrlande  zu  den  im 
Uebereinkommen  zugelassenen  Zwecken  geschehen,  es  sei  denn, 
daß  Ausnahmen  von  diesem  Grundsatz  im  Uebereinkommen 
ausdrücklich  vorgesehen  wurden  oder  daß  die  Notenbank  des 
Einfuhrlandes  die  Transferierung  in  Gold  oder  Devisen  aus 
eigenem  Willen  vorziehen  sollte.  Sofern  bei  solchen  Verrech- 
nungen und  Zahlungen  eine  Umrechnung  der  gutgeschriebenen 
Beträge  in  die  Währung  des  Einfuhrlandes  notwendig  werden 
sollte,  ist  sie  nach  dem  Kurse  des  Tages  der  Zahlung  oder 
Verrechnung  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  Regeln  vorzu- 
nehmen, die  für  die  Kursbestimmung  bei  Umrechnioigmi  vec- 
einbart  wurden. 

Bei  der  Einlösung  jedes  Esmortwechsels  fließen  der  Noten- 
bank des  Einfuhrlandes  eigene  Noten  in  einem  Betrage  zu,  der 
dem  Gegenwerte  der  zugunsten  der  Not«d>ank  des  Ausfuhr- 
landes in  dessen  Wähnmg  gutgeschriebenen  Wechselsumme  am 
Tage  der  Einlösung  entspricht.  Daher  trägt  von  diesem  Tage 
an  die  Notenbank  des  Einfuhrlandes  das  Risiko  einer  Entwertung 
ihrer  Noten  gegenüber  der  Währung  des  Ausfuhrlandes,  währ^3 
es  bis  dahin  dem  Wechselschuldner  zur  Last  fiel.  Auf  der  anderen 
Seite  erwächst  ihr  ein  Valutagewinn,  wenn  die  Währung  des 
Ausfuhrlandes  sich  entwertet. 

Jede  der  beiden  Notenbanken  hätte  der  anderen  täglich  die 
Höhe  des  Guthabens  mitzuteilen,  das  b^  ihr  durch  die  Ein- 
lösung der  Exportwechsel  seitens  ihrer  Importeure  angewacfasoi 
ist  und  dbenso  auch  alle  Auszahlungen  und  Venechnungen,  die 
zu  Lasten  dieses  Guthabens  vorgenmunea  wurden.  IHe  beiden 


15 


NotoilMuik«!!  hAbeii  daher  jeclerzeit  volle  Udbersiclit  Üier  die 
Bewegung  der  beiderseitiseii  Guthaben  udmI  Ober  die  Entwicklung 
des  im  Hahmen  des  Aläonini^s  nch  vollziehenden  Verkehrs. 

In  bestimmten  Zeiträumen  (monatlich,  viertel-,  halb-  oder 
ganzjährig)  wären  die  beiderseitigen  Guthaben  gegeneinander 
abzurechnen.  Soweit  dabei  eine  Umrechnung  von  einer  Währung 
in  die  andere  notwendig  wird,  ist  diese  nach  dem  Kurse  des 
Tages  der  Abrechnung  unter  Beobachtung  der  allgemeinen  Re- 
geln vorzunehmen,  die  für  die  Kursbestimmung  bei  Umrech- 
mmgen  gelten. 

Für  den  Fall,  als  sich  bei  der  Abrechnung  auf  der  einen 
oder  der  anderen  Seite  ein  durch  Gegenforderungen  nicht  ge- 
deckter Saldo  ergeben  sollte,  wären  für  dessen  Verwendung  im 
Vertrage  Bestimmungen  zu  treffen. 

Als  Verwendungsmöglichkeiten  kirnen  in  Betracht: 

a)  Durchführung  verstärkter  Warenbezüge  auf  Rechnung  die- 
ses Saldos; 

b)  Bezahlung  von  Forderungen,  die  das  im  Warenverkehr 
passive  Land  aus  dem  Titel  des  unsichtbaren  Exportes 
(Reise-  und  Fremdenverkehr,  Transportleistungen,  Nach- 
richtendienst, Auswanderergelder,  Versicherungen  etc.)  an 
das  im  Warenverkehr  aktive  Land  zu  stellen  hat; 

c)  Erwerb  von  Forderungen  des  passiven  Vertragspartners  an 
dritte  Länder,  denen  gegenüber  er  in  seiner  Zahlungsbilanz 
aktiv,  also  Gläubiger  ist,  zum  Zwecke  der  Bezahlung  von 
Verbindlichkeiten  gegenüber  diesen  Ländern,  die  sich  aus 
Warenbezügen  oder  aus  dem  Titel  des  unsichtbaren  Ex- 
portes ergeben  (Dreiecksverkehr); 

d)  Verzinsung  und  Rückzahlung  von  Schulden,  die  das  im 
War^verkehr  aktive  Land  gegenüber  dem  passiven  Ver- 
tragspartner eingegangen  ist,  wobei  zwischen  verschiedenen 
Schuldkategorien,  indewndere  zwischen  flehen,  die  aus 
der  Zeit  vor  dem  Vertragsabschluß  stammen  und  solchen, 
die  erst  «Däter  eingegangen  wurden,  unterschieden  und 
auch  dne  Banfoidmmg  zwischen  ihnen  festgestellt  weiden 
k5nnte; 

e)  derartige  Schuldoizahlun^en  an  dritte  Länder  im  Dreiecks- 
verkehr, analog  wie  dies  mn  Punkt  c)  für  Verbindlichkeiten 
vorgesehen  ist,  die  aus  Warenbezügen  oder  aus  dem  Titel 
des  unsichtbaren  Exportes  herrühren. 

Die  Reihenfolge,  in  der  die  \  erschiedenen  Verwendungsmög- 
lichkeiten zum  Zuge  kommen,  wäre  in  dem  Uebereinkommen 
festzulegen.  Soferne  der  Saldo  durch  die  Verwendung  zu  den 


angeführten  Zwecken  nicht  ausgeschöpft  werden  sollte,  wäre 
er  zunächst  für  die  kommende  Abrechnungsperiode  auf  neue 
Rechnung  vorzutragen. 

Der  m  Verbindung  mit  dem  Zahlungs-  und  Kreditüberein- 
kommen abzuschließende  neue  Handelsvertrag  hätte  vor 
allem  die  Verpflichtung  zu  enthalten,  den  im  Rahmen  des  Zah- 
lungs- und  Kreditübereinkommens  sich  abwickelnden  gegenseiti- 
gen Verkehr  keinerlei  Verboten,  Beschränkungen,  Behinderungen 
oder  Erschwerungen  zu  unterwerfen,  die  nicht  in  diesem  Ver- 
trage oder  in  dem  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen  aus- 
drücklich vorgesehen  worden  sind.  Daher  würden  auf  diesen  Ver- 
kehr die  Ein-  imd  Ausfuhrverbote,  Kontingentierungen  und  Kom- 
pensationen, die  Beschränkimgen  und  Reglementierungen  des 
Zahlungsverkehrs  und  alle  anderen  Beschränkungen,  die  für  den 
nicht  imter  das  Uebereinkommen  fallenden  Verkehr  der  vertrag- 
schließenden Teile  mit  dem  Auslande  bestehen,  keine  Anwendung 
finden,  sondern  durch  die  Bestimmungen  des  neuen  Vertrages 
und  die  darin  enthaltene  grundsätzliche  Neuregelung 
des  Verbots-  und  Kontingentwesens  ersetzt  werden. 

Des  weiteren  wären  im  Vertrage  tarifarische  Verein- 
barungen zu  dem  Zwecke  zu  treffen,  die  im  Zeitpimkte  seines 
Abschlusses  bestehenden  Zölle  in  möglichst  weitem  Umfange  zu 
ermäßigen  oder  zu  binden.  Durch  die  Einschränkung  ihrer  Gel- 
tung auf  den  im  Rahmen  des  Zahlungs-  und  Kreditüberein- 
kommens  sich  abwickelnden  Verkehr  könnte  die  Bereitwilligkeit 
zu  erheblicher  Senkung  des  Tarifniveaus  wesentlich  verstärkt 
werden. 

Um  diese  Einschränkung  zu  ermöglichen,  müßte  der  Vertrag 
endlich  auch  Vereinbarungen  über  die  Stellung  der  vertrag- 
schließenden Teile  zur  Meistbegünstigungsfrage  und 
über  ein  gemeinsames  Vorgehen  in  dieser  Beziehung  enthalten. 

Durch  die  Verbindung  des  Zahlungs-  und  Kreditübereiiikom- 
mens  mit  einem  Handelsvertrage  soll  Giewähr  dafür  geboten  wer- 
den, daß  die  beabsichtigte  Wirkung  auf  die  Vergrößerung  des 
Handelsvolumens  im  gegenseitigen  Verkehr  der  vertragschließen- 
den Teile  nicht  durch  emseitig  ergriffene  protektionistische  Maß- 
nahmen gestört  und  auf  diese  Weise  die  Aufsaugung  einer  etwa 
^tstehenden  Spitze  durch  Warenbezüge  gehindert  werden  kann. 

Für  den  Fall,  als  ein  Passivsaldo  sich  trotzdem  durch  eine 
im  Uebereinkommen  festzusetzende  Anzahl  von  Abrechnungs- 
perioden fortschleppen  oder  ein  bestimmtes  Maß  übersteigen 
sollte,  würden  sich  die  vertragschließenden  Teile  verpflichten, 
in  Verhandlungen  darüber  einzutreten,  welche  Aenderun- 
gen  an  dem  Ha ndels vertrage  vorzun^unen  oder  welche 
andere  Maßnahmen  im  gemeiDsamea  ESrnvemehiii^  imd 
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mit  ^egcutcitiger  UntmÜtuing  ikr  beteiUgteii  Regieniiigen  zu 
«ffrafen  wirai,  um  dna  Abttattin^^  dieses  Saldos  durch  Waren 
und  Leistui^^  oder  dnrdi  Au^u  des  Dreiecksverkehrs  zu  er- 
mlkdiclieii* 

Als  stindiges  Organ  für  solche  Verhandlungen, 
sowie  im  allgemeinen  für  die  Ueberwachung  des  im  Rahmen 
des  üebereinkommens  sich  abwickelnden  Verkehrs  und  für  die 
Beratung  der  Maßnahmen,  die  zu  seiner  Erleichterung  und  zur 
Erreichung  des  mit  dem  Uebereinkommen  verfolgten  Zweckes 
jeweils  notwendig  oder  empfehlenswert  erscheinen,  wäre  eine 
aus  Vertretern  beider  Regierungen  und  den  erfor- 
derlichen Sachverständigen  zusammengesetzte 
Kommission  zu  bilden  und  mit  den  nötigen  Vollmachten 
auszustatten. 

Für  den  Fall,  als  auch  die  von  der  Kommissioii  beschlosse- 
nen Aenderungen  des  Handelsvertrages  und  die  s<Misti^en  von 
ihr  empfohlenen  Maßnahmen  nicht  genügen  sollten,  me  Aus- 
schöpfung oder  wesentliche  Vermindenmg  des  auf  einer  Seite 
bestehenden  Passivsaklos  herbeizufuhren,  wäre  im  Vertrage  seine 
Tilgung  mit  Hilfe  eines  langfristigen  amorti- 
sablen  Anlehens  vorzusehen.  Dieses  Anlehen  könnte  ent- 
weder vom  aktiven  Vertragstefl  gewälut  weiden  oder  den  Gegen- 
stand einer  intemationalen  Kreditoperatimi  bilden,  zu  deren 
Durchführung  die  Bank  für  internationale  Zahlungen 
in  Basel  herangezogen  werden  könnte.  Aus  dem  Erlös  dieses 
Anlelms  wären  die  Forderungen  abzudeckm,  weldie  die  Noten- 
bank des  aktiven  Vertragsteib  an  die  des  passiven  auf  Grund 
des  ZahlungsQbereinkommens  zu  stellen  hat.  Auf  diese  Weise 
würde  vertragsmäßig  die  Rückkehr  zu  einem  Vorgange  herbei- 

Seführt  werden,  der  sich  früher,  in  Zeiten  größerer  Frdhdt 
es  Verkehrs  der  Güter,  der  Menschen  und  der  Karatalien 
aut^Hnatisch  einstellte,  wma  tiefgreifende  Stöiungen  des  Gleich- 
gewichtes der  Zahlungsbilanz  eines  Landes  eintraten.  Diese  An- 
lehen würden  voraussichtlich  in  der  Recel  auf  die  Währung 
des  aktiven  Vertragspartners,  hm  intemattMialen  Anldien  unter 
Umständen  alternativ  auf  mduere  Währungen  lauten;  dodi 
müßte  wohl  zugelassen  werdcai,  daß  die  7^\tmft  der  Zinsen  und 
Tilgunmraten  auch  in  der  Währung  des  Schuldnerlandes  nach 
dem  Kurse  des  FäOigkeits-  bezw.  Zahhmgstages  geleistet  wer- 
den können,  wobei  mi  «ihre  Abstattung  imd  Verm^ung  die- 
sdben  Regeln  anzuwenden  wären,  wie  für  Waronscfaulden,  die 
aus  einem  im  Rahmen  des  Zahlungs-  und  Kiedltflberemkom- 
mtm  durchgeführten  Geschäfte  herrühien.*) 

*)  Siehe  intee  Seite  S4i 


Der  Abschluß  von  Zahlungs-,  Kredit-  und  Handelsüberein- 
kommen der  hier  beschriebenen  Art  könnte  zunächst  in  der 
Form  reiner  Bilateralverträge  zwischen  einzelnen  Staa- 
ten gedacht  werden.  Durch  den  Zutritt  neuer  Partner,  die  mit 

i'edem  der  beiden  ursprünglichen  Vertragsteile  ein  Ueberein- 
:ommen  gleicher  Art  schließen,  könnte  das  Vertragsverhältnis 
später  so  ausgebaut  werden,  daß  ein  System  innerlich 
zusammenhängender  Bilateralverträge  entsteht, 
das  schließlich  eine  ganze  Gruppe  von  Staaten  umfaßt.  Ebenso 
ist  es  auch  denkbar,  dieses  Vertragssystem  von  vornherein  plan- 
mäßig durch  Verhandlungen  zu  schaffen,  die  gemeinsam  oder 
mindestens  parallel  zwischen  einer  Mehrzahl  von  Staaten  geführt 
werden,  ähnlich  den  Verhandlungen  über  den  Abschluß  der 
mitteleuropäischen  Handelsverträge  von  1891.  Endlich  kann  es 
unter  Umständen  vorteilhaft  erscheinen,  an  Stelle  einer  ganzen 
Anzahl  miteinander  zusammenhängender  Bilateralverträge  einen 
einzigen  Multilateralvertrag  zu  setzen,  der  von  allen 
daran  beteiligten  Staaten  gemeinsam  verhandelt  wird  und  spä- 
terem Beitritt  neuer  Partner  offensteht. 

Welche  dieser  Vertrags-  und  Verhandlungsformen  gewählt 
wird,  ist  eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit,  die  nach  den  Zeit- 
umständen und  nach  der  besonderen  Lage  des  einzelnen  Falles 
zu  beantworten  ist.  Für  die  ersten  Versuche  dürfte  wohl  nur  die 
einfachste  Fonn  in  Betracht  kommen:  der  Abschluß  dnes  Bi- 
lateralvertrages, durch  den  sich  zwei  einzelne  Staaten  zur  Er- 
reichung des  bezeichnelai  Zweckes  verbinden,  wenn  auch  bereits 
mit  der  Absicht,  dieses  Vertragsverhältnis  durch  den  Zutritt 
anderer  Staaten  auszubauen  und  ihm  offenzuhalten. 


Die  Zweiteilung  des  ganzen  Üebereinkommens  in  einen 
finanziellen  Teil,  das  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen, 
imd  in  einen  handelspolitischen,  den  Handelsvertrag,  be- 
dingt auch  getrennte  Behandlung  des  Inhaltes  beider  in  der 
weiteren  Darstellung. 

Demgemäß  wird  in  dem  folgenden  (dritten)  Kapitel  zu- 
nächst das  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommeh 
eingehender  Erörterung  unterzogen,  sowohl  hinsichtlieh  seines 
Innaltea  und  seiner  Wirkungen,  wie  hinsiehtlich  der  Einwendun- 
gen, die  dagegen  erhd»en  werden  könnten,  währoid  die  Analy- 
se des  Handelsvertrages,  die  dne  wmterausgreifende 
Darstellung  erfordert,  dem  vierten  Kapitel  vorbehalten 
bldbt 
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Drittes  Kapitel 

Die  finanziellen  Vertragsbestimmungen 

Das  Zahlungs-  und  Kreditfibereinkommen 

wA*  /k'  ^*  °*f  X*"*"*«****™         «nge  Verbindung  und 

Id  de™' h-S^f  '^^^'^  ^^^^  «J««"  finan-ziellen 
imd  dem  handelspolitischen  TeUe  der  Vereinbarungen  besteht 

^J^V'ZS^  dT  bt  ht'??e^i  ^ra^^i^f 
vertragen  m  eine  lime  zu  stellen.  Es  unterscheidet  sich  jedoch 
von  ihnen  sehr  w«witUch:  vor  allem  dadurch,  daß  es  keii'e 
h^ti^^^T^J^Ay%^''^:''^  schafft,  sondern  vorhandene 
Sä  '  ^uJ^^  "^^  internationalen  Geschäftes 

vidtacht  noch  wchtiger  erschemen  mag,  auch  dadurch,  daß  der 
BxportTOr,  sobald  seme  auf  den  Empfänger  der  Ware  im  Ein- 

von  seiner  Exportkreditbank  zum 
ttoskont  angciwimnen  ist,  ohne  Verzug  sein  Geld  erhält  und  mit 
den  weiteren  Zahlungen  und  Verrechnungen  nichts  mehr  zu  tun 
toat,  wenn  nicht  der  unwahrscheinUche  Fall  eintritt,  daß  ein 
Kcgreßanspruch  gegen  ihn  geltend  gemacht  wird.  Denn  das 
?®  *f  Exportkreditbank  des  Einfuhrlandes  der  Unter- 
schrrft  des  Akzeptanten  beifügt,  bedeutet  in  Wahrheit  für  jedes 
Md  itahmen  des  Uebereinkommens  durchgeführte  Geschäft  eine 
^xportkreditversicherung,  die  nicht  nur  der  diskon- 
tierenden Exportkreditbank  des  Ausfuhrlandes  und  der  Noten- 
bank, die  den  Wechsel  in  Rediskont  nimmt,  sondern  auch  dem 
Aussteller  zustatten  kommt.  Ein  Kredit  Verlust,  der  sich 
aus  mangelnder  Zahlungsfähigkeit  des  Importeurs  und  Akzep- 
tanten ergibt,  belastet  in  erster  Linie  die  Exportkreditbank  des 
Lmtuhrlandes,  die  ihre  günstige  Auskunft  über  seine  Kredit- 
würdigkeit mit  ihrem  Aval  bekräftigt  hat  und  die  Verantwor- 
tung  dafür  tragen  muß.  Die  Bank,  die  den  vom  Exporteur 
gezogenen  Wechsel  diskontiert  oder  rediskontiert,  hat  Verluste 
aus  dieser  Kreditgewährung  kaum  zu  besorgen.  Der  Importeur 
hattet  ihr  als  Akzeptant,  die  Exportkreditbank  des  Einfuhrlandes 
als  Bürge  und  schließlich  der  Exporteur  des  eigeoeii  Lttules  als 
Aussteller  des  Wechsels. 
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Das  Verfahren,  das  nach  dem  Uebereinkommen  bei  der  Ge- 
währung und  Abwicklung  der  Exportkredite  beobachtet  werden 
^l'J^**         ™*  Vorgange  gemein,  der  im  Remboursge- 

schäfte mit  überseeischen  Ländern  üblich  ist.  Diese  Aehnlich- 
kcit  würde  sich  noch  steigern,  wenn  das  Aval  der  Exportkredit- 
bank  des  Einfuhrlandes  dadurch  überflüssig  gemacht  würde, 
daß  der  Importeur  die  Firma  des  Ausfuhrlandes,  von  der  er 
die  Ware  bezieht,  bei  der  Exportkreditbank  seines  Heimat- 
landes —  sei  es  direkt,  sei  es  durch  Vermittlung  seiner  gewöhn- 
lichen Bankverbindung  —  akkreditiert  und  den  Exporteur  er- 
mächtigt, unmittelbar  auf  sie  zu  trassieren.  Die  bezogene  Bank 
hätte  auf  Grund  des  erteilten  Akkreditivs  ihr  Akzept  zu  geben, 
so  daß  ihr  dieselbe  Rolle  zidväme,  die  im  Ueberseegeschäft 
beim  Rembours  über  London  den  dortigen  Akzepthäusern"  zufällt. 

Ein  ähnliches  Vorgehen  hat  sich  übrigens  in  der  Nachkriegs- 
zeit auch  im  innereuropäischen  Verkehr  in  immer  weiterem 
Umfange  eingebürgert,  um  der  durch  Währungswirren  und 
krisenhafte  Verhältnisse  hervorgerufenen  Unsicherheit  zu  be- 
gegnen. Der  Käufer  verpfUchtet  sich  vielfach,  den  Verkäufer  bei 
einer  Bank  zu  akkreditieren  und  diese  zur  Auszahlung  des 
Fakturenbetrages  gegen  Vorlage  der  Frachtdokumente  zu  er- 
mächtigen. In  anderen  Fällen  leistet  die  Bank  Bürgschaft  für 
den  Käufer,  indem  sie  die  Begleichung  der  Faktura  unmittelbar 
garantiert  oder  dem  Käufer  durch  ihre  Garantie  bei  einer  Bank 
des  Ausfuhrlandes  einen  Kredit  zur  Bezahlung  der  Ware  ver- 
schafft.*) 

Das  vorgeschlagene  Verfahren  bewegt  sich  daher  in  Gleben, 
die  dem  Handel  keineswegs  ungewohnt  sind. 

So  sehr  es  geeignet  sein  mag,  Kredit  Verluste  auszu- 
schließen, bliebe  doch  die  Gefahr  bestehen,  daß  für  die  Export- 
kreditbank des  Ausfuhrlandes,  welche  die  Exportwechsel  dis- 
kontiert hat  und  für  die  Notenbank,  die  sie  in  Rediskont  nimmt, 
aus  Valutaschwankungen  erhebliche  Verluste  ent- 
stehen können,  namentlich  wenn  längere  Zeit  verstreicht,  bis 
eine  entstandene  Spitze  wieder  abgebaut  wird.  Um  diese  Ver- 
lustgefahr zu  beseitigen,  wird  vorgesehen,  daß  die  Einlösung 
der  Exporttratten  zwar  in  Zahlungsmitteln  der  eigenen  W  ährung 
des  Bezogenen  nach  dem  Kurse  des  ^  erfallstages  geschehen  kann, 
daß  jedoch  die  Notenbank  des  Schuldner landes  die  Wechsel- 
summe in  der  Originalwährung,  d.  i.  in  derjenigen  des  Gläu- 
bigerlandes gutzuschreiben  hat,  ohne  daß  sie  deswegen  verpflich- 
tet wäre,  eine  Transferierung  in  dieser  Währung,  in  Devisen 
eines  dritten  Landes  oder  in  Gold  vorzun^men. 

♦)  Vergl.  Ottel:  Die  Technik  des  wirtschaftlichen  Verkehrs.  Wien  1927. 
Maoz'wlie  Untversitätsbuchhandluiig.  S.  185  u.  187  ff. 
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Die  Gutschrift  in  cbr  Wihnuig  des  GUiiiiigerlaiidei  würde 
ledigtich  kewiri£eii,  daß  die  Kaufioraft  des  Guthabens  unversehit 
bleibt,  s^lai^^  die  Wihnnig  des  GUhibigerlandes  kerne  Wert^ 
vemiiiideniiig  erleidet  l^ditt  solche  cio,  so  hat  das  be- 
tieffeode  Land  und  smie  Notenbank  den  Schaden  sich  selbst 
Bumschreiben.  Wenn  dagegen  die  Wihrunc  des  Schuldnerlandes 
enen  Sturz  erleidet,  wiikt  sich  dies  fOr  &b  GUubigerland  nur 
als  dne  aeitweifige  Frimikrung  von  Importen  aus  dem  Schuld- 
neiiande  aus;  doin  in  diesen  Falle  wMst  die  Kaufkraft  seines 
Guthabe  im  Schuldno-lande  mmessen  an  der  Ware,  die  dem 
lückgang  des  Gddwertes  erhdbUch  limgsamer  mit  den  Preisen 
lol||t.  Das  Entstehen  einer  solchen  Warenbewegung  ist  gleich- 
idtig  das  natirlielie  Heilmittd  för  Sdiwankungen  des  Geld- 
wertes nach  untiai,  solange  diese  keinen  allzu  großen  Umfang 

Im  Falle  einer  gewollten  Abwertung  oder  einer  massivm 
Inflation  im  Schuldnerlande  kann  sich  allerdings  für  dessen 
Notenbank  ein  Valutarisiko  ergeben.  Denn  wenn  zwischen  dem 
Inkasso  des  Wechsels,  aus  dem  das  Guthaben  entstanden  ist, 
und  seiner  Verwendimg  zur  Verrechnung  oder  zu  Zahlungen  im 
Schuldnerlande  ein  Zeitraum  liegt,  innerhalb  dessen  sich  eine 
Geldentwertung  vollzogen  hat,  ist  der  Betrag,  den  die  Notenbank 
beim  Inkasso  als  Gegenwert  der  in  der  Währung  des  Ausfuhr- 
landes ausgedrückten  Wechselsummc  in  ihren  eigene  Noten 
erhalten  hat,  niedriger  als  der  Betrag,  den  sie  in  diesen  Noten 
aufwenden  muß,  um  das  Guthaben  durch  Verrechnung  oder 
Auszahlung  zu  tilgen.  Es  ist  aber  nur  gerecht,  wenn  dieFolgen 
selbstgewolltcr  oder  selbstverschuldeter  Gcld- 
entwertune  von  dem  Lande  getragen  werden,  in 
dem  sie  sich  ereignet.  Die  möglichst  weitgehende 
Anwendung  dieses  Grundsatzes  auf  Schuldvcr- 
hältnisse,  die  aus  dem  Warenverkehr  hervor- 
gehen, ist  sogar  geeignet,  die  spätere  Stabilisie- 
rung der  Währungen  vorzubereiten  und  zu  ihr 
hinüberzuleiten.  Das  Zahlungs-  und  Kreditfibereinkommen 
wirkt  für  den  Handel  als  ein  Stabilisierungsersatz,  der 
schließEch  zur  Stabilisierung  führen  soll. 

Gegen  die  Finanzierung  des  Exportes  durch  Diskontierung 
von  Exportwechseln  könnte  endlich  noch  der  grundsätzliche  Ein- 
wand erhoben  werden,  daß  die  Ausgabe  von  Noten  zu  diesem 
Zweck  eine  übergroße  Vermehrung  des  Notenum- 
laufes im  Exportlande  und  inflationistische  Wir- 
kungen nach  sich  ziehen  könnte.  Dem  ist  entgegenzuhalten, 
daß  das  im  Vertrage  vorgesehene  Verfahren  auf  strenger  Ge^en- 
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seitigkeit  beruht.  Wenn  die  Bank  auf  der  einen  Seite  ihren 
Not^umlaul  dadurch  vermehrt,  daß  sie  Wechsdl  in  Rediskont 
nimmt,  die  von  ihren  Exporteuren  auf  die  Inmorteure  des 


Seite  alle  Firmen  des  eigenen  Landes,  die  im  Rahm^  des  Ud>er- 
eink<»nmens  Waren  aus  dem  Gd[>iet  des  andere  Vertragsteiles 
importieren,  gehalten,  die  dafür  laufenden,  auf  sie  gezogenen 
Wechsel  bei  den  Schaltern  der  Bank  in  deren  Noten  einzulösen, 
so  daß  ean  automatischer  Rückfluß  von  Noten  eintritt.*) 

Eine  Gewähr  dafür,  daß  dieser  Rückfluß  nicht  durch  ein- 
seitige Maßnahmen  eines  Vertragsteües  unterbrochen  werdm 
kann,  wird  durch  die  Vereinbarung  gdbot^i,  daß  der  im  Rahmen 
des  Zahlungs-  und  Kreditöbereink<Hnm^  sich  abwickdnde  Ver- 
kehr von  allen  Verboten,  Kontingentierungen  und 
sonstigen  Beschränkungen  befreit  sein  soU,  welche 
die  vertraasehli^etiden  Teile  zum  Sdiutze  ihrer  Währung  gegen 
die  vorgeoliche  Bedrohung  durch  eine  ungünstige  G^taltung  ihres 
Außenhandels  imd  ihrer  Handelsbilanz  eii^eführt  haben  oder 
in  Zukunft  einführen  sollten. 

Ausnahmen  von  diesem  Grundsatze  sollen  nur  insoweit 
statthaft  sein,  als  sie  im  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen 
oder  in  dem  damit  verbundenen  Handelsvertrage  ausdrücklich 
vorbehalten  werden. 

Gegenüber  Staaten,  die  sich  dem  Uebereinkommen  nicht  an- 
schließen, würden  selbstverständlich  Verbote  und  Beschränkun- 
gen des  Verkehrs  aufrechterhalten  oder  neu  verhängt  werden 
können.  Ebenso  würde  es  auch  möglich  sein,  daß  zwischen  Staaten, 
die  dem  Zahlungs-  und  Kreditübereinkonunen  beigetreten  sind, 
außerhalb  dieses  Uebereinkommens  ein  Verkehr  stattfindet,  der 
den  bisherigen  Beschränkungen  und  Regelungen  unterworfen 
bleibt.  Der  Handel  hätte  dann  die  Wahl  zwischen  dem  neura 
System  und  der  bisherigen  Art  des  Verkehrs,  so  daß  auf  keinm 
Fall  etwas  verdorben  werden  könnte. 

Eine  weitere  Bürgschaft  dafür,  daß  der  Rückfluß  der  bei  der 
Diskontierung  der  £jqportwechsel  ausgegebenen  Noten  nicht  ins 


*)  Die  tschechoslowakische  Notenbanlc  bevorschußt  heute  schon  For- 
derungen einheimischer  Exporteure  aus  dem  Clearingverkehr  mit  anderen 
Ländern,  sobald  die  Notenbank  des  Schuldnerlandcs  die  Einzahlung  des 
Fakturenbetrages  durch  den  dortigen  Importeur  gemeldet  hat,  in  der  An- 
nahme, dafi  die  dabei  ausgegebeneo  Noten  dttrch  die  Eiazahltuigen  zarfick- 
füeßen,  die  von  tschechosiowakisdita  inportettrea  bei  ihr  im  CiiMUlag- 
verkthr  geleistet  werdea. 
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SSrJI  ^  Verbindmig  des  Zahlungsüber- 

rS^^^nT*  "^^"f,  gleidiieitig  abzuschließenden  Handels- 
S^^2LP^\f\^  stdwnden  Einfluß  protektionistischer 
^wmugm  mmehh^üm  mtd  den  gegenseitigen  Austausch  von 
Waren  und  L^tune«»  m  erleichtem,  daß  die  Möglichkeit  glatter 
llS^T°\  ««««^^  etwa  entstehenden  lassh  - 

Mldos  durch  vciBtärktc  Einfuhr  aus  dessen  Gebieten  geschaffen 
und^  ittedurch  dazu  beigetragen  wird,  ein  vernünftiges  Gleich- 

S!™^^?^^  u''''  ^«^l^'-seitigen  Verpflichtungen  und  For- 
derungen herzustellen  und  aufrechtzuerhalten. 

Für  den  Fall  größerer  oder  andauernder  Störungen  dieses 
Gleichgewichtes  wird  endlich  die  ein  verständliche  Aen- 
derung  des  Handelsvertrages  zu  dem  Zwecke  in  Aus- 
sicht genommen,  dem  ins  Passivum  geratenen  Vcrtragstdil  den 
Export  und  bedurch  die  Abtragung  des  Saldos  zu  «leichtem, 
noch'^übri^lSb^  «ßöewsn  Vcrwendui^öglichkeitcn 

Aehnlich  wie  durch  handelspolitische  Mittel  (Ermäßigung  von 
Zöllen,  Befreiung  von  Verboten  oder  Erhöhung  von  Kontingenten) 
kann  die  Warenbewegung  z\\ischen  den  Vertragsstaaten  auch 
durch  unterschiedliche  Bemessung  der  Diskont- 
raten für  Exportwechsel  beeinflußt  werden.  Wenn  man  für 
Wechsel  auf  Länder,  in  denen  sich  eine  Spitze  herausbildet, 
den  Diskont  hinaufsetzt,  bremst  dies  die  Ausfuhr  nach  solchen 
€d>ielen  und  hemmt  daher  weiteres  Wachstum  der  Spitze. 
Auf  der  anderen  Seite  kann  die  Verstärkung  der  Ausfuhr  nach 
Staaten,  denen  gegenüber  man  selbst  in  ein  wachsendes  Passi- 
vum zu  geraten  fürchtet,  dadurch  begünstigt  werden,  daß  man 
für  Ausfuhrtratten,  die  auf  sie  im  Rahmen  des  Uebereinkommens 
gezogen  werden,  den  Diskont  herabsetzt.  Die  Wirkung  der  han- 
delspolitischen Maßnahmen,  die  zur  Herbeiführun<r  eines  Aus- 
gleiches ergriffen  werden,  könnte  durch  eine  derartige  Hand- 
habung der  Diskontschraube  wesentlich  verstärkt  werden.  Unter 
Umständen  vermöchte  eine  differenzielle  Festsetzung  des  Diskonts 
handelspolitische  Hilfen  sogar  zu  ersetzen,  was  mit  Rücksicht 
auf  bestehende  Meistbegünstigungsverpflichtungen  wichtig  wer- 
den könnte. 

l^r  Abschluß  des  Zahlungs-  und  KreditübrninkoniBiens  soll 
un  Endzwecke  dazu  führen,  daß  man  den  Ausgleich  der  Zah- 
lungsbilanz nicht  durch  gewaltsame  Drosselung  der  Einfuhr,  son- 
dern durch  Steigerung  der  Ausfuhr  zu  bewirken  sucht,  wobei 
selbstverstindlich  aut  die  Notwendigkeit  Rücksicht  genommen 
werden  muß,  ein  Passivum  der  HandeisbilanB  bestehen  zu  Uuseo» 
wenn  es  durch  Gegenforderungen  des  passiven  Vertragsteiles 
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aus  dem  Titel  des  unsichtbaren  Exports  und  alter  Forderungen 
aufgewogen  oder  im  Dreiecksverkehr  ausgeglichen  wird 

Nur  im  ^ißersten  Falle,  wenn  alle  Mittel  zur  Herbeiführung 
des  Ausgleiches  versagen,  soll  der  Kredit  emspringen,  indem 
em  hartnäckig  fortgeschleppter  Saldo  schließUch  in  eine  kon- 
solidierte Schuld  venvandelt  und  eine  dauernde  Fehl- 
biUmz  auf  dem  Wege  des  Kredits  ausgeglichen  wird.  Was  vor 
dem  Kriege  regehnaßig  von  selbst  eingetreten  ist,  wenn  die 
Währung  eines  Landes  durch  dauernde  Passivität  seiner  Zah- 
luugsbiknz  in  Gefahr  kam,  soll  auf  diese  Weise  vertragsmäßig 
wieder  zur  Uebung  gemacht  werden.  Die  Unterbringung 
eines  solchen  An lehens  dürfte  nicht  schwerer  fallen  als 
die  so  vieler  politischer  Anleihen,  die  über  Wunsch  der 
Kegierungen  ms  Publikum  gepumpt  worden  sind. 

Es  können  allerdings  Fälle  eintreten,  wo  man  von  vornherein 
Grund  hat,  mit  der  dauernden  Anhäufung  großer  und  ständig 
wachsender  Guthaben  zu  rechnen,  deren  Aufsaugung  auch  dann 
bchwiengkeiten  begegnet,  wenn  man  die  Mittel  des  Kredites 
dazu  heranziehen  will.  In  solchen  Fällen  läßt  sich  jedoch  un- 
^  gemessenes  Anwachsen  der  Spitzen  und  allzu  häufiger  Appell 
an  den  Kredit  durch  vorbeugende  Vereinbarungen  verhindern. 
.?^r  u Passivsaldo  kontingentieren,  indem  man  einver- 
standhch  emen  Betrag  festsetzt,  über  den  hinaus  er  nicht  an- 
wachsen  darf.  Wird  diese  Grenze  überschritten,  so  ist  der  zum 
Glaubiger  gewordene  Vertragsteil  befugt,  wenn  auch  nicht  ver- 
ptlichtet,  die  weitere  Diskontierung  von  Exportwechsehi,  die  auf 
Angehörige  des  anderen  Vertragsteiles  gezogen  werden,  einzu- 
Stel  en,  auf  diese  Weise  die  eigene  Ausfuhr  abzubremsen  und 
hiedurch  das  weitere  Anwachsen  des  Saldos  zu  verhindern.  Der- 
jenige Vertragstell  hingegen,  zu  desswi  Lasten  der  Saldo  ffeht, 
bleibt  berechtigt,  mit  der  Diskontierung  weiter  fortzufahren  und 
so  seinen  Passivsaldo  durch  fortgesetzten  Export  nach  dem  Ge- 
biete des  anderen  Vertragsteils  zu  verringern.  Wenn  der  Saldo 
verschwunden  oder  bis  auf  einen  bestimmt«!,  von  vornherein 
testzusetzenden  Betrag  heruntergemindert  worden  ist,  muß  auch 
aut  der  Gegenseite  mit  der  Diskontierung  von  Exportwechsehi 
wieder  begonnen  und  hiedurch  das  Zahlungsübereinkommai  för 
beide  Teile  wieder  voU  wirksam  gemacht  werdai.  Die  Auaiiltzunff 
dieses  Verfahrens  zur  nachträglichen  SabatM»ung  des  Vertragt 
ist  dadurch  ausgeschlossen,  daß  die  Initiative  dem  aktiv  gebße- 
benen  Vertragsteil  zugeschoben  wird.  Dieser  ist  lebhaft  daran 
interessiert,  semen  Export  aufrechtzuarhakcn.  Er  wird  es  daher 
höchst  unangenehm  empfinden,  daß  er  ihn  durch  Einstellung 
der  Diskontierung  von  Exportwechsehi  selbst  unterbinden  solL 
JSr  nmß  bei  soh^^  Beginnen  mit  starken  Widerstanden  bei 


mmm  Bevdlkiiiiaii|r  fechiieii  und  mrd  sich  daher  zu  diesem 
Schritt« mir  cntBchJießeii,  warn  er  kerne  andere  Wahl  mehr  hat 
und  «le  denkham  Afitle]  mchfipft  and,  eine  Verringerung  des 
Saldos  auf  andere  Art  herheizulOhpen.  Viel  geringeren  Wider- 
stand bitte  der  int  «Passivuni  geratene  Staat  zu  gewärti^^en, 
wenn  «r  die  Einfuhr  aus  dem  Gebiete  des  anderen  Vertra^s- 
teile»  diDsseln  woll^  m  tun,  verwehrt  ihm  jedoch  der  Ver- 
trag. Oa»  einai^^  Mttlel,  das  er  zur  Glattstellung  seiner  Bilanz 
anwenden  kann,  ist  die  'Vemiebrung  seiner  sichtbaren  und  un- 
sichtbaren Ausfuhr  und  der  andere  Teil  ist  seinerseits  wieder 
yerpflicfatet,  ihn  daran  durch  Verbote  und  Beschränkungen  des 
V^ehrs  nicht  zu  hindern. 

Udingens  würden  solche  Beschränkungen  auch  dem  Interesse 
der  Notenbank  des  aktiven  Partners  zuwiderlaufen;  denn  in  der 
H^e  des  Saldos  befinden  sich  bei  ihr  Noten  im  Umlauf,  die  sie 
bei  der  Diskontierung  von  Exportwechseln  ausgegeben  hat.  Diese 
Notm  fheß^  nur  in  dem  Maße  zurück,  als  ein  Inländer  (gleich- 
gültig ob  ein  Privater,  eme  öffentliche  Körperschaft  oder  der 
Staat)  bei  ihr  in  ihren  Noten  Einzahlungen  leistet,  um  dadurch 
eine  Anweisung  auf  ihr  Guthaben  bei  der  anderen  Notenbank 
zum  Zwecke  von  Zahlungen  zu  kaufen,  die  er  im  Gebiete  des 
anderen  Vertragsteiles  oder  durch  dessen  Vermittlung  in  einem 
dritten  Lande  leisten  will.  Es  bleibt  dabei  ohne  Belang,  ob  diese 
Zahlung  sich  auf  einen  Warenbezug,  auf  den  Ankauf  eines  Reise- 
schecks, auf  die  Einlösung  eines  Coupons,  auf  den  Erwerb  von 
Effekten  oder  auf  irgendeine  andere  AuslandsverbindUchkeit 
bracht. 

Zur  Aufzehrung  des  Guthabens  gibt  es  nur  zwei  Wege:  ent- 
weder seine  verstärkte  Verwendung  zur  Leistung  von  Zahlungen, 
die  sich  aus  unsichtbarem  Import,  aus  dem  Dreiecksverkehr 
und  aus  bestehenden  Schuldverpflichtungen  ergeben  oder  die 
Vermehrung  der  Einfuhr  aus  dem  Lande,  in  dem  sich  das 
Guthaben  angesammelt  hat.  Die  Notenbank  des  Gläubigerlandes 
wird  unter  Umständen  sogar  dazu  schreiten  müssen,  den  Import 
aus  dem  Schuldnerlande  künstlich  zu  fördern,  vor  allem  aber 
bei  ihrer  Begierung  auf  die  Ermäßigung  von  Zöllen  und  auf 
die  Beseitigung  anderer  Hindemisse  zu  dringen,  die  seiner  Ent- 
faltung im  Wege  stehen. 

Der  Mechanismus  des  Zahlungsübereinkom- 
mens wirkt  daher  automatisch  zugunsten  einer 
Vergrößerung  des  Handelsvolumens  im  gegen- 
seitigen Verkehr  und  eines  Abbaues  der  Handeis- 
hemmnisse. 

Die  Abstattung  des  Saldos  in  Gold  oder  Devisen 
oder  die  Ausfuhr  eigener  Noten  zu  diesem  Zweck  wird  in  kdnon 
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Fall  in  Aussicht  genommen,  sofern  sie  nicht  im  Zuge  der  Um- 
wandlung eines  Passivsakbs  in  eine  konsolidierte  Schuld  erfolgt 
oder  von  dem  Staate,  bei  dessen  Not^ank  sich  ein  Guthaben 
zugunsten  des  anderen  Vertragsteiles  ansammelt,  selbst  ge- 
wdnscht  wird. 

Das  vorgeschlagene  Zahlungsübereinkommen 
stellt  den  Versuch  praktischer  Verwirklichung 
des  theoretisch  bereits  anerkannten  Grundsatzes 
dar,  daß  internationale  Verpflichtungen  nur  in 
Waren  und  Dienstleistungen  bezahlt  werden  kön- 
nen und  daß  der  Gläubiger,  der  bezahlt  werden 
will,  dem  Schuldner  Gelegenheit  geben  muß,  W  a- 
ren  zu  liefern  oder  Dienste  zu  leisten. 

Von  entscheidender  Bedeutimff  für  den  Aufbau  des  ganzen 
Flmies  ist  die  ständige  Ueberwachung  und  Leitung 
seiner  Durchführung  durch  die  Notenbanken  der 
beteiligten  Staaten;  denn  nur  durch  die  Konzentration  des  Zah- 
lungsverkehrs in  ihren  Händen  kann  bewirkt  werden,  daß  der 
maßlosen  Ueberschätzung  der  Handelsbilanz  ein  Ende  gesetzt 
und  ihr  wieder  die  wesentlich  bescheidenere  Rolle  zugewiesen 
wird,  die  ihr  zukommt:  die  Rolle  eines  einzelnen,  wenn  auch 
noch  so  bedeutungsvollen  Teilstückes,  das  sich  in  das  Ganze  der 
Zahlungsbilanz  eines  Landes  organisch  eingliedern  muß  und 
nur  im  Zusammenhang  mit  diesem  Ganzen  verstanden  und 
behandelt  werden  kann. 

Auch  die  Zwischenschaltung  der  Exportkreditbanken  darf  diese 
Konzentration  nicht  beeinträchtigen.  Es  wird  Sache  der  Noten- 
banken selbst  sein,  sich  den  notwendigen  unmittelbaren  Einfluß 
auf  deren  Geschäftsführung  zu  sichern  und  die  zu  diesem  Zwecke 
erforderlichen  organisatorischen  Maßnahmen  zu  treffen. 

Die  Einschiebung  der  Exportkreditbanken  ist  vor  allem  not- 
wendig, um  zu  vermeiden,  daß  die  Notenbanken  durch  die 
Uebernahme  der  Aufgaben,  die  das  Uebereinkommen  ihnen  zu- 
weist, mit  ihrem  Statut  in  Widerspruch  geraten.  Sie  erleichtert 
die  Beibringung  der  für  die  Bankfähigkeit  eines  Wechsels  not- 
wendigen Anzahl  von  Unterschriften  und  macht  es  dadurch 
möglich,  auch  kleinere  Firmen,  die  erfahrungsgemäß  in  vielen 
Fällen  gerade  in  der  Erzeugung  von  Exportwaren  außerordentlich 
leistungsfähig  sind,  zu  den  Exporten  heranzuziehen,  die  sich  im 
Rahmen  des  Uebereinkommens  vollziehen.  Sie  bringt  femer  eine 
Entlastung  der  Notenbank  des  Ausfuhrlandes  von  den  Risken 
der  Kreditgewährung  mit  sich,  da  sie  es  ermögücht,  daß  die 
Exportkreditbank  des  Einfuhrlandes  und  mittelbar  durch  sie 
auch  dessen  Notenbank  die  Haftimg  für  die  Einbringtichkeit 
der  Wechselforderung  öb^mimmt« 
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Endlich  vermögdi  die  Expordcrcditbankcn,  liie  ihrer  Natur 
nach  dem  War^geediifte  ungleich  näherstehen  als  die  Noten- 
banken, emen  viel  engeren  Zusannnenhan»  mit  den  Kreisen 

r^l^^JTt'^A^I^'  ExportT«3  Importhandels  zu 
Pf  legen,  airf  ihre  Bedürfnis^  näher  einzugeh«  und  diesen  Fach- 
kreisen  in  ihrer  Verwaltung  imd  Leitung  eine  entsprechende  Ver- 
tretung zu  sichern,  auf  der  andeien  Seite  aber  auch  erhöhte 
Gewahr  lur  ^chkundige  Prüfung,  Bewidhmg,  Ueberwachung 
und,  wo  es  nötig  ist  auch  Beeinfluswmg  der^in  den  RahmeS 
des  Zahlungs-  und  Kreditühereinkommcns  faUenden  Geschäfte 
zu  bieten.  £uie  solche  Beemlhissung  kann  insbesondere  dann 
erforderlich  werden  wmn  die  Mttd  der  staatlichen  Handels- 
politUc  sich  mcht  als  ausreichend  erweisen,  eine  derarti"^e  Stei- 
gerung der  Einluhr  zu  bewirken,  daß  «itstehende  efnseitiffe 
Spitzen  dadurch  aulgesaugt  werden.  Das  Zusanmienwirken  der 
^portkreditbanken  beider  an  dian  Ueberemkommen  beteilifften 
Staaten  vermöchte  hier  überaus  wertvolle  Dienste  zu  leisten 
nam«^thch  wenn  ihnen  in  irgendeiner  Form,  zum  Beispiel  iii 
der  emes  lureditverbandes,  eine  Organisation  der  Expor- 
teure »ind  Importeure,  die  im  Rahmen  des  Zahlungs- 
iberemkommens  Geschäfte  zu  machen  wünschen,  angegliedert 
würde.  °  ° 

Kreditbegünstigungen,  die  von  den  beiden  Export- 
kreditbanken im  gegenseitig«!  Einvernehmen  gewährt  werden, 
ktoten  ein  wirksames  Mittel  zur  Förderung  zusätzlicher  Im- 
porte bilden.  Als  Vorbild  dafür  können  die  Kreditbegünstigungen 
dimm,  die  in  den  sogenannten  Dreiecksverträgen  zwischen 
Itahen,  Ungarn  und  Oesterreich  vorgesehen  sind.  Es  ließe  sich 
sogar  denken,  daß  die  beiden  Banken  bei  der  Eskomptierung 
der  durch  ihre  Hände  laufenden  Exportwechsel  und  beim  In- 
kasso eine  mäßige  Gebühr  einheben,  die  dazu  dienen  würde, 
einen  von  ihnen  gemeinsam  zu  verwaltenden  Ausgleichs - 
fonds  zu  bilden  und  hiedurch  die  Mittel  für  eine  Prämiierung 
von  Exporten  und  Importen  zu  schaffen,  die  im  Interesse  glatter 
Abwicklung  des  in  dem  Üebereinkommen  vorgesehenen  Zah- 
lungsverkehrs wünschenswert  erscheinen.  Umgekehrt  kann  es 
unter  Umständen  aber  auch  ihre  Aufgabe  sein,  das  Entstehen 
einer  Spitze  im  Warenverkehr  durch  ihren  Einfluß  zu  begün- 
stigen, um  einen  Ausgleich  von  Forderungen  zu  ermöglichen, 
die  aus  dem  unsichtbaren  Export,  aus  den  beiderseitigen  Kredit- 
beziehungen oder  aus  der  Umleitung  des  Zahlungsverkehrs  mit 
dritten  Ländern  über  den  anderen  Vertragsteil  (Dreieckver- 
kehr) sich  ergeben. 

Selbstverständlich  können  auch  bestehende  Bankinstitute  mit 
den  Aufgaben  einer  Exportkreditbank  betraut  werden.  Wesent- 
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Heb  ist  jedoch  in  allen  Fällen  die  unbedingte  Unterordnung  unter 
die  Führung  der  Notenbanken,  auf  deren  Zusammenwirken  der 
ganze  Mechanismus  des  Zahlungsübereinkommens  aufgebaut  ist, 
in  deren  Händen  daher  auch  die  verantwortliche  Leitung  liegen 
muß.  Die  Exportkreditbanken  können  nur  ihre  Helfer  und  Werk- 
zeuge sein. 

Wenn  eine  größere  Zahl  von  Staaten  durch  den  Abschluß 
wechselseitiger  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen  der  vorge- 
schlagenen Art  Glieder  eines  Vertragssystems  geworden  sein 
sollten,  würde  als  naturgemäße  Folge  der  maßgebenden  Stellung, 
die  den  Notenbanken  der  beteiUgten  Staaten  dabei  zukäme,  auch 
der  Bank  für  internationale  Zahlungen  in  Basel 
eine  neue  Aufgabe  erwachsen,  die  völlig  in  der  Richtung  der 
Absichten  gelegen  wäre,  die  man  mit  ihrer  Gründung  verfolgte. 
Sie  hätte  das  Zusammenwirken  der  beteiligten  Notenbanken  zu 
fördern  und  zu  regeln;  sie  hätte  unterstützend  einzugreifen,  wo 
m  Durchführung  des  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommens  inter- 
nationale Kreditoperationen  notwendig  werden;  vor  allem  aber 
könnte  es  ihre  Aufgabe  sein,  den  Dreiecks-  oder  besser  gesagt 
Vielecksverkehr  zwischen  den  Mitgliedern  des  Vertragssystems 
zu  organisieren  und  für  dessen  Abwicklung  dne  intmationale 
Clearingstelle  zu  bilden. 


4  Ritdl.  Außenhandel 
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Viertes  Kapitel 


Die  handelspolitischen  Vertrags- 
bestimmungen*) 

1.  Nutimidii^eit  der  Erginnmg  des  Zahlungs-  und  Kredit- 
ttereinkeiniiieiis  durch  einen  Handelsvertrag 

^  Das  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommen  befreit  von  der 
Notwiaidigkeit,  zum  Schutze  der  Währung  die  Einfuhr 
gewallMiii  zu  beschrinken.  Pie  Regierungen  werden  hiedurch 
zwar  der  Ml%Eehkeit  beraubt,  diese  Notwendigkeit  als  bilHgen 

*)  Vgl  zu  diesen  Kapitel  von  älteren  Schriften  des  Verfassers  die 
folgenden : 

»Die  Meistbegünstigung  in  den  europäischen  Handels- 
linjiß^^  ^jy*®"  ^928.  im  Verlage  der  österreichischen  Gruppe  der 
mim  HandeUainmer)  auch  in  französischer  Übersetzung  er- 

.Kollektivalction  zur  Erleichterung  des  internationalen 
Handels  in  Europa«  (1926,  Verlag  der  österr.  Gruppe  der  Internatio- 
nalen Handelskammer)  auch  in  französischer  und  englischer  Übersetzung 
erschicaait 

.Kollektivaktion  zur  Senkung  der  Tarife"  (Sonderabdruck 
mm  .Internationale  Wirtschaft-,  Aprilheft  1929,  Vierteljahrsschrift  der 
Internationalen  Handelskammer,  38  Cours  Albert  Itr  Paris)  auch  franzö- 
sisch und  englisch  erschienen; 

»ö««"*«**  ?bcr  die  Meistbegünstigungsklausel-  (Amster- 
damer Kongreß  1929  der  InternatiODalen  Handelskammer  in  Paris,  38  Cours 
M>ert  ler); 

„Kollektiver  Zollabbau  und  Europäisches  Wirtschaf ts- 
bündnis«,  Anträge  der  österreichischen  Gruppe  der  Internationaleti 
Handelskammer  zu  den  Beschlüssen  der  X.  Völkcrbundversammlunit  (Wien. 
Verlag  von  Julius  Springer,  1929); 

»Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung-,  Bericht,  erstattet 
an  die  Internationale  Handelskammer,  auch  in  französischer  und  engH- 
Sdier  Übersetzung  (Wien,  Verlag  Julius  Springer,  1931); 

.Zwischen  zwei  Weitwirtschaftskonf erenzen",  Vortrag, 
fibalten  In  Haag  am  25.  März  1933  für  das  Koninglijke  Instituut  van  In- 
geniottrs»  abgedruckt  In  der  Zeitschrift  ,De  Ingenieur-  1933,  Nr.  14; 
...  •Jnnercuropäische  Handelspolitik-,  Weltirirtscbaftllches  Ar- 
chiv, 39.  Band,  Heft  1,  Januar  1934,  Seite  13  ff; 

.Außere  Handelspolitik"  (Wien  1931,  Druck  und  Verlag  der 
Osterreichischen  Staatsdruckerei); 

Eine  wertvolle  zusammenfassende  Darstellung  der  Wandlungen,  die 
sich  in  Theorie  und  Praxis  der  Handelspolitik  voUzogen  haben,  enthält  Dr. 
L.Sommefs  .Neugestaltung  der  Handelspolitik-  (1935,  Carl 
Heymanns  Verlag  BerUn  und  Österreichischer  Wirtschaftsverlag  Wien). 
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Vorwand  für  Maßnahmen  zu  benutzen,  die  in  Wirklichkeit  rdn 
protektionistisclm  Zwecke  dienoi,  doch  hindert  dies  nicht,  dai3» 
bei  den  Interessenten  der  Wunsch,  bei  den  Regierungen  der 
Wüle  bestehen  bldbt,  der  heimischen  Erzeugung  einen  mehr  oder 
weniger  weitgehenden  Schutz  gegen  den  Wettbewerb 
des  Auslandes  zu  sichern. 

Dieser  Wille  macht  sich  in  unserer  Zeit  sogar  stärlser  und 
unbedenlclicher  geltend  als  je  zuvor. 

Die  Periode  der  Währungswirren,  in  der  wir  immer  noch 
leben,  hat  Handel  mid  Verbrauch  an  die  unglaublichsten  Be- 
schränkungen der  Verkehrsfreiheit  gewöhnt  und  den  Widerstand 
erlahmen  lassen,  der  sich  sonst  gegen  derartige  iVIaßnahmen  er- 
hob. Man  kann  der  Bevölkerung  heute  auf  diesem  Gebiete 
Dinge  zmnuten,  die  früher  schärfste  Kritik  und  erbitterten 
Widerstand  hervorgerufen  hätten.  Sie  werden  wie  ein  unaus- 
weichliches Sciiicksal  liingenommen. 

Fallen  auf  diese  Weise  starke  Hemmungen  weg,  die  den 
Ausschreitungen  des  Protektionismus  früher  im  Wege  standm. 
so  wird  auf  der  anderen  Seite  die  Boreitwilligkdt,  protdctionisti- 
sch^  Wünschen  entgegenzuk<munen,  dadurch  erhöht,  daß  sich 
ein  grundsitslicner  Wandel  in  der  theoretischen 
Einstellung  zu  den  Problemen  der  Wirtschaft 
vollzogen  hat. 

Früher  herrschte  die  Anschauung  vor,  <laß  die  Strömung^ 
der  Waren,  des  Geldes  und  des  Kapitds  in  gegoiseitiger  Ab- 
hängigkeit zueinander  stehen  imd  v<m  unerbitriich  waltraden 
Gesetzen  der  Zwedonäßigkeit  bestmunt  werd^;  daß  der  Mensch 
sich  diesen  Gesetze  muß,  weil  ilure  Mißachtung  Unheil 

bringt;  daß  auf  diese  Weise  die  Dinge  um  dea  Menschen  ein 
Eigenleben  führen  und  daß  die  Gesetze,  die  dieses  Leben  be- 
stinun^  auch  die  wirtschaftliche  Tätigkeit  des  Möschen  be- 
herrsdic».  Diese  Grundsätze  werden  m  zunehmendem  Maße 
durdi  die  Auffassung  verdrängt,  daß  der  Mensch  das  Maß  aller  . 
Dinge,  Mittelpunkt  und  Zweck  aller  Wirtschaft  und  daher  be- 
rufen sei,  ihr  durch  seine  Gemeinschaften  Wege  nicht  nur  zu 
beretten,  sondern  auch  vorzuschreiben;  daß  gemeine  Wohlfahrt 
regelnden  Emzntt  des  Staates  in  den  natürlichen  freien  Ablauf 
der  Wirtschaitevorgänge  rechtfertige,  ja  oft  sogar  erfordere; 
und  daß^  dabei  auch  ein  Abgehen  von  den  „Gesetzen  der  Zweck- 
mäßigkeit'^ notwendig  werden  könne. 

So  s^Tnpathisch  es  berühren  mag,  daß  an  die  Stelle  der 
Automatik  des  Wirtschaftslebens  der  regelnde  und  ordnende 
Wille  des  Menschen  und  menschlicher  (Gemeinschaften  gesetzt 
werden  soll,  so  groß  sind  die  Gefabren,  die  sich  dabei  ergebe. 
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Denn  es  ist  oft  nur  eine  feine  Linie,  eine  leicht  verletzbare  Gren- 
ze, welche  die  gdbotene  Wahrung  gemeinen  Wohles  von  regel- 
loser Willkür  trennt  Gerade  auf  dem  Gdnete  der  Ifandelspolitik 
ist  diese  Gren^inie  oft  sehwer  zu  finden  und  festzidudten.  Die 
starke  Betonung  der  Souveränität  des  menschlichen  ^IHflens 
menUher  den  Dingen  und  den  sie  beherrsdienden  Gesetze 
mma  Met  Msht  dtm  verleiten,  in  möglichst  weit  getrichener 
Autarkie  das  wirtsdiaftspoBtische  Ideal  zu  e^lidcen,  oder  kimn 
nundeslens  dazu  führen,  daß  man  protektionistischen  Strömun- 
gen und  Wünschen  von  voiiiherein  eine  gewisse  grundsitztiche 
Berechtigung  zuerkennt  und  ihnen  aus  diesem  Grunde  größeres 
Wohlwo&en  enteegenhrmgt,  als  zulässig  wäre,  wenn  man  für  die 
Unterscheidung  zwischen  berechtigtem  und  un- 
berechtigtem Protektionismus  einzig  und  allein  die 
Rücksicht  auf  das  Gemeinwohl  als  Maßstab  gelten 
heße« 

Ein  Gemeininteresse  kann  mit  Fug  angenommen  wer- 
den, wo  nicht  nur  rein  wirtschaftliche  E^ägungen,  sondern 
auch  soldie  höherer  Ordnung  in  Frage  kommen. 

So  kann  es  für  den  Staat  von  größter  Bedeutung,  ja  unter 
Umständen  eine  Lebensfrage  sein,  die  Versorgung  mit  be- 
stimmten Gütern  wenigstens  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
durch  die  inländische  Erzeugung  gesichert  zu  wissen,  insbesondere 
im  Hinblick  auf  die  Möglichkeit,  daß  die  Freiheit  des  Bezuges 
dieser  Güter  aus  dem  Auslande  durch  kriegerische  Verwick- 
lungen, die  vielleicht  sogar  nur  einen  Nachbarstaat  betreffen, 
bedroht  werden  konnte.  Man  braucht  ja  bloß  an  die  Beschränkun- 
gen zu  erinnern,  die  neutrale  Länder  sich  während  des  Welt- 
Krieges  in  ihrer  eigenen  Versorgung  gefallen  lassen  mußten,  um 
den  Alliierten  Sicherheit  dafür  zu  bieten,  daß  Lebensmittel  und 
wichtige  Rohstoffe  nicht  auf  dem  Umwege  über  ihr  Gebiet  nach 
dem  Deutschen  Reiche  oder  Oesterreich-Ungarn  gelangen  konn- 
ten. Diese  Erwägune  kann  die  Erhaltung  gewisser  Produktions- 
zweige unbedingt  gebietoi,  so  daß  selbst  Verbote  und  Kontingen- 
tierungen der  Einfuhr  gerechtfertigt  erschdnen  können,  wesm 
die  Mittel  der  Zollpolitik  nicht  ausreichen. 

In  bestimmten  Fällen  kann  es  femer  notwendig  erscheinen, 
die  Erhaltung  eines  bestimmten  Wirtschaftszwei- 
ges und  der  in  ihm  verwurzelten  Bevölkerungsschicht  unter 
allen  Umständen  zu  gewährleisten,  nicht  weil  man  die  Herstellung 
einer  bestinunten  Ware  im  Inlande  zu  sichern  oder  Kapitals - 
Verluste  und  die  Schwierigkeiten  der  Umstellung  auf  eine  andere 
Produktion  zu  venneiden  wünscht,  sondern  weil  staatspoli- 


tische  und  soziale  Erwägungen  erster  Ordnung 
es  unweigerlich  gebieten. 

Dies  gilt  insbesondere  von  der  Erhaltung  der  Landwirt- 
schaft. 

In  den  europäischen  Ländern  —  in  Frankreich  und  Deutsch- 
land oder  in  Holland  und  in  der  Schweiz  ebensogut  als  in 
Rumänien  oder  Bulgarien  —  ist  der  Landwirt  nicht  ein  Ge- 
treide- oder  Viehfabrikant  wie  in  Amerika  oder  ein  Arbeiter 
in  einem  genossenschaftlichen  oder  staatlichen  Großbetrieb  wie 
in  Rußland,  sondern  —  wenigstens  der  ganz  überwiegenden 
Mehrzahl  nach  —  ein  Bauer,  der  zu  seinem  Boden  in  einem 
gefühlsmäßigen  Verhältnisse  steht,  mit  ihm  verwachsen  ist  und 
seinen  Besitz  nicht  als  eine  Kapitalsanlage,  sondern  als  eine 
Gelegenheit  betrachtet,  unabhängig  von  anderen  durch  seiner 
eigenen  Hände  Arbeit  und  durch  die  Arbeit  seiner  Familie  den 
Lebensunterhalt  zu  gewinnen.  Die  Erhaltung  dieses  mit  der  Scholle 
verbundenen,  gesunden,  kräftigen  und  von  Natur  aus  konserva- 
tiven Bevölkerungsteiles  ist  gerade  unter  den  heutigen  Umstan-  . 
den  eine  Forderung,  an  der  kein  Staatsmann  vorbeigehen  kann, 
der  es  mit  seinem  Lande  und  seinem  Volke  ehrlich  meint  und 
einen  klaren  Blick  für  geschichtliche  Notwendigkeiten  hat. 

Dazu  kommt  noch  ein  weiteres  Mom^t.  Die  Landwirtschaft 
ist  erdgebunden.  Sie  kann  nur  erzeuge,  was  Boden  und  Klima 
erlauben.  Ein  Wechsel  der  Produktion  ist  daher  nur  in  be- 
schränktem Maße  möglich.  Die  Industrie  besitzt  eine  ungleich 
größere  Elastizität.  Sie  ist  nicht  in  gleicher  Weise  wie  die  Land- 
wirtschaft von  natürlichen  Voraussetzungen  abhängig  und 
sich  daher  auch  viel  leichter  auf  eine  andere  Erzeugung  um- 
stellen. Dem  Landwirte  muß  man  die  Erzeugung  derjenigen 
Produkte  wirtschaftlich  möglich  machen,  die  er  naä  der  Natur 
des  Landes  erzeugen  kann. 

Schwieriger  als  in  den  angeführten  Fällen  wird  die  Unter- 
scheidung zwischen  berechtigtem  und  unberechtigtem  Protdc- 
tionismus,  wenn  ein  Gemeininteresse  nicht  unmittelbar, 
aus  Gründen  politischer  und  sozialer  Natur  ins  Spiel  konunt, 
sondern  nur  mittelbar  aus  wirtschaftlichen  Er- 
wägungen abgeleitet  werden  kann,  die  in  mter  Reihe  Privat- 
interessen berühren. 

So  können  Abwehrmaßnahmen  vielleicht  geboten  ersdieinen, 
wo  die  inländische  Erzeugung  von  überlegner  Konkurrenz  des 
Auslandes  in  ihrem  Bestände  bedroht  ist.  Die  gleichen  Maß- 
nahmen würden  jedoch  eine  nicht  zu  rechtfertigende  Belastung 
bedeuten  und  öäntlich^  Interesse  zuwiderlaufen,  wenn  sie 
nur  dazu  dienten,  einen  gesunden  und  in  letzter  Linie  wohl- 
tätig  wirkenden   Wettbewefb   fernzuhalten,   einzelnen  Unter- 


33 


nehmungen  eine  Monopolstellung  im  Inlande  zu  sichern,  ane 
Uebersteigerung  der  Inlandspreise  zu  ermöglichen  oder  in  selbst- 
verschuldete Rückständigkeit  verfallene,  vielleicht  sogar  berdts 
lebensunfähig  gewordene  Betriebe  künstlich  auf  Kosten  der  All- 
gemeinheit zu  erhalten. 

Man  muß  dabei  auch  in  Rechnung  ziehen,  daß  allzu  bereit- 
wiMges  EntgeMikoninien  gegenüber  protektionistischen  W^ün- 
sdien  und  Foiderungm  demoralisierende  Wirkungen  imerwünsch- 
fester  Art  nach  sich  ziehen  kann.  Von  berechtigtem  Verlangen 
nach  Schutz  führt  der  Weg  nur  allzu  häufig  zur  Irreführung 
der  staatMehm  Behörden,  manchmal  auch  zu  verschämter  oder 
unverschämter  Korruption. 

Daher  ist  es  auch  ratsam,  die  Anwendung  der  schärfsten 
Schutzmaßnahme,  des  Einfuhrverbotes,  für  solche  Fälle  grund- 
sätzlich auszuschließen  und  auf  diese  Weise  eine  gewisse  Ab- 
stufung nicht  nur  begrifflich,  wmdem  audi  in  der  Wahl  der 
anzuwendenden  Mittel  zum  Ausdruck  zu  bringen.  Verbote  mösen 
als  ultima  ratio  noch  zugelassen  werden,  wo  es  sidi  um  den 
Schutz  eines  zweifellos  vorhandenen  öffentlich«!  Interesses  han- 
delt, aber  auch  hier  nur  insoweit,  als  dies  unvermeidbar  ist, 
weil  mildere  Mittel  versagen. 

Auf  jeden  Fall  bringen  Schutzmaßnahmen,  die  über  das 
Maß  des  unbedingt  Erforderlichen  und  innerlich  Gerechtfertig- 
ten hinausgehen,  die  Gefahr  mit  sich,  daß  sie  die  Wirkung  des 
Zahlungsübereinkommens  abschwächen,  die  darin  bestehen  soll, 
das  Entstehen  einseitiger  Spitzen  durch  Mittel  zu  verhindern, 
die  keine  Verringerung,  sondern  eine  Erhöhung  des  Handels- 
volumens herbeiführen,  also  die  Abhilfe  nicht  in  der  Be- 
schränkung der  Einfuhr,  sondern  in  der  Steige- 
rung der  Ausfuhr  des  ins  Passivum  geratenen 
Staates  suchen. 

Durch  die  Währunsswirren  und  die  auch  international  nur 
allzu  bereitwüHc  anerkannte  Notwendigkeit  des  Schutzes  der 
Währung  mit  Mtteln  der  Handel^htik  wurde  wildes  Ueber- 
wuchem  protektionistischer  Neigungen  begünstigt,  die  handels- 
poEtifldie  Lage  verdunkelt  und  vcrwiirt  Mit  dem  Vorgeben, 
daß  zur  Auirechthaltung  der  Währung  eine  Verbesserung  der 
Handelsbilanz  notwendis  sei^  wurden  und  werden  auch  heute 
nodi  emfuhierschwercnde  und  cinfuhrverhindemde  Maßnahmen 
jeder  Art  beschlkiigt  und  begründet.  Durch  das  Zahlungs- 
und Kreditübereinkommen  wird  dieser  Vorwand  be- 
seitigt. Der  mit  ihm  verbundene  Handelsvertrag  wird 
Sich<^t  dafür  bietm  müüOi,  daß  die  freiere  Entfaltung  und 
aufsteigende  Intwickhmg  des  g^easettigen  Warenaustauadies 
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nicht  durch  handelspolitische  Maßnahmen  bednträchtigt  wird, 
die  o  h  n  e  Zusammenhang  mit  Währungsfragen  ergriffen  werden. 

Schon  bloße  Erhöhungen  der  Zölle  können  diese  Wir- 
kung haben.  In  noch  höherem  Grade  ist  dies  von  Verboten 
und  Kontingentierungen  der  Einfuhr  oder  von  ihrer 
Bmdung  an  bestimmte  Kompensationen  zu  fürchten.  Eb 
ist  daher  unbedingt  notwendig,  daß  die  an  dem  Zahlungs-  und 
Kreditübereinkommen  beteiligten  Staaten  auch  zu  Vereinbarun- 
gen darüber  gelangen,  in  welchem  Maße  sie  berechtigt  bleiben 
sollen,  durch  einseitige,  ohne  Zustimmimg  des  anderwi  Vertrags- 
teiles  ergriffene  Maßnahmen  den  gegenseitigen  Waraiaustousch 
zu  erschweren  oder  zu  hindern,  und  welche  vertragsmäßige  Aende- 
rungen  des  gegenwärtigen  Zustandes  eintrete  sollen,  um  diesen 
Austausch  nach  Möglichkeit  zu  fördern  und  zu  erldcfatem.  Für 
das  Ausmaß  der  Zugeständnisse  und  Bindungen, 
die  dabei  zu  erreichen  sind,  wird  ^e  Lösung  der  Vorfrage  v<m 
ausschlaggebender  Bedeutung  s^,  ob  die  vortragschMei^iden 
Teile  die  Regelung  ihrer  internationalen  Handekbeziefaungen  auf 
Meistbegünstigung  oder  Gegenseitigkeit  auflMnien 
und  welche  Fassung  im  ersten  Falle  die  Meistbegünstigungskhiusel 
erhält. 

Keinesfalls  wird  man  sich  damit  begnügen  kfinnen,  nach 
dem  Muster  mancher  internationaler  Konventionen  lediglich  all- 
gemeine Leitsätze  für  die  Unterschddung  zwisch»  berechtigtem 
und  unbmchtigt^  ProtektioniBmus  aufeustelloi.  Sie  mögen, 
wenn  man  will,  in  einem  pactum  de  oontraheoMio  Platz  finden, 
als  Richtschnur  für  die  Verhan<Uungen,  die  durch  dieses  ein- 

feleitet  werden  aollen.  Leben  gewinnen  sie  erst  durch  die 
erhandlungen  selbst  Erst  durch  den  hart^  Zusamm^toß 
entgegengesetzter  Anschauungen  und  Interessen  vollzieht  sich 
die  Scheidung  zwischen  beroditi^en  und  unberechtigten  An- 
sprüch«a  auf  Schutz  der  inländischen  Erzeugung,  kann  eine 
veniünfti|e  Mittellinie  zwischen  dem  Wunsche  des  einen,  seiner 
Ausfuhr  nreie  Entfaltungsmöglichkeit  zu  sichern,  und  dem  des 
anderen  gefunden  werden,  den  Bestand  und  die  Entwicklung 
der  heimischen  Erzeuguiig  zu  gewährleisten.  Nur  durch  Ver- 
träge, die  aus  solchen  Verhandlungen  hervorgehen,  gelangt 
nian  zu  einer  wirksamen  Kontrolle  und  heilsamen 
Beschränkung  des  Protektionismus,  in  dessen  Zei- 
chöi  nun  einmal  die  wirtschaftUche  Gesetzgebung  unserer  Tage 
steht.  Eine  Tat,  die  zu  seinem  Abbau  und  zur  Beseitigung 
seiner  Auswüchse  führt,  ist  mehr  wert  als  die  schönsten 
Entschließungen  und  geistreichsten  Beweisfüh- 
rungen zugunsten  vollkommener  Freiheit  des  in- 
ternationalen Handels. 
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2.  Meisilicgiiisligiiiif  oimI  Gegenseitigkeit 


Von  aller  Anfang  ringm  in  der  Handelspolitik  zwei  einander 
widerstreitende  Grundsätze  um  Raum  und  Geltung. 

Der  eine  dieser  Grundsätze  ist  der  der  Gleichheit;  er 
fordert  gleiche  Behandlune  aller  Staaten,  ihrer  Angehörigen,  ihrer 
Waren  und  Sdbilfe,  so  dal  alle  die  gleichen  Rechte  genießen,  die 
gleichen  Lasten  zu  tragen,  die  gleichen  Zolle  zu  aouden  haben. 

Der  andere  GruiMsatz  ist  der  der  Gegenseitigkeit. 
Ir  madit  das  Maß  der  Redite  und  Vorteile,  die  man  gewährt, 
abliän§%  wn  der  Behandlimg,  die  man  sdbst  von  dem  anderen 
erfährt,  so  daß  die  Vorteile,  die  man  zugesteht,  jewdls  durch 
gieiehwertige  aufgewogm  und  erkauft  wmlen  müssen. 

In  vollkonu  inener  Bflinhot  sind  diese  Grundsätze  selten 
verwirklicht  worden.  Selbst  Länder,  welche  die  Gleichheit 
der  Behandlung  aller  als  obersten  Grundsatz  der  Handelspolitik 
anerkannt  wissen  wollen,  beschränken  seine  praktische  ^iwen- 
dmg  mei^  auf  diejenigen  Staaten,  die  ihn  gleichfalls  angenommen 
haboi  und  ihnoi  gegmüber  iben.  In  den  Grundsatz  der  Gleich- 
bflit  mischen  sidi  auf  diese  Art  Elemente  der  Gegenseiti(^eit: 
db  Glcidiheit  wird  zur  vertragsmä^  zugesicherten  Meist- 
begünstigung, die  darin  besteht,  daß  jeder  Vertri^teil 
dem  anderen  verspricht,  ihn  nicht  ungünstipr  zu  behandeln,  als 
irgendeinen  dritten  Staat  und  ihm  alle  Redm  und  Vortdle,  die 
einem  Diitten  eingeräumt  werden,  gleiehlaUs  zu  gewährai,  ohne 
daß  eine  Aufforderung  dazu  abgewartet,  eine  Gegenleistung  ver- 
hmgt  oder  eine  besonäere  Bedingung  gestellt  werden  dfirfte« 

umgekehrt  enthalten  auch  cue^  als  GMsnseitigkeitsverträp 
bezeidmeten  Handelsabk<Hnmen  die  Meistbegfinstmms  in  ab- 
geschwächter Form.  Denn  sie  verpflichte!  die  beiiMn  Vertrags- 
partner, sich  wechselseitig  alle  Rechte  und  Vorteile  ohne  weiters 
einzuräumen,  die  sie  dritten  Staate  unentgeltlich  gewähren, 
und  die  Gegenseitigkeit  besteht  nur  darin,  daß  Zugeständnisse, 
die  einer  von  ihnen  einem  dritten  im  Austausch  f&r  bestimmte 
Gegenleistungen  macht,  von  dem  anderen  auf  Grund  des^  Vct- 
trages  nur  beansprucht  werden  können,  sofern  er  bereit  bt, 
die  gleichen  oder  doch  gleichwertige  Gegenleistungen  zu  er- 
bringen. 

In  der  ersten  Hälfte  des  XIX.  Jahrhunderts  waren  Gegen- 
seitigkeitsverträge dieser  Art  vorherrschend.  Entscheidend  für 
ihre  Ablösung  durch  Meistbegünstigungsverträge  war  der  eng- 
lisch-französische Handelsvertrag  von  1860,  der  sogenannte  Cob- 
denvertrag.  der  eine  Aera  relati\en  Freihandels  und  bedingungs- 
loser Meistbegünstigung  einleitete.  Er  wairde  Muster  und  Vorbild 
für  den  Abschluß  zahlreicher  Verträge.  Nur  die  Vereinigten  Staa- 


ten von  Amerika  blieben  der  Gegenseitigkeit  bis  zum  Kriege  und 
darüber  hinaus  treu.  Sie  vollzogt  erst  mit  dem  Abschluß  des 
deutsch-amerikanischen  Handelsvertrages  vom  8.  Dezember  1923 
den  Uebergang  zum  System  der  unbedingten  Meistbegünstigung, 
zu  dessen  eifrigsten  Vorkämpfern  sie  seither  geworden  sind. 

Trotz  des  Sieges  der  Meistbegünstigung  verschwand  die  Ge- 
genseitigkeit nicht  völlig  aus  den  Verträgen.  Sie  erhielt  sich  im 
Gewände  von  Ausnahmsbestimmungen,  welche  die  Anwendung 
der  M^stbegünstigung  auf  Abmachungen  bestimmter  Art  (Zoll- 
unionoo,  Grenzbegünstigungen)  ausschließen,  so  daß  für  diese 
die  Gegenseitigkeit  der  herrschende  Grundsatz  blieb. 

Ein  gleichfalls  der  Gegenseitigkeit  vorbehaltenes  Gebiet  war 
das  der  Ein-  und  Ausfuhrverbote,  der  Kontingent-  und  Kompen- 
sationsverträge. Obwohl  formell  der  Meistbegünstigung  unter- 
worfen, entziehen  sie  sich  ihr  schon  durch  ihre  Natur,  die  es 
unmöglich  macht,  auch  für  sie  allgemein  gültige  abstraJdie  Re- 
geln S>er  die  Anwendung  des  Grundsatzes  der  Meistbegünstigung 
aufzustellen. 

Im  Kriege  und  in  der  Nachkriegszeit  gewani^n  Verbote,  Kon- 
tinsente und  Kompensationen  eine  solche  Verbreitung,  daß  die 
ZöUe  als  Werkzeug  der  Handelspolitik  weit  hinter  sie  zurück- 
traten und  hiedurcn  der  Grundsatz  der  Gegenseitigkeit  wieder  in 
weitestem  Umfange  zur  Geltung  gebracht  wurde.  Der  Form  nach 
beruhen  die  Handelsverträge  zwar  immer  noch  auf  der  Meistbe- 
günstigung, tatsächlidi  ist  jedoch  deren  Herrschaft  bereits  der- 
art unterhöhlt  und  durchlöchert,  daß  die  off^ie  Rückkehr  zur 
Gegenseitigkeit  manchen  nur  mehr  eine  Frage  der  Zeit  zu  sein 
schemt. 

Gefördert  wird  diese  Entwicklung  dadurch,  daß  die  Meist- 
begfinstigunc  infolge  der  engherzig  formaUstischen  Auslegung, 
die  sie  findet,  zum  hauptsächlichsten  Hindernis  aller  B^tre- 
bungen  ßewordm  ist,  die,  d^  Bedürfnissen  der  Z&t  entsprechend, 
auf  regionalen  Zusammenschluß  wirtschaftlich  aufeinander  an- 
gewiesener Staaten  in  Form  von  Wirtschaftsbändnissen  und  Vor- 
zugsverträgen gerichtet  sind.  Verbote  und  Kontingentierungen 
sind  ein  überaus  bequemes  Mittel,  eine  Vorzugsbehandlung,  die 
man  mit  Rücksicht  auf  bestehende  Meistbegünstigungsansprüche 
offen  nicht  zu  gewähren  wagt,  versteckt  durchzuführen  und 
so  auf  Umwegen  dem  Ziele  eines  wirtschaftlichen  Zusammen- 
schlusses näherzukonmien,  das  man  auf  geradem  Wege  nicht 
erreichen  kann. 

Es  scheint  die  Frage  zur  Entscheidung  heranzureifen,  ob 
es  auf  dem  Vi  ege  über  Verbote,  Kontingente  und  Kompensati- 
onen zur  völligen  Zerbröckelung  der  Meistbegünstigung  und  zu 
ihrem  Ersatz  durch  irgendein  System  von  Gegenseitigkeitsver- 
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einbamiigen  komnieii  mO^  imIct  ob  es  geMiigt,  die  Mdbtbegitaisti- 
gung  mit  ihrm  mbestreitibareii  Vorteiien  för  den  poßen  inter- 
natiaiialoi  Verkehr  dadurdi  zu  erhakca,  da&  man  sie  den  Forde- 
nmgen  der  Zeit  entsprechend  refcMm^rt,  und  insbesondere  die- 
jenigen r^ionalen  Ausnahmen  iron  der  strengen  Regel  vorsieht, 
die  zugekttsen  werden  müssm,  mn  wirtschttthdie  Zusammen- 
scytee  zur  MMung  größerer  Wirtschaftsgebiete  zu  ^ögHchra 
und  zu  erleichtom.  mese  Meinung  klinct  bereits  in  einem  Be- 
richte durch,  der  im  September  1930  der  XI.  Vdlkeribundver- 
sammlung  von  ihrer  IlT  Kommission  unteri>reitet  wurde.  Er 
betrifft  &e  Meislbegünstigungsfrage  und  mthih  folgende  über- 
aus bemerkenswerte  Stelle: 

,Xe  fond  du  probleme  reside  dans  la  preoccupation  de 
trouver  un  terrain  d'entente  entre  deux  conceptions  extremes  qui, 
seloii  les  opinions  contradictoirement  emises,  pourraient  s'ave- 
rer  egalem^t  prejudkiables. 

Une  interpr^tatiou  dopnatique  et  rigide  !>  Pexces  de  la 
clause  de  la  nation  la  phis  lavorisee  —  Interpretation  k  laquelle, 
du  reste,  k  tradition  commerdale  a  d^  longtemps  apport^ 
o^taines  exceptions  d'ordre  geographique  et  ^thnographique  — 
pourrait,  comme  on  l'a  fait  remarquer  au  cours  des  debats, 
rendre  impossibks  des  ajustements  d'ordre  partiel» 
qu'il  serait  bien  imprudent  de  condamner  a  priori  dans  un  mo- 
ment  aussi  grave  que  celui  que  nous  traversons.  D'autre  part, 
il  Importe  d'eviter  que  la  clause  de  la  nation  la  plus  favorisee, 
cet  instrument  inappredable  d'entente  economique  ^tre  les 
poiples,  ne  rabisse  des  atteintes  qui  seraient  de  naturc  k  troubler 
le  roiictionnement  regulier  du  m^canisme  d^ücat  du  commerce 
international. 

Admettre  prudemment  un  certain  degre  de  souplesse  dans 
Fapplication  de  la  clause  lorsqu'il  apparaitrait  indispensable  de 
le  laire  pour  rendre  possible  des  accords  pouvant  representer 
un  veritable  progres  dans  la  vie  economique  des  nations;  eviter 
en  meme  temps  un  relachement  du  principe  de  la  clause  tendant 
a  la  desagreger  et  a  produire  un  fractionnement  desordonn^ 
des  relations  commerciales;  telles  sont  les  deux  preoccupations 
dominantes  qui  se  sont  fait  jour  durant  les  debats  de  la  Com- 
mission.'^ 

In  der  Richtung,  die  hier  angedeutet  ist,  scheint  sich  die 
weitere  Entwicklung  zu  vollziehen,  langsam,  zögernd  imd  mit 
BUekschlägen,  aber  doch  auf  einer  deutlich  erkennbaren  Linie. 
Sic  führt  erst  zur  Zulassung  vertragsmäßiger  Vorbehalte,  dann 
zur  allgemeinen  Anerkennung  grundsätzlicher  Ausnahmen 
von  der  Mektbegünstigung  zu  dem  Zwecke,  innerhalb  der  großen 


Gemeinschaft  der  durch  die  Meistbegünstigung  miteinander  ver- 
bundoien  Staaten  die  BUdung  von  Gruppen  zu  ermöglichen, 
die  geographisch,  wirtBchaftUdi,  historisch,  politisch  oder  national 
miteinander  in  «igerem  Zusammenhange  stehen. 


3.  Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung 
a]  Die  Zottmdmis-,  Nachbarreelits-  und  GrenzverkehrdElansel 

Nahezu  alle  Handelsveiiräge,  die  seit  der  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts geschlossen  wurden,  enthalten  die  Bestimmung,  daß 
Begünstigungen,  die  sich  zwei  Staaten  infolge  des  Abschlusses 
einer  Zollunion  oder  für  den  Grenzverkehr  einräumen, 
von  dritten  Staaten  auf  Grund  der  Meistbegünstigung  nicht  in 
Anspruch  genommen  werden  können.  Infolgedessen  haben  diese 
beiden  Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung  im  Laufe  der 
Zeit  die  Kraft  eines  Gewohnheitsrechtes  gewonnen,  so  daß  sie 
auch  gelten,  wenn  sie  nicht  ausdrückUch  vorbehalten  worden 
sind.  Selbst  das  Comite  Economique  des  Völkerbundes*)  konnte 
sich,  so  sehr  es  doktrinär-dogmatischer  Betrachtungsweise  zuneigt, 
der  Macht  der  Tatsachen  nicht  entziehen  und  mußte  anerkennen, 
daß  sich  die  Meistbegünstigung,  auch  wenn  sie  unbeschränkt 
gewährt  wird,  auf  diese  beiden  Ausnahmsfälle  nach  der  Natur 
der  Dinge  und  gemäß  einer  langen  Tradition  nicht  anwenden  läßt. 

Was  die  Zollunion  betrifft,  so  will  das  Comite  Econo- 
mique die  Ausnahme  allerdings  nur  für  die  vollständige 
2k»llunion  gelten  lassen,  obwonl  die  Handelsverträge,  auf  derm 
Uebung  es  sich  beruft,  eine  solche  Einschränkung  nicht  kennen. 
Es  begründet  seinen  Standpunkt  damit,  daß  nach  d^n  Abschlüsse 
einer  vollständigen  2^11umon  für  die  daran  beteil^en  Staaten 
die  wirtschaftliche  und  die  politische  Einheit  nicht  mehjr  zu- 
sammenfalle, und  daß  man  eme  Zolhmion  eher  als  Auflassung 
der  Zollgrenze  zwischen  zwei  Staaten  denn  ab  Differ^merung 
verschiedener  miteinander  konkurrierende  Bezugsländer  beteach- 
ten könne.  Doch  bleibt  das  Comite  den  Nachweis  schuldig,  daß 
dies  bei  einer  unvollständigen  Zollunion  nicht  gleichfalls  zutreffe; 
es  beschränkt  sidi  auf  die  Erklärung,  daß  für  Zollunionen  eine 
durch  die  Tradition  zugelassene  Ausnahme  von  der  Mdstbegün- 
stigung  gelte,  ohne  aiä  eine  Formulierung  „des  umstrittenen 
Begriffes  der  Zolhmion'*  einzugdien. 

*)  Vgl.  Recommandations  du  Comite  Economfqtte  concemant  la  politique 
tarifaire  et  la  clause  de  la  nation  la  pbis  lavofisite.  Gen^vc^  le  16L  F^vrier 
1933.  No.  officiel  £  805. 
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Dm  Görnitz  war  scheinbar  bestrebt,  auf  diese  Weise  einer 
unangenehmen  Beweisführung  auszuweichen  und  einen  einheit- 
Hc^en  Beschluß  zu  enndffMdien,  trotz  des  Gegemuitzes  der  Mei- 
nungen zwischen  doien,  &e,  dem  Zuge  der  Entwiddiing  fohmd, 
eine  Weiterbildung  des  internationalen  Vertragsrechtes  im  änae 
einer  Erleichterung  wirtschaftlicher  Ziisamm«Mchlüsse  anstre- 
ben und  denen,  die  sich  ihr  grundsätzlich  ablehn^d  gegenüber- 
stellen, sei  €8  aus  engherzigem  Doktrinarismus,  sei  es  aus  poli- 
tischen Gründen. 

In  Wahrheit  bewirkt  jede  Zollunion,  die  unvollstän- 
dige ebensogut  wie  die  vollständige,  daß  die  daran 
beteiligten  Staaten  unter  Wahrung  ihrer  potitischen  Unabhängig- 
keit zu  einem  Wirtschaftsgebiet  zusammenfließen,  das  außen- 
stehenden Ländern  als  eine  Einhat  gegenübertritt.  So  gut  die 
Gesetzgebung  eines  Staates  einzelnen  Gdbietstdlen  oder  Provin- 
zen das  Recht  einräumen  kann,  bestimmte  War^  bei  der  Ein- 
fuhr aus  den  übrigen  Teilen  des  Staatsgebietes  mit  besonderen 
Abgaben  zu  belegen  und  unter  Umstäiklen  sogar  bei  der  un- 
mittelbaren Einfimr  dieser  Waren  aus  dem  Auslande  eine  Aus- 
gleichsabgabe von  gleicher  Höhe  neben  den  Zollen  des  für  das 
ganze  Staatsgebiet  geltenden  Tarifes  einzuheben,  ohne  daß  der 
betreffende  Staat  deswegen  aufhören  würde,  nach  außra  als  ein 
einheitliches  Zoll-  und  Wirtschaftsgebiet  aufzutreten  und  mit 
anderen  Staaten  als  ein  Ganzes  Verträge  zu  schließen:  ebensogut 
muß  es  auch  innerhalb  einer  Zollunion  den  einzelnen  ihr  ange- 
hörenden Staaten  möglich  sein,  sich  die  Erhebung  ähnlicher  Ab- 
gaben an  ihren  Grenzen  vorzubehalten,  gleichgültig  ob  sie  als 
Uebergangsabgaben,  Zwischenzölle  oder  Zuschlagszölle  bezeich- 
net werden.  Eine  Zollunion  deswegen  als  eine  unvollständige 
zu  stigmatisieren  und  die  herkömmliche  Ausnahme  von  der 
Meistbegünstigung  für  sie  nicht  gelten  zu  lassen,  wäre  willkür- 
licher Formalismus  imd  nur  verständlich,  wenn  man  damit 
die  Absicht  verfolgen  wollte,  die  Bildung  von  Zollunionen  nach 
Möglichkeit  zu  erschweren.  Denn  es  ist  klar,  daß  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  der  wirtschaftliche  Zusammenschluß 
zweier  oder  mehrerer  Staaten  durch  unvermittelte  Bildung  einer 
vollständigen  Zollunion  ohne  Binnenzölle,  Zwischenstadien 
und  Uebergangsmaßnahmen  ^  erschiedenster  Art  kaum  möglich 
ist,  ohne  die  Wirtschaft  der  beteiligten  Länder  plötzlich  eintreten- 
den einschneidenden  Veränderungen  und  Umschichtungen  aus- 
msetzen,  die  um  so  tiefer  empfunden  werden  und  um  so  gröl.>erem 
Mißtrauen  bei  der  Bevölkeruno^  bejjeccnen.  als  zwischen  den 
Staaten,  die  innerhalb  Europas  für  wirtschaftliche  Zusammen- 
schlüsse in  Betracht  kommen,  nicht  nur  wirtschaftliche,  sondern 
auch  nationale  und  politische  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
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sind,  die  den  schroffen  Uebergang  von  einem  System  gegensei- 
tiger Abspernmg  zu  völliger  Freiheit  des  Verkehrs,  wie  sie  bei 
einer  vollständigen  Zollunion  gefordert  wdrd,  nahezu  unmöglich 
erscheinen  lassen.  Aus  dem  Wortlaute  der  bestehenden  Han- 
delsverträge und  den  Traditionen  der  europäischen  Handels- 
politik läßt  sich  kein  Einwand  gegen  die  Zulassung  einer  Aus- 
nahme von  der  Meistbegünstigung  zugunsten  unvollständiger 
Zollunionen  ableiten,  um  so  mehr,  als  sie  für  unsere  handelspoli- 
tische Entwicklung  noch  für  geraume  Zeit  eine  unentbehrliche 
Uebergangsform  darstellen. 

Man  wird  mit  dieser  Uebergangsform  nicht  einmal  sein  Aus- 
langen finden,  sondern  Ausnahmen  von  der  Meistbe- 

fünstigunp,  ähnlich  wie  für  Zollimionen,  auch  für  losere 
ormen  wirtschaftlicher  Zusammenschlüsse  zu- 
lassen müssen.  Auch  hiefür  find^  sich  Ansätze  bereits  in  gel- 
tenden Verträgen.  In  einer  wachsenden  Zahl  \on  Verträgen  ver- 
schiedener Staaten  —  insbesondere  der  nordischen  und  iberischen 
Länder,  der  baltischen  Staaten,  Bulgariens,  der  Türkei  und  Ruß- 
lands, dann  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  verschie- 
d^ier  mittel-  und  südamerikanisdier  Republiken  —  begegnet 
man  bereits  der  sogenannten  Nachbarrechtsklausel,  d.i 
dem  Vorbehalte,  daß  Sonderbegünstigungen,  die 
entweder  allen  unmittelbar  angrenzenden  Län- 
dern oder  bestimmten,  in  der  Klausel  namentlich 
aufgezählten  Staaten  oder  Staatengruppen  ge- 
währt werden,  vom  anderen  Vertragsteil  auf 
Grund  der  Meistbegünstigung  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  können.  Diese  Nachbarrechtsklausel 
ist  die  reditlidie  Anerkennung  der  natürlichen  Folgen,  die  sich 
aus  der  Tatsache  ergeben,  daß  zwei  oder  mehrere  L&ider  un- 
mittelbar aneinander  grenzen  oder  sich  geographisch,  geschicht- 
lich, durch  die  nationale  Verwandtschaft  ihrer  Bevölkerung  oder 
durch  althergebrachte  wirtschaftliche  Zusammenhinge  zu  einer 
Gruppe  verbunden  fühlen. 

Sogar  das  Comite  Economique  des  Völkerbundes*) 
konnte  an  dieser  Erscheinung  nicht  vorübergehen.  Es  bezeichnet 
die  Nachbarrechtsklausel  gleichfalls  als  eine  berechtigte  Ausnahme 
von  der  Meistbegünstigung,  fordert  jedoch,  daß  sie  von  den 
Ländern,  die  sie  geltend  machen  wollen,  in  den  von  ihnen  ge- 
schlossenen Handelsverträgen  ausdrücklich  vorbehalten  und  von 
der  Gegenseite  zugestanden  werden  müsse.  Eine  von  rechtswegen 
allgemein  geltende  Ausnahme  wie  die  Zollunionsklausel  stelle 
sie  nicht  dar. 
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Einen  entscheidenden  Schritt  weiter  bedeuten  demgegenüber 
die  Beschlüsse  der  VII.  Internationalen  Konfe- 
renz amerikanischer  Staaten,  die  in  Montevideo 
vom  3.  bis  26.  Dezember  1933  stattfand.  Sie  erklärte  in  einer 
ihrer  Entschließungen  (Resolution  LXXX),  daß  es  für  die  Be- 
lebung des  gegenseitigen  Handels  der  amerikanischen  Staaten 
von  großem  Vorteil  wäre,  wenn  sie  den  unmittelbar  an  sie 
grenzenden  oder  ihnen  benachbarten  Ländern  eine  auf  Gegen- 
seitigkeit beruhende  Sonderbehandlung  angedeihen  ließen,  und 
daß  die  Gewährung  einer  solchen  Sonderbehandlung  nicht  als 
das  Aufgeben  des  Grundsatzes  der  Gleichberechtigung  im  Han- 
delsverkehr, sondern  als  eine  berechtigte  Ausnahme  von  der 
Meistbegünstigiiii^  zu  betrachten  sei.  Die  Konferenz  beschloß 
ferner,  den  negierungen  der  amerikanischen  Republiken  das 
Studium  einer  Vertragsformel  zu  empfehlen,  welche  miteinander 
miynf¥iypfinhingi*nH«n  oder  einander  benachbarten  Ländern  die 
Gewihrung  von  Sondervorteilen  für  ihren  gegenseitigen  Handel 
sestattet.  Durch  diese  Entschließimg  hat  sich  die  Konferenz  von 
Montevideo  nicht  nur  dafür  ausgesprochen,  der  Nachbar rechts- 
klausel  dieselbe  dUgemeine  Geltung  zuzuerkennen  wie  der  Zoll- 
unionsklausel, sondan  gleichzeitig  den  ersten  Schritt  zur  inter- 
nationalen Ihnrchsetzun^  dieses  Standpunktes  {^etan,  indem  sie 
den  amerikamschen  Regierungen  das  Studium  emer  ihn  verwirk- 
lichenden Vertragsformel  empfahl. 

Eine  solche  Formel  könnte  etwa  dahin  ^ehen, 
daß  Staaten,  die  miteinander  durch  geographi- 
sche Lage  oder  geschichtliche  Entwicklung, 
durch  ethnische  Verwandtschaft  oder  engere 
politische  und  wirtschaftliche  Beziehungen  nä- 
her verbunden  sind,  sich  Sonderbegünstigungen 
einräumen  kdnnen,  die  der  Meistbegünstigung 
nicht  unterlieeen.  Um  wirksam  zu  werden,  milßt^  diese 
Formel,  wie  ja  in  Montevideo  auch  ins  Auge  eefaßt  worden  zu 
sein  sdieint,  in  einer  intematknialeii  Vminbarun^  festgelegt 
werden,  der  so  viele  Staaten  beitreten,  daß  die  übrigen  füglich 
vor  die  Wahl  gestellt  werdm  können,  diesen  GrundsaU  gleich- 
falls anzuerkennen  oder  zu  gewärtigen,  daß  die  Verträge  mit 
ihnen  gekündigt  und  nur  unter  Enmigung  der  Nachbarrechts- 
klausel  erneuert  werdm. 

Einen  Vorläufer  der  Nachbarrechtsklausel  bil- 
det e^illpnentlich  in  älteren  Handelsverträgen  mittekuropäischer 
Staaten  vorkommender  Vorbehalt,  wonach  Sondervor- 
teile, die  unmittelbar  angrenzenden  Staaten  zur 
Erleichterung  des  Verkehrs  über  die  gemeinsame 
Grenze   zugestanden   werden,  sowie  Zollbefrei- 
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ungen  und  Zollermäßigungen,  die  nur  für  gewisse 
Grenzen  oder  für  die  Bewohner  bestimmter  Ge- 
bietsteile Geltung  haben,  von  der  Meistbegün- 
stigung unberührt  bleiben.*)  Auf  Grund  dieses  Vor- 
behaltes wurde  im  Gewände  einer  Begünstigung  des  Grenzver- 
kehrs in  Wahrheit  eine  Vorzugsbehandlung  gewährt,  die  in 
manchen  Fällen  einseitig  blieb,  in  anderen  auf  Gegenseitigkeit 
beruhte. 

Später  machte  sich  jedoch  das  Bestreben  geltend,  die  Grenz- 
be^ünstipungen  auf  den  örtlichen  Verkehr  der 
beiderseitigen  Grenzgebiete  und  Ihrer  Bewohner,  oft 
unter  FestselzuDg  dner  Grenzzone  von  10 — ^15  km  zu  beschrän- 
ken und  jede  Benützung  dieser  Ausnahme  zur  Gewährung  weiter- 
gehender Sondervorteile  an  unmittelbar  angrenzende  Staaten  zu 
unterbinde.  Im  ersten  Jahrzehnt  des  laufende  Jahrhunderts 
waren  berdts  sämtfiche  unter  dem  Titel  von  Grenzbegünsti- 
gungen gewährten  Präferezen  aus  den  europäischen  Haiadels- 
verträgen verschwunden. 

Immerhin  behielt  auch  die  Grenzverkehrsklausel  der 
modernen  Handelsverträge  noch  eine  gewisse  Elastizi- 
tät. In  dem  Berichte  des  Comite  Economique  wird  hervorge- 
hoben, daß  es  mit  Rücksicht  auf  die  Verschiedenheit  der  Sach- 
lage und  der  örtlichen  Verhältnisse  unmöglich  sei,  allgemein 
gültige  Regeln  über  die  x\u&dehnung  der  Grenzzone  aufzustellen. 
Man  müsse  sich  auf  die  Erklärung  beschränken,  daß  diese  Aus- 
nahme gerechtfertigt  und  zulässig  sei,  wenn  sie  sich  nur  in  den 
Grenzen  dessen  halte,  was  unerläßlich  sei,  um  den  Verkehr  zwi- 
schen den  beiderseits  der  Grenze  liegenden  Gebieten  zu  erleich- 
tern und  der  Grenzbevölkerung  Lebensmöglichkeit  zu  bieten. 
Die  Anerkennung  einer  Ausnahme  für  den  Grenzverkehr  sei  nicht 
nur  durch  lange  Tradition,  sondern  auch  nach  der  Natur  der 
Dinge  geboten. 

Es  kann  hienach  kein  Zweifel  obwalten,  daß  auch  das  Comite 
Economique  die  Grenzy  erkehrsklausel  als  eine  von  rechtswegen 
allgemein  geltende  Ausnahme  von  der  Meistbegünstigung  be- 
trachtet, die  auch  angerufen  werden  kann,  wenn  oe  in  einem 
Vertrage  nicht  ausdrüddieh  vorbdbalten  worden  ist. 

So  stehen  am  Anfang  und  Ende  der  R^e  zwei  Ausnahmen 
von  der  Meistbegünstigung,  die  berdts  unbestritt«a  Bestandteile 
des  internationalen  Vertragsrechtes  geworden  sind:  die  Ausnahme 
zugunsten  von  Zollunionen,  me  eine  wirtschaftliche  Ver- 

*)  Vgl.  Riedl:  Die  Meistbegünstigung  in  den  europäischen  Handels- 
verträgen. Wien  1928  im  Verlage  der  österreichischen  Gruppe  der  Inter- 
nationalen Handelskammer.  Seite  97—106. 
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Schmelzung  der  daran  beteiligten  Staaten  bewirken,  und  die 
Grenzverkehrsklausel,  die  nur  die  allernotwendigsten 
Erleichterungen  des  Grenzverkehrs  von  dem  Bande  der  Meist- 
begünstigung befreit.  Zwischen  ihnen  liegen  in  den  verschieden- 
sten Abstufunsen  und  Formen  die  unter  den  Titel  des  Nach- 
barrechtes  fallenden  Ausnahmen,  die  nur  insoweit  gelten, 
als  sie  in  Handelsverträgen  ausdrücklich  vorbehalten  werden. 
Doch  scheint  die  Entwicklung  darauf  gerichtet  zu  sein,  daß 
auch  sie  als  allmähUch  sich  einbürgerndes  Gewohnheitsrecht 
oder  kraft  internationalen  Uebereiiikoiiimeiis  von  rechtswegen 
aUfiemeine  Anerki^oiiiiiiiE  findcai. 


Ii)  Iüc  Miiltilaleralklaiisel 

Mehr  und  mehr  ist  in  neuerer  Zeit  auch  die  Notwendigkeit 
anerkannt  worden,  es  als  eine  berechtigte  Ausnahme  von  der 
Meistbegünstigung  zu  betrachten,  daß  der  Genuß  der  Vorteile, 
die  ein  mehrseitiger  Vertrag  (Multilateral vertrag,  Kol- 
lektivvertrag) den  daran  teilnehmenden  Staaten  bringt,  Ländern, 
die  ihm  fembkaben  und  die  Uebemahme  der  in  ihm  enthaltenen 
Verpflichtungen  ablehnen,  auf  Grund  der  bloßen  Meistbesunsti- 
gunff  mctit  zuKomnit. 

Dieser  Grundsatz  bezidbt  sich  vor  allem  auf  internatio- 
nale Konventionen,  die  ihre  Unterzeichner  zur 
Anwendung  und  Befolgung  gewisser  allgemeiner 
Regeln  und  Grundsätze  verpflichten  und  ihnen 
gleichzeitig  die  Sicherheit  geben,  selbst  nach  den  gleichen  Grund- 
sätze und  Regeln  behandelt  zu  werden.  Beispiele  sind  die  Kon- 
vention über  die  Vereinlachuns  d^  Zollformalitäten  oder  die 
nicht  in  Kraft  getretene  VereinJbarung  über  die  Beseitigung  der 
Bn-  und  Ausfimrverbote.  Es  wäre  mrfnlKg,  wenn  ein  Staat  auf 
Crand  der  zweiaeitken  Handelsverträge,  £e  er  mit  den  Unter- 
zeichnern eines  soli£en  Kollektivvertrages  geschlossen  hat,  und 
uiller  BerufiBig  auf  die  darin  enthaltene  Meistbegflnstigungs- 
kkusel  verlangen  könnte,  nadi  den  im  Ke^l^ctiweitraft  festge- 
setzten Repeln  behandelt  zu  werden,  während  er  semst  sich 
Weiert,  semersetts  diese  Regeln  auf  die  Unterzeichner  des  Kol- 
lektivvertrages anzuwenden.  Bianciier  wichtig  Kolldctiwertrag 
ist  daran  g^cheitert,  daß  der  Zwane  zum  Beitritt,  den  die  Ver- 
wi^^rung  seiner  Vorteile  tüv  die  AnAenslAenden  mit  neh  ge- 
bracht hätte,  nicht  wirksam  werden  k<Hmte,  weil  man  ^  Aä- 
tung  vor  dem  toten  Buchstaben  einer  zum  guten  Teil  überldbten 
Klausel  hSker  stellte,  als  die  in  den  neuen  Kollektivverträgen 
vertretene  Forderuncen  wirtschaftlieiier  Vernunft. 


Emen  zweiten  nicht  minder  wichtigen  Anwendungsfall  bilden 
mehrseitige  Verträge,  die  einen  engeren  wirtschaftlichen  Zusam- 
menschluß ihrer  Teihiehmer  zu  einer  Art  von  Wirtschaftsbünd- 
ms,  das  noch  kerne  Zollunion  darstellt,  herbeifuhren  sollen. 

Die  ziemlich  wdt  zurückreichenden  Bestrebungen,  durch 
^haffung  solcher  Wirtschaftsbündnisse  zur  Bildunl  größerer 
Wirtechaftsgebiete  und  zur  Beseitigung  der  heütos^  handels- 
pohtischen  Zersplitterung  des  europäischen  Kontinentes  zu  ge- 
angen  scheiterten  daran,  daß  ihn^  die  Meistbegünstigunls- 
klausel  der  geltenden  zweiseitigen  Handelsverträge  als  formales 
Hmdernis  «i^egenstand.  Denn  auf  diese  Klausel  pochend,  wären 
dem  Zusammenschluß  fernbleibend^  Staaten  in  der  Lage  ge- 
wesen, alle  Vorzugszötte  und  sonstigen  Begünstigungen,  die  das 
Wirtschaftsbundms  sanen  Mi^Uedem  gebrachthätte,  auch  für 
sich  m  Anspruch  zu  ndunen,  ohne  daß  sie  verhalten  gewesen 
wären,  ihrerseits  Begünstigungen  gleichen  Umfanges  zu  gewähren. 

Der  Gedanke  lag  nahe,  dieses  Hindernis  durch  eine  inter* 
nationale  Verembarung  zu  beseitigen.  Der  bereits  mehrfach  er- 
wähnte Bericht  des  Comite  Economique  befaßte  sich  auch  mit 
dieser  Frage  Er  erklärte,  daß  es  den  Beschlüssen  der  Genfer 
\V  eltmrtschaftskonf erenz  von  1927  und  den  Zielen  des  Völker- 
bundes nicht  widerspreche,  wenn  der  in  zweiseitigen  Handels- 
vertragen enthaltenen  Meistbegünstigungsklausel  der  Vorbehalt 
beigefügt  werde,  daß  man  sich  nicht  auf  sie  berufen  könne, 
um  den  Mitgenuß  der  in  einem  mehrseitigen  Vertrage  eewährt«» 
Begünstigungen  in  Anspruch  zu  nehmen.  AUerdii^  wurde  die 
Zulassung  dieser  Ausnahme  an  die  Bedingung  geknüpft,  daß 
es  sich  dabei  um  Multilateralverträge  allgemeinen  Charakters 
handeln  müsse,  die  sich  die  Verbesserung  der  wirtochaftUchen 
Beziehungen  zwischen  den  Völkern  zum  Ziele  setzen  und  nicht 
ölolS  bonderzwecken  einzehier  Staaten  dienen;  daß  die  Ausnahme 
nicht  von  rechtswegen  allgemein  gelte,  sondern  in  den  ein- 
zelnen Handelsverträgen  ausdrücküch  vereinbart  werden  müsse, 
und  daß  sie  endhch  nicht  gegen  Staaten  geltend  gemacht  werden 
konr.e,  die,  ohne  dem  betreffenden  Multilateralvertrag  fonnell 
l>eizutreten  die  daraus  hervorgehenden  VerpfUchtungen  frei- 
willig erfüllen,  also  volle  materielle  Reziprozität  üben.  Die  Ein- 
schaltung dieses  Vorbehaltes  in  die  Verträge  wurde  dem  freien 
VViUen  der  Vertragschließende  anheimgestellt. 

Eine  Reihe  von  Staaten,  so  die  Niederiande,  Belgien,  die 
öchwei«,  das  DeutBehe  Reidi  und  Frankreich  folgten  der  An- 
regung und  nahmen  die  neue  Ausnahme  in  verschiedene  von  ilmen 
gesGhkMMne  Haniddsverträge  auf.  I^e  gewann  erhöhte  Bedeu- 
tung,  ab   der  wirtschaftEche  Zusammenschluß  von  Staaten- 
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mippeii  und  der  Abschluß  von  Multilateralverträgen  zu  diesem 
SwecK  immer  größeres  Interesse  für  sich  in  Anspruch  nahm. 
Anschließend  an  die  Beratungen,  die  im  Schöße  des  Völker- 
bundei  über  diese  Frage  stattgefunden  hatten,  sprach  sich  die 
IliteYnationale  Handelskammer  auf  ihrem  VII. 
iin  Jahre  1933  in  Wien  abgehaltenen  Kongreß  in 
dner  Entschließung  dahin  aus,  daß  wirtschaftliche  Zusammen- 
schlüsse geeignet  seien,  ein  Element  des  Fortschrittes  zu  bilden 
und  den  internationalen  Austausch  von  Waren  und  Leistungen 
zu  fddbm,  sofern  sie  den  folgenden  Bedingungen  entsprechen: 
Sie  müssen  der  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Beziehungen 
zwischen  den  daran  beteiligten  Staaten  dienen,  ohne  gegen  außen- 
stebende  eine  feindselige  l^itze  zu  richten;  sie  müssen  dem 
Beitritt  aller  Staaten,  welche  die  darin  enthaltenen  Verpflich- 
tungen  auf  sich  nehnaen,  offenstehen  (Beitritts-  oder  Adhäsions- 
Idaiisel);  sie  müssen  es  ferner  ermöglichen,  daß  auch  Staaten, 
die  Üme  Verpflichtungen  tats&chüch  erfüllen,  ohne  dem  Multi- 
Istmlv^nrag  formell  beizutreten,  zum  Mitgenuß  seiner  Vor- 
teile «UEdasim  werden  können  (Billigkeitsklausel);  sie  müssen 
eiidMdriui|^ii%e  Vereinbarungen  daSrsteUen  und  einen  Dauer- 
zustand schaffe. 

Zur  Erleichterung  soldier  Zusammenschlüsse  verlangt  die 
Inieniationale  HandeMc«mmer  den  Abschluß  eines  internatio- 
nalen Ucbereinkimmens,  das  zugunsten  wirtschaftücher  Grup- 
penbildimgen  eine  Ausnahme  von  der  Mdstbegünstigung  fest- 
setzt, die  von  i>eciit8wegai  also  aneh  dann  gilt,  wenn  sie  in  den 
b^reflendi»!  zweiseitigen  Verträgen  nicht  ausdrücklich  vorbe- 
halten wofden  ist« 

Dieser  Antrag  wurde  auf  der  Londoner  Währungs- 
nnd  Wirtsehaftskonfercnz  von  1933  durch  den  ameri- 
kanischen Vertreter,  Staatssdcretir  Cordeil  Hull,  aufse- 
nomnm,  der  kurz  vor  der  Vertagmig  der  Konferenz  den  Ab- 
schluß einer  Intomationalen  Vereinbuimg  über  die  Schaffung 
einer  solchen  Ausnalune  von  der  Meiadb^önstigung  beantragte. 
Die  Konferenz  vertagte  mk,  ehe  der  Antrag  verhandelt  werden 
kmimte. 

Mit  besserem  Erfok  wiederholte  Staatasekretiff  Gordell  Hull 
seinen  Antrag  auf  der  VlI.  Internationalen  Konferenz 
der  amerikanischen  Staaten  in  Montevideo  (3.  bis 
26.  Dezember  1933).  Is  kam  hier  zunSchst  zur  Fassung  einer 
Entschüeßung  (Resolution  V),  die  allgemeine  Riehtiinien  für 
die  Handelspolitik  der  amerikanischen  Staaten  eothüt.  auf 
der  Konferenz  vertretenen  Regierungen  gdben  darin  feierlich 
ihrem  W  illen  Ausdruck,  ihren  gegenseitigen  Handel,  wie  auch 
ihren  Handel  mit  anderen  Ländern  zu  fordern  und  zu  diesem 
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Zweck  durch  den  Abschluß  umfassender,  zweiseitiger  Ta- 
rifverträge einen  Abbau  ihrer  Zölle  zu  bewirken,  gleich- 
zeitig aber  Schritte  einzuleiten,  die  darauf  gerichtet  sind,  durch 
gemeinsames  Vorgehen  der  wichtigsten  Staaten 
einen  alhnählichen  allgemeinen  Abbau  der  Tarife  und 
sonstigen  Beschränkungen  des  gegenseitigen  Austau- 
sches von  Waren,  Diensten  und  KapitaLioi  herbdzuführen. 

Zu  diesem  Zweck  werden  gemeinsame  Verhandlun- 
gen über  den  Abschluß  bilateraler  oder  multi- 
lateraler Vereinbarungen  in  Aussicht  ^enonunen,  in 
denen  jedoch  auch  die  Ausnahmen  und  Vorbehalte  vorgesehen 
werden  sollen,  die  sich  als  notwendig  erweisen,  um  die  Durch- 
führung der  inneren  Wirtachaf tsprogramme  und 
Wiederaufbauaktionen  der  einzelnen  Staaten  so- 
wie die  erforderlichen  Uebergangs-  und  Aushilfsmaßnahmra  zu 
ermöglichen.  Das  Ziel  der  Aktion  soll  die  E^eitung  einer  groß- 
zügigen WirtschaftspoUtik  sein,  die  den  inneren  Wirtschafts- 
programmen der  verschiedenen  Staate  ein  geeignetes  Programm 
internationalen  wirtschaftlichen  Zusammenwirke  an  die  Seite 
stellt,  um  auf  diese  Weise  die  einzehien  Lander  aus  der  Krise 
h^auszuführen. 

Als  Grundlage  der  zur  Verwirklichung  dieser  Absichten  ab- 
zuschließenden Verträge  soll  die  unbedingte  und  unbe- 
schränkte Meistbegünstiguns  aufrechterhalten  und 
lediglich  durch  solche  Ausnahmen  beschränkt  werden,  die 
allgemein  als  berechtigt  anerkannt  werden  kön- 
nen. Für  Staaten,  welche  die  Einfuhr  kontingentieren  oder  in 
anderer  ähnlicher  Weise  beschränken,  soll  die  Meistbegünstigung 
die  Verpflichtung  bedeuten,  diese  Systeme  der  Einfuhr- 
beschränkung so  zu  handhaben,  dafi  die  natürliche  Stellung 
der  einzelnen  Länder  im  Wettbewerb  so  wenig  als  möglich 
verschoben  wird.  Um  den  Abschluß  umfassender  Multilate- 
ralverträffe  als  ein  Mittel  von  grundlegender  Bedeutung  für 
die  Herbeifahruns  größerer  Freiheit  des  Handels  zu  fördern, 
sollen  die  Vorteite  sokher  Verträge  von  Ländern  nicht  bean- 
sorucht  werden  könnra,  die  selbst  die  Einräumung  ähnlicher 
Vorteile  ablehnen.  Die  an  der  Panamerikanischen  Konferenz 
beteiligten  Regierungen  erklären,  daß  sie  die  in  zweiseitigen 
Verträgen,  deren  Partner  sie  sind,  enthaltene  Meistbegimstigungs- 
klausel  nicht  anrufen  werden,  um  sich  die  Vorteile  multilateraler 
Verträge  zuzuwenden. 

y«itere  Entschließung  (Resolution  LXXXI) 
betrifft  im  besonderen  die  multilateralen  Verträge  (Kollektiv- 
verträge). Sie  empfiehlt  den  aut  der  Konferenz  vertretenen 
negierungen  die  Genelm[iigung  und  Unterzeichnung  eines  von 
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der  Delegation  der  Vcrciiiigten  Staaten  vorgelegten  Entwurfes 
einer  internationalen  Konvention,  die  ihre  Unterzeichner  ver- 
pflichtet, die  Mdstbegünstigimgsklausel  nicht  zu  dem  Zwecke 
anzurufen,  um  aidi  den  Mtgenuß  der  Vorteile  multilatera- 
ler Verträge  zu  Mchem.  Diese  Verpflichtung  soll  sich  jedoch 
nur  auf  MultOatcralvcrtrige  hezielien,  die  allgemein  anwendbar 
sind,  ein  Handelsgebiet  von  wesentlicher  Bedeutung  umfassen, 
die  Herbeiführung  größerer  Freiheit  des  Handels  und  die  För- 
derung des  internationalen  Wirtschaftsverkehrs  bezwecken  und 
dem  Beitritt  aller  Linder  offenstehen.  Doch  soll  der  Meist- 
begünstigungsanspruch aufrecht  bldben,  wenn  und  insoweit  der 
Staat,  der  ihn  erhebt,  die  durdi  den  Muhüateralvertrae  gewähr- 
leisteten Vorteile,  ohne  ihni  formell  bdzutreten,  tatsädihdi  ein- 
räumt, also  materielle  Redprozität  öbt 

Gegenüber  den  Anträgen  des  Otmiti  Economique  stelle  die 
Wiener  Entschließungen  der  Intemationaloi  Handelskammer 
und  die  Beschlüsse  von  Montevideo  insofern  einen  fonnalen  Fort- 
schritt dar,  als  sie  die  Feststellung  einer  Atisndtme  von  der 
Meistbegünstigung  zugunsten  multilateraler  Vertj^e  durA  dne 
internationale  Konvention  ins  Auge  fassen,  die  für  ihre  Unter- 
zeichner verbindlich  wäre  und  zweifeUos  auch  auf  die  Aiwlegung 
der  Meistbegünstigungsklausel  durch  Außenstehende  bestimmwi- 

den  Einfluß  üben  würde.  i  n 

Sachlich  bedeutet  schon  der  Londoner  Antrag  Cordell 
Hulls,  noch  mehr  aber  der  Beschluß  von  Montevideo  «n  ZurOck- 
weichen  hinter  die  Linie,  die  mit  der  Entschließung  d«8  Wiener 
Kon^n-esses  der  Internationalen  Handelskanuner  erreicht^  war. 
Die  Kritik,  die  Amery  in  seinem  der  Interparlamcntarisdien 
Handelskonferenz  in  London  (Oktober  1935)  erstatteten  Bericht 
daran  übt,  ist  völlig  zutreffend. 

Die  Bedeutung  der  Entschließungen  von  Montevideo  wird 
dadurch  erhöht,  daß  beschlossen  wurde,  sie  dem  Büro  der 
Londoner  Währungs-  und  Wirtschaftskonferenz  zu  übermitteln 
und  sie  bei  deren  neuerlichem  Zusammentreten  auf  die  Tages- 
ordnung zu  stellen.  Dies  eröffnet  die  Aussicht,  daß  aus  den  Ent- 
schließungen der  Panamerikanischen  Konferenz  die  Grundlage 
einer  internationalen  Konvention  werden  kann,  vielleicht  unter 
Erweiterung  ihres  Inhaltes  im  Sinne  der  von  der  Internationalen 
Handelskammer  auf  ihrem  Wiener  Kongreß  gefaßten  Beschlüsse. 

e)  Wandlmifen  dbr  handblspolitisehen  Prwa  luMicbtlidi 

dieser  Ammukmm 

Die  Verhandlungen  und  Entschließungen  der  verschiedenen 
intematioiiaksn  Kongresse  und  Konferenzen  über  die  Frage  der 


AH 


Meistbegünstigung  blieben  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  handels- 
politische Praxis. 

Insbesondere  di«  von  der  VIL  IntemÄtionalen  Konferenz 
amerikanischer  Staaten  in  Mcmtevideo  aufgesteUten  C^iuidsätze 
haben  dadurch  unmittelbar  praktische  Bedeutung  gewonnen, 
daß  die  Handelspolitik  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  in  den  letzten  zwei  Jahren  sichtlidi  bestrdbt 
war,  ihnen  nach  Möglichkeit  Geltung  zu  verschaffen. 

Um  den  vertn^»näßigen  Abbau  der  Zölle,  wie  ihn  die 
Resolution  V  der  iS>nferenz  von  Montevideo  verlangt  hatte,  zu 
ermöslichen,  mußte  zunädist  das  amenkanische  Tarifgesetz 
geändert  werden.  Dies  geschah  durch  ein  Amendmnent  vom 
12.  Juni  1934,  das  als  Gesetz  zur  Förderung  des  Außenhandels 
bezeichnet  wurde.  Diese  Bezeichnung  wird  durch  die  Begründung 
gerechtfertigt,  die  dem  Gesetze  m  seinem  einleitenden  Ab- 
schnitte beigegeben  wird.  Darin  wird  ausgeführt,  daß  die  Er- 
weiterimg der  ausUndiadi^  Absatzgebiete  amerikanischer  Wa- 
rm eines  der  Mittel  sei,  die  in  der  gegenwärtigen  Krisenzeit 
dazu  beitragen  können,  den  Lebensstandard  der  amerikanischen 
Bevölkerung  wieder  zu  heben,  den  wirtschaftlichen  Tiefstand 
und  die  Arbeitslosigkeit  zu  überwinden,  die  Kaufkraft  der  Be- 
völkerung zu  erhöhen  und  ein  besseres  Gleichgewicht  zwischen 
den  verschiedenen  Zweigen  der  inländischen  Wirtschaft  her- 
zustellen. Um  eine  solche  Ausdehnung  des  Auslandsabsatzes 
amerikanischer  Waren  zu  ermöglichen,  müßten  auch  für  aus- 
ländische Waren  entsprechende  Absatzmöglichkeiten  in  Amerika 
geboten  und  zu  diesem  Zwecke  die  Bedingungen  für  ihre  Ein- 
fuhr, wenngleich  unter  Rücksichtnahme  auf  die  Bedürfnisse  der 
amerikanischen  Produktion,  neu  geregelt  werden. 

Zu  diesem  Zwecke  ermächtigt  das  Gesetz  den  Präsidenten, 
Handelsverträge  mit  fremden  Staaten  zu  schließen  und  alle  zu 
ihrer  Durchführung  erforderlichen  Aenderungen  und  Bindungen 
bestehender  Zölle  oder  anderer  Einfuhrbeschränkungen  zu  ver- 
fügen. Doch  darf  kein  Zoll  um  mehr  als  50  Prozent  ermäßigt 
und  keine  Ware  von  der  Liste  der  zollpflichtigen  Güter  auf  die 
Freiliste  überstellt  werden  oder  umgekehrt.  Die  gewährten  Zoll- 
ermäßigungen und  sonstigen  Erleichterungen  sollen  unterschieds- 
los auf  die  Waren  aller  Länder  angewendet  werden,  sofeme 
nicht  der  Präsident  bestimmte  Länder  von  ihrem  Genuß  aus- 
schließt, weil  sie  amerikanische  Waren  ungünstiger  behandein 
als  solche  anderer  Herkimft  oder  Maßnahmen  ergreifen,  welche 
die  Erreichung  der  durch  das  Gesetz  angestrebten  Ziele  zu 
vereiteln  geeignet  sind. 

Unberührt  von  den  Bestinununeen  des  Gesetzes  bleibt  die 
Vorzugsbehandluug,  welche  die  Vereinigten  Staaten  der  Bq^Hiblik 
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Kuba  auf  Grund  des  Ge^dwcitigkeitsvcrtrages  von  1902  an- 
gedeihen  lassen.  Ohne  daß  es  im  Gesetz  ausdrücklich  erwähnt 
wäre,  wird  die  gleiche  Ausnahme  in  verschiedenen  Verträgen 
übrigens  auch  zugunsten  der  Panamakanalzone  und  der 
Philippinen  gemacht. 

Auf  Grund  dieses  Amendements  zum  Zolltarifgcsetze  schlössen 
lEe  Vereinigten  Staaten  mit  mehreren  Staaten  (mit  Kuba  am 
24.  August  1934.  mit  Brasilien  am  2.  Februar  1935  und 
mit  Belgien  am  27.  Februar  1935)  Tarifverträge,  die  auf 
beiden  Seiten  Bindungen  und  Ermäßigungen  der  Tarife  brach- 
ten. Mit  15  anderen  Staaten  wurden  Taiifverhandlungen  an- 
gebahnt. 

Mit  der  Tachechoslo wakei  kam  am  29.  März  1935 
cill  provisorisches  Handelsabkommen  zustande,  das  keine  tarifa- 
risdien  Vereinbanin|^en  oitliftlt,  jedoch  für  cüe  von  der  Union 
in  der  Meistibegünstigungsfrage  «mgescbkgeiie  PoUtik  in  hohem 
Maß  beMdhn^d  ist. 

Is  enthält  die  unbedingte  und  unbesehrinkte 
Meistbegünstigung  für  Z6lle  und  Abgaben  aller 
All,  für  die  Art  ünrer  Einhebung  und  die  dabei  lu  beobachtenden 
FSndichkeiten. 

Viel  unbestinunter  sind  die  Verpflichtungen,  die  das 
Uebereinkonunen  für  den  Fall  des  Bestehens  oder  der 
Einführung  einer  Devisenkontrolle  bei  einem  der 
beiden  Vertragsteile  vorsieht.  Sie  beschränken  sich  darauf,  daß 
den  Angehörigen  und  dem  Handel  des  anderen  Vertragsteiles 
bei  Zuweisung  der  Devisen  ein  „gehöriger  und  gerechter 
Anteil"  gewahrt  werden  soll. 

Noch  weniger  scharf  umschrieben  sind  die  Bestimmungen, 
die  mxk  auf  Verbote  und  Kontingentierungen  der 
Ein-  und  Ausfuhr  beziehen.  Wenn  einer  der  beiden  Ver- 
tragsteile die  Ein-  oder  Ausfuhr  einer  Ware  mengenmäßig  be- 
grenzt (Einfuhr-  bezw.  Ausfuhrkontingente)  oder  wenn  er  für 
die  Ein-  und  Ausfuhr  einer  Ware,  sofern  sie  eine  bestimmte 
M«ige  nidit  übersteist,  niedrigere  Zölle  und  Abgaben  einhebt, 
als  für  Ein-  und  Ausnihren,  die  über  diese  Mengen  hinausgehen 
(Zollk4Mitin|ente),  wird  ihm  durch  das  Uebcreinkommen  ledig- 
Ech  die  allgeniein  gehaltene  Verpflichtung  auferlegt,  bei  der 
Aufteilung  dieser  Kontingente  dem  Handel  des  an- 
deren Vertragsteiles  «ine  „anständige  und  gerechte  Be- 
handlung^' zuteil  werdoi  zu  lass^.  Daß  man  sich  mit  dieser 
unbestimmten  Formel  begnügte,  zeigt  am  besten,  wie  wenig 
sieh  die  Verbots-  und  Kontingentiennigspolitik  mit  der  Meist- 
'iiq|initigOi^{'  vertrigt  vmA  wie  schwer  es  ist,  für  die  Anwendung 


der  Meistb^rfinstigimg  auf  die  Handhabung  der  Verbote  eine 
zutreffende  und  vemänftige  Formel  zu  finden. 

Was  die  Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung 
angeht,  so  werden  solche  in  den  amerikanischen  Verträgen  vor 
allem  für  den  Fall  des  Abschlusses  einer  Zollunion  und  für 
den  Grenzverkehr  vorgesehen,  die  letzterwähnte  in  einer 
so  unbestimmten,  auch  extensiver  Interpretation  zugänglichen 
Fassung,  daß  es  wohl  auch  möglich  wäre,  sie  zur  Gewährung 
ziemlida  weitgehender  Sondervorteile  an  unmittelbar  angrenzende 
Staate  auszunützen,  sofern  diese  sich  nur  als  Erleichterungen 
des  Verkehrs  über  die  gemeinsame  Grenze  geben.  AehnUch 
wie  die  Grenzverkehrsklauseln  älterer  europäischer  Handelsver- 
träge könnte  daher  auch  diese  Bestimmung  bereits  eine  ge- 
nügende Grundlage  für  ein  nachbarrechtliches  Vor- 
zugsverhältnis zu  unmittelbar  angrenzenden  Staaten  ab- 
geben. 

Entsprechend  der  Besolution  LXXX  der  Konferenz  von  Monte- 
video enthalten  jedoch  die  jüngsten  amerikanischen  Verträge 
auch  ausdrückliche  Bestimmungen  über  das  Nach- 
barrecht. 

Für  sich  selbst  sichern  die  Vereinigten  Staaten  in  ihren  Ver- 
trägen vor  allem  das  Becht,  ihre  handelspolitischen  Beziehungen 
zu  Kuba  auf  der  Grundlage  des  Nachbarrechtes  zu  ordnen. 
Von  diesem  Vorbehalte  haben  sie  auch  in  der  Praxis  reich- 
lichen Gebrauch  gemacht.  Der  Handelsvertrag  mit  Kuba  enthält 
auf  beiden  Seiten  eine  erhebliche  Zahl  von  Vorzugssätzen. 

Ein  ähnlicher  Vorbehalt  wie  für  Kuba  wird,  wie  bereits 
erwähnt,  in  den  amerikanischen  Verträgen  meist  auch  für  die 
Panamakanalzone  und  für  die  Philippinen  gemacht. 

Auf  der  Gegenseite  findet  sich  ein  auf  die  Ausübung  des 
Nachbarrechtes  bezüglicher  Vorbehalt  nur  im  Vertrag  mit  der 
Tschechoslowakischen  Bepublik.  Sonderbegünstigun- 
gen, die  diese  Oesterreich  oder  Ungarn  gegenseitig  ge- 
währt oder  künftig  gewähren  sollte,  werden  von  der  Meist- 
begünstigung ausgenommen.  Nicht  ganz  so  weit  geht  die  Aus- 
nahme, die  der  Tschechoslowakei  zugunsten  der  beiden  anderen 
Mitglieder  der  kleinen  Entente,  Jugoslawiens 
und  Bumäniens,  zugestanden  wurde.  Sie  erlangte  von  den 
Vereinigten  Staaten  lediglich  die  Zusichenmg,  daß  diese  sich 
auf  die  Meistbegünstigung  nicht  berufen  würden,  um  der  be- 
sonderen Begünstigung  teilhaft  zu  werden,  welche  die  tschecho- 
slowakische Bepublik  gegenwärtig,  d.  h.  im  Zeitpunkte  des 
Vertragsabschlusses,  dem  Handel  dieser  beiden  Länder  gewährt, 
„solange  es  in  dieser  Sache  zu  keiner  befriedigenden  Vereinba- 
rung auf  dem  Wege  eines  umfassenden  HandelsuherdukoMMncns 
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zwischcii  der  Tschechoslowakei  und  den  Vereimgten  Staaten 
gekomineii  jbt^'  IHe  Ausddbnung  de»  Votbehidtes  auf  Begünsti- 
giinMi,  wekhe  die  TsehediodbwalDei  den  beiden  andren  Mit- 
gliedeim  der  Kkancn  Entaite  künftig  emritniien  sollte,  wird 
also  noch  den  Gegenstand  s^tmr  Verhandlungen  bilden.  Offen- 
bar hat  die  Tschechoslowakei  bei  den  Verhandlungen  die  handels- 
politische Anerkennung  dar  engeren,  zwisdien  ihr  und  den  flbri- 
M  Staaten  der  Kleinen  Entente  bestdienden  Beziehungen  ver- 
langt, ohne  jedoch  mit  dieser  FcNPdenmg  jetzt  schon  vöUis 
durchdringe  zu  kikinen.  So  scheint  es  zu  einem  Kompromiß 
gek<»nmen  zu  sein,  das  dem  prinzipiellen  Standpiukt  der  Tsche- 
choslowakei durch  Gewihnmg  einer  Ausnahme  für  die  gegen- 
wärtig bereits  bestdienden,  im  übrigen  ganz  unbedeutenden 
Sonderbegünsdgungen  Jugoslawiens  und  Rumäniens  Rechnung 
trägt,  den  Vereinigten  Staaten  aber  die  MöglicMceit  sichert,  die 
Ausdehnung  dieses  Zugeständnisses  auf  künftig  einzuräumen- 
de Sondervorteile  bei  den  kommenden  Verhandlungen  über  einen 
definitiven  umfassenden  Handelsvertrag  als  Kompensationsobjekt 
zu  benützen.  Jedenfalls  deutet  die  Stellung,  die  Amerika  den 
tschechoslowakischen  Forderungen  gegenüber  in  diesem  Fall  ein- 
nahm, darauf  hin,  daß  es  trotz  der  Beschlüsse  von  Montevideo 
in  der  Frage  der  weiteren  Ausgestaltung  engerer  nachbarrecht- 
licher Beziehungen  zwischen  europäischen  Staaten  zur  Zeit  noch 
eine  gewisse  Zurückhaltung  beobachtet. 

Für  Gewährung  einer  Ausnahme  von  der  Meistbegünstigung 
zugunsten  multilateraler  Verträge  ist  die  Regierung 
der  Vereinigten  Staaten  schon  auf  der  Konferenz  von  Monte - 
\ideo  durch  den  Vorschlag  eingetreten,  diese  Frage  international 
durch  eine  besondere,  von  ihr  entworfene  Konvention  zu  regeln. 
Diese  Stellungnahme  ist  seither  noch  dadurch  stärker  betont 
worden,  daß  beim  Abschluß  des  Handelsvertrages  mit  Belgien 
die  Annahme  und  Unterzeichnung  dieses  Konventionsentwnrfes 
durch  die  belgische  Regierung  erreicht,  wenn  nicht  zu  einer 
Bedingung  des  Vertragsabschlusses  gemacht  wurde. 

Inzwischen  hat  der  Gedanke,  daß  nachbarrechtliche  Begün- 
stigungen und  die  Vorteile,  die  sich  die  Mitglieder  eines  regio- 
nalen Wirtschaftsbündnisses  gegenseitig  gewähren,  der  Meist- 
begünstigung nicht  unterliegen,  auch  in  Europa  praktische 
Fortschritte  gemacht. 

Schon  die  römischen  Dreiecks  vertrage  zwischen 
Italien,  Oesterreich  und  Ungarn,  die  ursprünglich  nur 
eine  sorgfältig  verhüllte  Umgehung  der  Meistbegünstigung  dar- 
stellten, enthalten  in  ihrer  neuesten  Form  auch  offene  Präferen- 
zen, so  daß  sie  als  Beispiel  eines  Wirtschaftshündniasea  betrachtet 
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werden  köimen,  das  in  die  Form  eines  Systons  zweiseitiger, 
miteinander  zusanunenhangender  Vorzugsv^-träge  gekleidet  ist. 

Der  Vertrag  von  Ouehy  vom  8.  Juli  1932  zwischen 
Belgien,  Luxemburg  und  den  Niederlanden  war  dn  Anlauf,  der 
leider  nicht  zum  Ziele  führte. 

Das  Organisationsstatut  der  Kleinen  Entente  vom  16.  Fe- 
bruar 1933  enthält  die  (kundlage  für  ein  Wirtschaftsbünd- 
nis der  Tschechoslowakei,  Jugoslawiens  und  Ru- 
mäniens, an  dessen  praktischer  Verwirklichung  unausgesetzt 
gearbeitet  wird,  ohne  daß  allerdings  bisher  entscheidende  Fort- 
8<^tte  erzielt  worden  wären.  Ein  Niedmchlag  dieser  Bestre- 
bungen findet  sich,  wie  bereits  «wifant,  in  dem  Handelsabkom- 
men, das  am  2^.  März  1935  zwisdien  der  Tschechoslowakei 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  geschlossen  wurde. 

In  letzter  Zeit  haben,  2ieitungsnachrichten  zufolge,  auch 
die  vier  im  Balkanbund  vereinigten  Staaten  —  Griechen- 
land, Jugoslawien,  Rumänien  und  die  Türkei  — 
beschlossen,  in  alle  ihre  Handelsverträge  mit  Staaten,  die  dem 
Bunde  nicht  angehören,  die  Balkanklausel  aufzunehmen, 
die  besagt,  daß  die  Vorteile  und  Begünstigungen,  welche  die  Mit- 
glieder des  Bundes  sich  gegenseitig  einräumen,  von  Außenste- 
henden auf  Grund  der  Meistbegünstigung  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  können.  Weitere  Beschlüsse  betreffen  ein 
einheitliches  Vorgehen  der  Balkanländer  auf  internationalen 
\^  irtschaftskonferenzen  und  die  Schaffung  einer  gemeinsamen 
Absatzorganisation  für  Waren,  die  in  allen  vier  Ländern  erzeu«rt 
werden.  Endlich  wurde  vereinbart,  daß  die  vier  Balkanstaaten 
sich  von  geplanten  Zollerhöhungen,  Kontingentierungen  und  an- 
deren Maßnahmen,  die  den  Warenverkehr  innerhalb  des  Bundes 
berühren,  gegenseitig  verständigen  und  sie  rückgängig  machen 
oder  entsprechend  ändern  werden,  wenn  einer  von  ihnen  dagegen 
begründeten  Widerspruch  zu  erheben  hat.  Durch  diese  Beschlüsse 
werden  bereits  die  Grundzüge  eines  Wirtschaftsbündnisses  der 
Balkanstaaten  festgelegt,  das  keine  Zollunion  ist,  sondern  zwi- 
schen seinen  Mitgliedern  nur  ein  wechselseitiges  Vorzugsverhält- 
nis und  engere  Zusammenarbeit  auf  wirtschaftlichem  Gebiet 
begründen  will. 

Im  Rahmen  des  Britischen  Reiches  wurde  ein  solches 
Wirtschaftsbündnis  bereits  durch  die  Verträge  von  Ottawa 
ins  Leben  gerufen.  Man  war  dabei  keineswegs  nach  einem  schon 
vorher  festgesetzten  Plane  vorgegangen.  Jeder  Gliedstaat  des 
Reiches  gewährte  den  übrigen  Vorzugszölle  und  Zollbefreiungen, 
wie  er  sie  gegenüber  jedem  einzelnen  von  ihnen  für  angemessen 
hielt.  Nur  das  Vereinigte  Königreich  stellte  einen  einheitlichen 
Vorzugstaiif  auf,  der  gleichmaßig  für  die  Einluhr  aus  allen 
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Kolomieii  md  D<Maiiiiiiiiis  zu  geltea  hatte.  Es  Heß  sich  dabei 
Sdwdil  imk  poHtisdbeii  Env^ägungen,  wie  von  Gründen  der 
Zwetfemilftigkeit  leiten.  Eine  Verpflichtung  zu  meistbegün- 
stigter Bdiaiidlinig  allor  Teile  des  Reiches  ist  in  den  Ottawa - 
yertrigen  nicht  oithalten.  Im  Gegenteil,  es  steht  dem  Ver- 
einigten Kdnigreiche,  wie  jedem  GU^staate  des  Britischen  Reiches 
frei,  Sondervereinbarungen  mit  irgendeinem  anderen  dem  Reiche 
zugehörigen  Staate  oder  G^iete  zu  treffen,  ohne  daß  die  darin 
dngeräumten  Begünstigungen  auch  auf  alle  übrigen  Teile  des 
Reiches  ausgedehnt  werden  müßten.  Unverletzlich  ist  nur  der 
Grundsatz,  idaß  innerhalb  des  Reiches  gewährte  Präferenzen 
Außenstehenden  nicht  zugänglich  sind. 

Offensichtlich  richtet  sich  die  Entwicklung  —  in  Europa  wie 
in  der  Uebersee  —  auf  die  allgemeine  Anerkennung 
einer  Ausnahme  von  der  Meistbegünstigung  zu- 
gunsten nachbarrechtlicher  Sonderbegünstigun- 
gen, regionaler  Wirtschaftsbündnisse  und  multi- 
lateraler Verträge.  Dafür  zeugt  auch  eine  die  Meistbegün- 
stigimg  betreffende  Entschließung,  die  von  der  Internationa- 
len Parlamentarischen  Handelskonfercnz  auf  ihrer 
Londoner  Tagung  vom  Oktober  1935  einstimmig  angenommen 
wurde.  Sie  besagt,  „daß  die  unbedingte  Meistbegün- 
stigung unter  den  modernen  Verhältnissen  ein 
Hindernis  für  die  Entwicklung  des  gegenseitigen 
Handels  der  Völker  und  für  den  wirtschaftlichen 
Wiederaufbau  der  Welt  geworden  und  einer  Aen- 
derung  bedürftig  sei,  und  daß  sie  in  Zukunft  nicht 
gegen  Staaten  angewendet  werden  solle,  die  sich 
anschicken,  ein  System  gegenseitiger  wirtschaft- 
licher Kooperation  auf  wirtschaftlicher,  regio- 
naler, historischer  oder  politischer  Grundlage 
zu  errichten." 

Die  Entscfafießuns  wurde  auf  Grund  eines  höchst  bemerkens- 
werten, von  dem  ^emaUgen  Bcidsdien  Kolonialndnister  L.  S. 
Amerv  erstatteten  Berichtes  verfaßt,  dessen  AuafOhrungen  so 
treffend  sind,  daß  es  geboten  mdmat^  im  folgenden  seine 
widitigsten  und  bezeichnendsten  Stellen  im  Wor£ute  wieder- 
zugiiien: 

,J)ic  Meistib^ünstiguiigsklausel  kann  als  eine  der  Haupt- 
Ursachen  für  das  Damiederliegen  des  Welthandels  angesehen 
werden.  Nach  Aual»radi  der  Krise  stand  sie  jedem  gemeinsamen 
VifTgehm  der  enropüactai  Völker  zur  Verteidigung  flirer  vdrt^ 
schafllichen  Existenz  im  Wege.  Das  Vereinigte  Königreich  war 
in  doppelter  Hinsicht  hesser  gestellt.  Es  entdeckte,  daß  es  in  der 
Sl«üiifwihrai«  «in  QM^ß^im  hm^  da»  glftthliiiMiefiie  » 
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abhängig  vom  Gold  arbeiten  konnte  und  dem  einige  500  Millionen 
Menschen  Innesriiafr  wie  aafierbalb  des  foitiscben  Heidies  sieb 

anzuschließen  willig  waren.  Es  hat  jetzt  endlich  eriaumt,  daß 
es,  dank  der  von  Lord  Salisbury  ausgesprochenen  Ablehnung  aller 
Meisthegünstigungsansprüche  für  den  innerbritischen  Verkehr, 
volle  Freiheit  besitzt,  innerhalb  des  Reiches  für  sich  selbst  ein 
auf  Gegenseitigkeit  beruhendes  Handelssystem  auf  Grund  des  von 
ihm  bestimmten  Preisniveaus  aufziu'ichten.  Es  ist  wahr,  daß  es 
diesen  Entschluß  nur  zögernd  gefaßt  hat,  sowohl  hinsichtlich 
der  Aufrichtung  eines  innerbritischen  Vorzugssystems,  wie  hin- 
sichtlich der  Hebimg  des  Preisniveaus  innerhalb  des  Gebietes 
der  Sterlingwährung.  Aber  dies  hat  genügt,  es  wenigstens  gegen 
die  schHnuDSten  Folgen  der  Krise  zu  «d&fttzen. 

Den  Lftndem  des  eoropftischeii  Festfamdes  stand  kein  mAduat 
Answeg  zur  Verfügung,  fiinzeln  an  den  Göldatandard  gebonden 
und  von  der  Möglichkeit  geschreckt,  vdeder  einer  unkontrollier- 
baren Inflation  zum  Opfer  zu  fallen,  sahen  sie  keinen  Weg,  zu 
einer  gemeinsamen  Währungspolitik  zu  gelangen,  die  imstande 
gewesen  wäre,  einem  weiteren  katastrophalen  Preisfall  vorzu- 
beugen. Die  Meistbegünstigungsklausel  war  nach  wie  vor  das 
Hindernis  jeder  gemeinsamen  Tarifpolitik  zum  Zwecke  gegen- 
seitiger wirtschaftlicher  Unterstützimg.  Es  blieb  nichts  übrig, 
als  um  jeden  Preis  in  jedem  einzelnen  Lande  die  Abwehrmaßnah- 
men zu  ergicüen,  die  geeignet  schienen,  die  acMimmsten  Folgeni 
des  Sturmes  abzuwehren,  ohne  ROdc^drt  auf  gegenseitige  SdiAdi» 
gungen,  die  diese  Maßnahmen  hervorrufen  mußten.  Von  da  att 
wächst  ununterhrocben  Zahl  und  Umfang  der  Tariferhöhungen 
und  Kontingentierungen,  der  Beschränkungen  des  Devisenverkehra 
und  der  Clearingverträge,  die  den  ffiropaiachen  Handel  in  <j|eii 
letzten  Jahren  drosselten. 

Ein  Versuch,  durch  Tarifermäßigungen,  die  auf  Gegenseitig- 
keit abgestellt  waren,  einen  Ausweg  zu  finden,  wurde  von  Belgien 
und  Holland  durch  den  Abschluß  des  Vertrages  von  Ouchy 
im  Jahre  1932  unternommen.  Gegen  ihn  wurde  jedoch  sofort  wegen 
Verletzung  der  Meistbegünstigung  Einspruch  erhoben  und  unter 
den  effstOD,  die  dies  taSen»  befand  aidi,  wie  idi  mit  Bedauern 
zugeben  mnfi,  England  Seidwr  haben  Ennland  vad  andepe  Staat» 
selbst  bei  erhebucher  Verletzung  der  Meistibegttnatigang  durch 
die  Finger  gesehen.  So  in  Stresa  zugunsten  der  Getreideländer 
Mittel-  und  Osteuropas  imd  ebenso  im  Zusammenhang  mit  den 
besonderen  wirtschaftlichen  Hilfen,  die  Oesterreich  von  seinen 
Nachbarn  erhielt.  Von  jedem  offenen  Versuch  handelspolitischen 
Zusammenschlusses  diu'ch  die  Meistbegünstigung  abgehalten,  haben 
die  kontinentaleuropäischen  Länder  verschiedene  Maßnahmen  zu 
dem  Zwecke  ergriffen,  auf  Umwegen  eine  mehr  auf  Gegenseitigkeit 
abgestellte  Politik  zu  ermöglichen.  Eine  große  Rolle  spielten  dabei 
Kcmtiiigente.  Jede  Art  von  KeoKtingeiHlierung  ist  natOrÜdi  ttnvef^ 
einbar  mit  stnaugsr  Aawcndnng  des  Gbnmdsataea  der  BieiaHiegfti* 
stigun^  deMn  Weaen  nnbeacbribikte  Ko^anraa  nntar  fßmamt 
Be^a^BBigen  Ist. 
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Weil  «mliefiit,  «idi  mit  den  Hieoretischeii  Verleizangen  der 
Meistlieglliistigiiiig  m  b^Qgen,  die  mit  d«r  FMteetsimg  von 
Kontingenten  imvermeidlidk  verbunden  sind,  haben  versdbiedene 
Länder  in  weitem  Umfange  von  Kontingentini  Gebrandi  gemacht, 
um  mit  deren  Hille  finanzielle  Vorteile  zu  gewähren  oder  vorzu- 
enthalten und  Lieleningageschäfte  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit 
abzuschließen. 

Es  muß  offen  ausgesprochen  werden,  daß  die  meisten  Handels- 
abkommen der  letzten  drei  Jahre  —  sicherlich  die  vom  Vereinig- 
ten Königreich  abgeschlossenen  —  zwar  formell  die  Meistbe- 
günstigung noch  enthalten,  jedoch  im  Wesentlichen  aus  Ver- 
einbiffungen  über  Kontingente  und  Preise  bestehen,  die,  auf  die 
vertragadbließenden  Teile  besdurflidrt»  den  Qiaraktor  der  Gegen- 
•eitigkieit  an  sich  tragen  und  in  flmer  Wiilauig  «ineii  Verstoß 
g«goii  die  MeistbeglliiBtigang  bedeuten  

Die  aUgemeiDe  und  unbedingte  Meistbegünstigung  ist,  kurz 

gesagt,  nicht  vereinbar  mit  den  Tatsachen,  welche  die  Welt  von 
eilte  charakterisieren.  Sie  war  basiert  auf  die  Annahme  efines 
normalerweise  stabilen,  internationalen  Wähnmgssystems  und  auf 
das  Fehlen  staatlicher  Einmischung  in  den  internationalen  Handel, 
wenn  man  von  den  zum  Schuta^  des  heimischen  Marktes  erstellten 
Zolltarifen  absieht.  Sie  nimmt  keinerlei  Rücksicht  auf  das  drin- 
gendste wirtschaftliche  Erfordernis  unserer  Zeit,  nämlich  auf  die 
fWichselaeit^o  vidrtschaftliche  Unterstützung  und  Zusammenarbeit 
von  VUlkerik  die  aus  politischen,  geographischen  «der  wirtschaft- 
Idben  Gründen  ^nes  an  des  andopen  Wohlfahrt  besonders  intep- 
essiert  sind,  auch  wenn  sie  nidii,  wie  im  Falle  des  Britischen 
Reiches,  derselben  politischen  Souveränität  unterstehen  oder  bereit 
sind,  eine  vollständige  Zollunion  zu  bilden.  Die  Meistbegünstigung 
ist  ein  Anachronismus,  der  aus  dem  XIX.  Jahrhundert  und  aus 
dem  damals  herrschenden  System  des  wirtschaftlichen  Interna- 
tionalismus in  unsere  Zeit  herüberragt  und  heute  nur  noch  ein 
Hindernis  auf  dem  W^ege  zu  einer  rationellen  Reorganisation  der 
Weltwirtschaft  auf  Grund  der  Bildung  von  Gruppen  sich  gegen- 
seitig unterstützender  Steaten  darstellt.  Die  allgemeine  Entwick- 
Inng  verlftttü  besonders  In  Enromi  in  der  RioMnc  der  Gegen- 
SMiiigioeily  kann  aber  mir  mhr  feuwrfse  vnd  mit  Hilfe  idier  mög- 
lichen schwerfiüligen  Umgehungen  der  Meistbegünstigung  zum 
ünrchbrudi  kommen.  Die  Aufhebung  der  Klausel  würde  es  möglich 
maidien,  das  Bedürfnis  nach  Gegenseitigkeit  durch  die  einfache  Ma- 
schinerie des  Zolltarifes  zu  befriedigen  ima  sich  von  den  handels- 
politischen Künsteleien  zu  befreien,  die  gegenwärtig  den  interr 

nationalen  Handel  ernstlich  stören  

Trotz  alledem  ist  die  Klausel  am  Leben  geblieben,  zum  Teil 
durch  das  Trägheitsmoment,  das  sich  aus  der  großen  Zahl  der 
nie  enthaltenden  Verträge  ergibt;  denn  bei  jeder  Vertragsverhand- 
ktng  ist  m  nntlirlich  vidi  l>equemer,  sieii  in  den  Reiun«!  bestehen- 
der Verträge  einzupassen,  als  £rldteung«i  Abzugeben«  welche  bei- 
wfMm^m  im  FaUe  En^ands  din  Ktedig»^  VM  liB&ig  Han- 
'deisvertrigen  in  steh  sdhließen  vdirden.   


Ebenso  ist  die  Meistbegünstigung  in  der  Mentalität  der  Geschäfts- 
leute und  der  Regierungsbeamten  am  Leben  geblieben,  die  gewohn- 
heitsmäßig nur  an  die  eine  Verhandlung  denken,  mit  der  sie  zu  tun 
haben,  und  nichts  sehen,  als  die  Unbequemlichkeit  des  Einstedgens 
in  ein  neues  System  und  die  Gefahr  von  Vergeltungsmaßnahmen 
zu  denen  sich  cmdere  Staaten  durch  einen  Bruch  mit  den  bis- 
herigen G^flogenheiten  veranlaßt  sehen  könnten.  Das  Problem 
kann  nur  gelöst  vinerden,  vv<enn  sidi  die  fahrenden  Nationen  in 
weitadumender  Erwägung  der  allgemdnen  Weltiage,  wie  sie  sid^ 
in  unserer  Zeit  auf  wirtschaftlichem  und  polit^chw  Gebiete 
herausgebildet  hat,  dahin  einigen,  daß  die  Zeit  gekommen  ist, 
den  ganzen  Grundsatz  der  Meistbegünstigung,  wenn  schon  nicht 
vollständig  zu  verlassen,  doch  jedenfalls  w^tr^chend^  Aende- 
rungen    zu  unterwerfen  

Wir  leben  in  einer  Zeit,  in  der  eine  ernsthafte  Ueberprüfung 
des  Grundsatzes  der  unbeschränkten  Meistbegünstigung  wahr- 
scheinlich in  viel  höherem  Maße  auf  Unterstützung  rechnen  kann, 
als  dies  noch  vor  drei  oder  vier  Jahren  wahrscheinlich  schien. 
Die  Frage  ist,  in  virelcber  Form  diese  Prüfung  stattfinden  soll? 
Soll  die  IQausel  völlig  aus  den  Handels vertrl^mi  versdiwindeni 
wenigstens  insofern  ihre  Anwendung  auf  Zölle  im  engeren  Sinn 
in  Betracht  kommt?  Oder  handelt  es  sich  um  ein  Kompromiß,  das 
ihre  Nachteile  beseitigt,  ohne  ihre  Vorteile  aufzuopfern? 

Soweit  Vorschläge  für  eine  Kompromißlösimg  bisher  beim 
Völkerbund  oder  in  der  Internationalen  Handelskammer  erörtert 
wiu'den,  betrafen  sie,  ähnlich  wie  der  Vertrag  von  Ouchy,  den 
Abschluß  eines  multilateralen  Vertrages,  der  gegenseitige  tarifa- 
rische Zugeständnisse  enthalten  und  dem  Beitritt  eines  jeden 
Staates  offenstehen  sollte,  der  ihn  zu  vollziehen  wünscht.  Diese 
Bestimmung  raubt  nach  meiner  Meinimg  einer  solchen  Lösung  das 
meiste  von  ihrem  Werte.  Sie  fOhrt  «uf  einem  Umweg  zum  Grund- 
satz der  aligmeinen  MeistibMnstigunff  —  minde&iens  in  einer 
bedingten  Form  —  zurück  und  behandelt  die  ganze  Frage  so,  als 
ob  es  sich  lediglich  um  Tarifermäßigungen  in  abstracto  drehen 
würde,  ohne  daß  auf  die  realen  politischen  und  geographischen 
Interessen,  auf  die  Verschiedenheit  der  Wirtschafts-  und  Wäh- 
nmgspolitik  oder  des  Lebensfußes  Rücksicht  genommen  wird, 
welche  die  wirklichen  Ursadhen  waren,  daß  die  Meistbegünsti- 
gung in  der  heutigen  Welt  zu  einem  Anachronismus  gewoixien 
ist.  Einer  Gruppe  von  Nationen,  die  einen  hohen  Lebensfuß,  eine 
gesunde  Währungspolitik  und  eine  individualistische  Wirtschafts- 
auffassong  besitzen,  die  Bedingung  auferlegen,  daß  jede  Tarif- 
ermäßigung,  die  sie  sidi  gegenseitig  mgesithea,  audi  Japan, 
China  und  RuffiUmd  zugute  kommen  müsse,  ist  an  sidi  s^on 
genügend,  tn  verhindern,  daß  solche  Ermäßigungen  überhaupt 
währt  werden.  Es  ist  wesentlich  für  jeden  F<»<l»chritt  in  der  Be- 
freiimg  des  Handels,  daß  Staaten,  die  sich  zu  gegenseitiger  wirt- 
schaftlicher Unterstützung  zu  vereinigen  wünschen,  die  Freiheit 
haben,  Länder  davon  auszuschließen,  die  aus  dem  einen  oder  an- 
deren Grund  nicht  geeignet  sind,  Mitglieder  ihrer  Gruppe  zu  sein. 
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Einige  praktische  Richtlinien  für  die  Lösung  dieser  Frage 
liaim  man  von  der  Betrachtung  der  Ausnahmen  ableiten,  die  schon 
gegenwärtig  unter  allgemeiner  Zustimmung  gegenüber  dem  stren- 
gen Grundsatz  der  Meistbegünstigung  als  zulässig  erachtet  werden. 
Die  erste  dieser  Ausnahmen  bezieht  sich  auf  die  vollständige  Zoll- 
mdxm  mit  innexem  Freihandel  zwischen  den  Teiilnehmem.  Nie- 
mand hat  jemals  die  Meinung  \'ertreten,  daß  eine  solche  Zollunion 
dem  Beitritte  anfieiistelMDder  Länder  offenbleiben  müsse,  da  es 
Immer  anerkannt  worden  ist,  daß  «ine  ZoHanion  mindestens  ebeaso 
sehr  eine  politisdie,  wie  ^ne  wirte^aMki»e  Grundlage  haben  muß. 

Ebenso  hat  niemals  irgend  jonand  vovgeedilagen,  daß  fMmden 
Ländern  das  Recht  zugestanden  werden  müsse,  die  Zulassung  zu 
dem  System  gegenseitiger  Vorzugszölle  für  sich  in  Anspruch  zu 
nehmen,  das  die  Länder  des  Britischen  Reiches  ffir  sich  aufge- 
richtet haben. 

Und  ebensowenig  wie  in  diesen  beiden  Fällen  kann  gegenüber 
4«n  verschiedenen  regionalen  Vorbehalten,  die  sich  auf  unmittel- 
bare Nachbarschaft  oder  manchmal  auch  auf  politische  Bezie- 
hungen aus  der  Vergangenheit  gründen  und  die  größte  Zahl  der 
anerkannten  Auanahmen  von  disr  Meistbegünstigung  bilden,  von 
anderen  Lindem  dn  Ampmdk  auf  Glei&>ei«ditigung  erhoben 
werden  

Es  ist  wirklich  nur  eine  verhältnismäßig  bescheidene  Aus- 
dehnung der  bereits  anerkannten  historischen,  politischen  und 
regionalen  Ausnahmen  erforderlich  —  insbesondere  in  dem  Sinne, 
daß  die  westlich  von  Rußland  gelegenen  Länder  des  europäischen 
Kontinentes  als  eine  solche  Region  anerkannt  werden  —  um  eine 
Lösung  für  die  Schwierigkeiten  unserer  2^it  zu  finden.  Wesent- 
lich ist,  daß  sich  Staaten,  die  sich  den  Vortoil  einer  Ausnahme 
von  der  Meistbegünstigung  zugunsten  eines  zwischen  ihnen  zu 
«Rliiitenden  Systems  wirtschafflicher  Gegenseitigkeit  zu  sichern 
wünschen,  ihm  Willen  erklären,  eiAe  Boläm  Politik  dauernd  oder 
mindestens  auf  lange  Sicht  zu  betreiben.  Lediglidi  die  Frage,  ob 
aine  dauernde  Wirtschaftsveranigung  beabsichtigt  ist,  sdOfee,  <dme 
daß  auf  Einzelheiten  sich  daraus  ergebender  Verträge  eingegangen 
werden  dürfte,  den  Gegenstand  einer  internationalen  Feststelhmg, 
beispielsweise  von  Seiten  des  Völkerbundes  bilden  und  inter- 
nationaler Bewilligung  unterworfen  werden,  bevor  dem  Verlangen 
nach  Abweisung  der  Ansprüche  Außenstehender  auf  meistbegün- 
stigte Behandlung  stattgegeben  wird. 

Ebenso  mflßte  für  den  Beitritt  eines  außenstehenden  Staates 
zu  einer  auf  diese  Weise  gebildeten  Gruppe  eine  einfache  Er- 
klärung des  Beitr^wifieiia  und  dtie  Annahme  «Heeer  Erklärung 
durch  die  Gnw^  Ganz€3  genügen.  Die  inner«  EinrldhliBW  eia» 
solchen  Gruppe  wäre  offensichtlich  eine  Angefegeohiit»  d&  aua- 
sdiHeßlich  die  ihr  angehörenden  Staaten  angeht. 

Der  Vertrag  von  Ouchy  hatte  eine  progressive  Ermäßigung 
der  für  den  inneren  Verkehr  zwischen  den  der  Gruppe  angehören- 
den Staaten  geltenden  Zölle  um  10  Prozent  in  bestimmten  Fristen 
in  Aussicht  genommen. 
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Das  vom  Gesandten  Riedl  ausgearbeitete,  sorgfältig  durch- 
dachte Projekt  eines  europäischen  Wirtschaftsbündnisses*)  aus  dem 
Jahre  1929  ging  von  der  Annahme  aus,  daß  jeder  ihm  beitretende 
Staat  durch  Vereinbarung  mit  den  übrigen  Mitgliedern  einen  Bin- 
nentarif zu  erstellen  hätte,  der  für  den  inneren  Handel  zwischen 
den  Mitgliedsstaaten  des  Bündnisses  zu  gelten  hätte  und  nur  mit 
deren  allgemeiiier  Zustimmung  erhöht  werden  könnte. 

Das  Kitisdie  Reich  verfolgte  keinen  solchen  bestimmten  Plan, 
«leder  Staat  im  Reiche  gab  den  anderen  ihm  angehörenden  Staa- 
ten nach  seinem  freien  Belieben  entweder  auf  Grund  einer  Ver- 
einbarung oder  in  anderer  Form  Vorzugszölle  oder  die  2^11&eiheit 
für  bestimmte  Artikel,  wie  es  der  einzelne  Fall  erforderte.  Das 
Vereinigte  Königreich  hatte  aus  politischen  und  Zweckmä^keits- 
gründen  allen  Staaten  des  Reiches  die  gleichen  Vorzugszölle 
zugestanden.  Doch  wird  in  keinem  der  Ottawaverträge  eine  Meist- 
begünstigtmgsverpflichtung  innerhalb  des  Reiches  übernommen  und 
es  steht  dem  Vereinigten  Königreich,  wie  jedem  anderen  Mit- 
glied der  britischen  Staatengemeinschaft  frei,  Sondervereinbarim- 
gen  mit  einem  anderen  Mitglied  zu  treffen,  ohne  ihre  Vorteiile 
auch  auf  die  übrigen  Giieder  des  Reiches  auszudehnen.  Der  ein- 
zige, allgemein  geltende  Grundsatz  ist,  daß  die  für  den  V^äkehr 
innerhalb  des  Reiches  gewährten  Prälemizai  dcir  flbrigen  Welt 
nicht  zugänglich  sind. 

Anfänglich  war  die  grundsätzliche  Anerkennung  der  Grup- 
penbildimg  auf  Grund  wechselseitiger  Vorzugsbehandlung  nur 
für  kleinere  in  Europa  sich  bildende  Gruppen  in  Aussicht  ge- 
nommen, wie  z.  B.  für  eine  Gruppe  der  Donaustaaten.  Es  ist 
jedoch  offensichtlich,  daß  die  vollen  Vorteile  eines  solchen 
Systems,  das  ja  dem  Zwecke  dienen  soll,  den  Ausschreitungen 
des  wirtschaftlicben  Nationalismus  entgegenzuwirken  und  ein 
Wirtschaftsgdbiet  za  sdiaffen,  dessen  Größe  eine  gesunde  Ent- 
wicklung imter  modernen  Bedu^ungen  gestattet,  nur  Hann  er^ 
reicht  werden  können,  wenn  die  Gruppe  nach  dem  gegenwärtigen 
Umfang  ihres  inneren  Marktes  groß  genug  und  nach  dör  Viel« 
fältigkeit  ihrer  wirtschaftlichen  Hilfsquellen  reich  genug  ist,  um 
sich  mit  den  Vereinigten  Staaten  oder  der  firstiscben  Staatauge- 
meinschaft  vergleichen  zu  können. 

Die  Völker,  die  den  Hauptstamm  des  europäischen  Festlandes 
emnehmen,  könnten  zusammen  mit  ihren  Kolonien  eine  solche 
natürliche  Gruppe  bilden.  Selbst  wenn  die  iberischen  Völker  es 
vorziriien  sollten,  si<^  mit  Sfidamerika  zusammenzuschließen  oder 
wenn  die  slcandina vischen  Länder  sich  an  ^  britische  Staaten- 
gemelaaciialt  anlehnen  würden,  könuton  die  fibrigbleibenden  Länder 
zusanunen  mit  den  französischen,  niederländischen,  belgisdien  und 
italienischen  Kolonien  eine  WirtndiBftifinhffrit  aüfe  wbc^mizter 
£<ntwicklungsmdglichkeit  biUen. 

*)  Vgl.  KoneküverZottabhatt  und  Europäisches  Wirtschaftsbündnis.  An- 
träge der  österreichischen  Gmppe  der  iateraationalefl  Haodelskannier  zu 
den  Beschlüssen  der  X.  VölkefbiMidversaini^hn&  Wien  1929,  Verlag  rm 
JuUus  Springer. 
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Die  Frage  der  Einbeziehung  der  europäischen  Kolonien  in  ein 
europäisches  Wirtschaftsbündnis  ist  offensichtlich  von  allergröii- 
ter  Bedeutung.  Es  gibt  Staaten,  wie  im  besonderen  Belgien  und 
BoUaiid,  dßtm  Kmmaatteiche  weit  mehr  produzieren,  als  der 
MmAt  üamr  BifoHorlander  aMfamehinm  vermag.  Dagegen  gibt  es 
andere  Staaten  wie  Dentschlaiid  D^ntsdilaBd  atefat  in  dieaer 
Beziebmig  iiielit  allein  und  aaina  Lage  kann  ni^t  abgeaondert 
von  derjenigen  aller  übrigen  eiu-opäischen  Staaten  bctraditet 
werden,  die  keine  tropischen  Kolonien  besitzen  —  die  nicht  nur 
genötigt  sind,  große  Mengen  von  Nahrungsmitteln  und  tropischen 
Rohstoffen  einzuführen,  sondern  auch  den  natürlichen  Wunsch 
hegen,  daß  ihre  Angehörigen  Gelegenheit  haben,  an  der  Entwick- 
lung der  rückständigen  Gebiete  der  Erde  teilzunehmen. 

Ein  europäisches  Wirtschaftsbündnis  würde  diese  verschie- 
«knen  Bedürfnisse  befriedigen,  ohne  die  außerordentlich  schwie- 
rige Frage  avisoroUen,  die  omrch  die  Forderung  nach  eigenem 
liailai  von  Külonialgebieten  In  «iner  Weh,  in  der  keine  unver- 
teilten  Gebiete  mehr  wfOgbar  aind,  aafgeworfen  ^wrden  müßte. 

In  dieaem  Zusanoiwiiiiaiig  «nduene  ea  nur  ab  eine  natOrlidie 
FiOgeniiig,  daß  die  afirikaniacben  Gebiete,  die  inneriudb  der  Zone 
des  Kongowtrages  liegen  oder  sich  auf  Gnmd  eines  Mandate» 
im  Besitz  europäischer  Mächte  befinden,  der  europäischen  Gruppe 
angeschlossen  und  von  der  Verpflichtung  zur  Gewährung  der  Meist- 
begünstigung befreit  werden  müßten,  die  für  sie  eingegangen  v^^r- 
de,  als  die  Welt  noch  dem  heute  durch  moderne  wirtschaftliche 
\md  politische  Gedanken  ersetzten  ^\d^tschaftlichen  Internationalis- 
mus huldigte.  Der  dringendsten  Forderung  unserer  Zeit,  auf  politi- 
adiem  wie  tetä  wirtachaftÜdkem  Gebiete,  würde  entsprochen  wer- 
den, wenn  ein  aOgraieliiaa  Ueberainfcammep  darlüber  zustande  käme, 
daß  die  Meistliegünstigimgaklaiiael  kdne  Anwendung  auf  Wirt* 
adialtigriippeii  oder  Unionen  finden  kann,  die  wohlerwogenerweise 
•nf  regionaler  oder  historisch-politischer  Grundlage  gebildet  wer- 
den. Eine  Entschließung  des  Völkerbundes  oder  einer  Spezial- 
konferenz  zugunsten  eines  solchen  allgemeinen  Uebereinkommens, 
gefolgt  von  ergänzenden  Erklärungen  oder  Notenwechseln  zwischen 
den  betreffenden  Staaten  könnte  zur  Erreichung  dieses  Zweckes 
genügen,  ohne  daß  man  genötigt  wäre,  zu  dem  äußerst  schwer- 
fälligen Vorgang  einer  allgemeinen  Kündigung  und  Erneuerung 
der  beatehenden  HandelaiierMga  2a  greifen,  ao  daß  diese  Methode 
mir  gegen  Steaten  mat  Au'vaaudang  käme,  die  ea  aÜefanen,  den 
neuen  Grundsatz  anzimefamen. 

Die  Meialbegünstigangsklausel  bliebe  nur  in  Kraft  für  die 
Regelung  der  internationalen  Handelsbeziehungen  außerhalb  der 
neu  gebildeten  Gruppen,  was  nur  als  großzügige  Ausdehnung  der 
bestehenden  Ausnahmen  zu  betrachten  wäre.  Selbst  dann  wür- 
den gewisse  Schwierigkeiten,  die  aus  den  Schwankungen  des 
Geldwertes  oder  aus  der  Konkurrenz  zwischen  Rassen  hervor- 
gehen, deren  Lebensfuß  und  Lebensart  völlig  von  der  europäischen 
verschieden  ist  (wie  z.  B.  bei  China),  oder  deren  Wirtschafts- 
organiaation  (wie  s.  B.  bei  Rußland)  auf  ganz  anderen  Grundlagen 
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aufgebaut  ist,  die  Frage  aufrollen,  ob  es  nicht  unter  Umständen 
notweni^  awn  wird,  von  der  Meistbegünstigung  überhaupt  abzu- 
P^*^  «  Erfahrang,  die  das  Britische  Reich  hinsichtlich  der 
mneren  Handelsbeziehungen  zwischen  aeinen  Gliedstaaten  bis  jetzt 
gemacht  hat,  aeigen  keine  emsthaften  Unzukömmlichkeiten,  die 
sich  aus  dem  vollständigen  Fehten  einer  „Interimperial 
most  fayoured  nation  clause*'  ergeben  hätten.  Im  Gegen- 
teil, die  Anregung  ihrer  Einführung  begegnete  heftigster  Oppo- 
sition von  allen  Dominions,  wie  auch  von  Indien.  Es  ist  indeß 
zweifellos  wünschenswert,  bei  diesen  großen  Fragen  vorsichti« 
tastend  zu  verfahren  und  ich  möchte  daher  nicht  auf  die  gegen- 
wtotigeKonferenz  in  der  Richtung  einen  Druck  üben,  daß  die 
aciMm  feil  fftr  eine  Entscheidung  in  dieser  Frage  sei.  Sie  ist 
^doch  reif  und  mehr  ala  reif  fttr  die  Entscheidung  der  Frage  des 
Rechtes  der  Nationen,  die  einen  wirtschaftlicben  Zusammenschluß 
anstreben,  von  den  bestehenden  Beschrinkungeii  befreit  zu  werden 
Ich  habe  darüber  keinerlei  Zweifel. 

Es  muß  zugestanden  werden,  daß  die  Empfehlungen,  die  ich 
befürwortet  habe,  befremdlich  amnuten  im  Munde  des  Vertreters 
eines  Landes,  das  sich  gegenwärtig  des  doppelten  Vorteiles  einer 
Vorzugsbehandlung  innerhalb  des  Britischen  Reiches  und  der 
Meistbegünstigung  anderwärts  erfreut  una  daher  durch  ein  euro- 
päisches Wirtschaftsbündnis,  dessen  Mitglied  es  klararweise 
nicht  Min  kann,  nur  verlieren  könnte.  Ich  persönlich  teile  aller- 
dings diese  Ansicht  nicht.  Ich  glaube  vielmehr,  daß  es  in  erster 
Linie  und  vor  allem  anderen  notwendig  ist,  im  eigenen  Interesse 
Lnglands,  wie  in  dem  der  Welt,  die  Prosperität  Europas  wieder- 
herzustellen. Ich  glaube,  daß  das  Vereinigte  Königreich  mit  einem 
prosperierenden  Europa,  auch  wenn  es  dort  höheren  Zöllen  miter- 
worfen  ist  als  seine  europäisch-kontinentalen  Konkurmt^  dnen 
weit  stärkeren  Handelsverkehr  haben  wird,  als  es  unter  der 
Herrschaft  der  Meistbegünstigung  mit  einem  ministen  lad 
armten  Europa  hat  oder  haben  kann. 

Außerdem  würde  die  Veränderung,  die  ich  befürworte,  sich 
mcht  vollziehen,  ohne  auch  für  Großbritannien  Vorteile  mit  sich 
zu^  bringen.  Sie  würden  ihm  die  Freiheit  geben,  die  Entwicklung 
seiner  afrikaidschen  Territorien  auf  Grund  der  Gegenseitigkeit 
vorwärts  zu  treiben.  Sie  wOrde  ihm  gestatten.  Sonderabkommen 
zum  gegenseitigen  Vorteile  mit  Lftndem,  wie  Aegypten  und  Irak 
zu  schließen,  die  politisch  und  geographisch  eng  mit  ihm  ver- 
bunden sind.  Sie  könnte  endlich  die  Grundlage  bildtti  für  beson- 
dere, auf  Gegenseitigkeit  beruhende  Handelsabkommen  zwischen 
l:>ngland  und  gewissen  Ländern  außerhalb  des  Britischen  Reiches, 
Wie  den  skandinavischen  Ländern  oder  Argentinien,  die  ein  solches 
Abkonunen  vielleicht  der  Teilnahme  an  einer  europäiscben  oder 
südooierikanischen  Gruppe  vorziehen  würden. 

S^bstverständlich  sind  das  Fragen,  welche  niu*  die  beteilig- 
1  Jedenfalls  war  es  nicht  mein  Ziel,  irgend- 

^Iche  Soiidenferänbarungen  zu  befOrworten  oder  das  Problem 
«nter  einon  «ioa^tigen  Geaic^UvidiiM  zn  be^diten;  idi  trach- 
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vielmehr,  mich  von  allen  örtlichen  und  nationalen  Gesidita- 
pimkten  fernzuhalten,  das  WeltproUm  als  Ganzes  ins  Auge 
zu  fassen  und  zu  untersuchen,  wie  das  unvermeidliche  Wachstum 
des  wirtschaftlichen  Nationalismus  unserer  Zeit  versöhnt  werden 
kann  mit  der  nicht  weniger  drängenden  Forderung  der  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit  außerordentlich  gestärkten,  modernen  Produk- 
tion nach  großen  Märkten,  mannigfachen  Rohstoffquellen  und 
^veitester  Ausdehnung  des  internationalen,  sich  wechselseitig  er- 
gSnzenden  HandeLi.  Diese  Versöhnung  kann  meiner  Ansicht  nach 
nicht  «rreicht  werden,  ohne  daß  wir  uns  darauf  vorbereiten, 
die  Meisib^itaistiginigsklausel,  welche  die  wirtschafÜiciien  Ideen 
imd  die  wirtschaftlich  Struktur  der  Welt  in  einem  vergangenen 
Jahrhimdert  verkörpert  und  sie  verewigen  will,  zu  verlassen  oder 
—  gnmdl^end  zu  ändern." 
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der  Meistiicipinstigungsldaiisel  in  den  neueo 
Handebvertiigen 


Zusammenfassende  Betrachtung  der  Entwicklung,  welche  die 
Meistbegünstigungsfrage  innerhalb  des  letzten  Jahrzehntes  ge- 
nommen hat,  festigt  den  Eindruck,  daß  man  zwar  die  Mängel, 
welche  die  Meistbegünstigung  in  ihrer  bisherigen  Form  an  sich 
trägt,  immer  stärker  und  störender  empfindet,  daß  jedoch  das 
allgemeine  Bestreben  trotzdem  noch  darauf  gerichtet  bleibt, 
sie  als  Grundlage  des  großen  internationalen  Verkehrs 
zu  erhalten,  wenngleich  Aenderungen  ihres  Inhaltes,  die  sie 
für  den  örtlichen  Verkehr  benachbarter  oder  enger  mit- 
einander verbundener  Staaten  mehr  oder  weniger  weitgehend 
ausschalten  sollen,  ziemlich  allgemein  als  wünschenswert  an- 
erkannt und  von  vielen  als  dii^ende  Notwendigkeit  gefordert 
werden. 

W  ann  diese  Bestrebungen  zu  einer  Reform  der  Meistbe- 
günstigung führen  werden  —  sei  es  durch  ein  internationales 
Abkommen,  sei  es  durch  allgemeine  Anerkennung  eines  beim 
Abschlüsse  zweiseitiger  Verträge  sich  herausbildenden  Gewohn- 
heitsrechtes —  bleibt  jedoch  ungewiß,  obwohl  sich  die  Aussichten 
dafür,  dank  der  von  Amerika  ausgegangenen  Initiative,  wesent- 
lich verbessert  haben.  Ein  Uebergang  zur  Reziprozität  kommt 
jedenfalb  zur  Zeit  nicht  in  Frage.  So  bleibt  die  Meistbegünsti- 
gungsklausel auch  ein  notwendiger  Bestandteil  der  neuen,  im 
Zusammenhang  mit  dem  Zahlimgsübereinkonmien  zu  schließen- 
den Handelsverträge,  doch  wird  man  trachten  müssen,  bei  ihrer 
Formulierung  und  bei  Feststellung  der  Ausnahmen,  dUe  zulässig 
sein  sollen,  nach  Möglichkeit  bereits  ^arwegamehmiep,  was  eine 
kunttfe  Befeim  m  ininseii  hitle. 
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Was  zunächst  die  Formulierung  der  Klausei  betrifft, 
so  wird  man  darauf  Bedacht  nehmen  müssen,  ihr  nicht  ebien 
Inhalt  zu  geben,  der  über  den  Rahmen  dessen  hinausgeht, 
was  unter  den  gegenwärtige  Verhiltnissen  noch  möglich  und 
durchführbar  ist. 

Beschränkunoen  des  Zahlungsverkehrs,  Verbote,  Kontingen- 
tierungen und  Kompensation^  die  in  unserer  Zeit  zu  außer- 
ordentlicher Bedeutung  gelangt  sind,  widerstreben  nach  ihrem 
Wesen  einer  Unterordnung  unter  den  strenge  Begriff  der  Meist- 
begünstigung, wie  ihn  die  Klausel  bei  ihrer  herkömmliche 
Fassung  etiiält  Ein  Vertrag,  der  Unerfüllbares  fordert,  wird 
gebroee  oder  umgangen.  In  de  angeführte  Belangen  ist 
dieses  Schicksal  auch  der  Meistbegünstigung  nicht  erspart  ge- 
blieben, und  es  liegt  die  Gefahr  nahe,  da&  man,  hiedurch  ver- 
führt, allmählich  anfängt,  sie  auch  dort  zu  mißachten,  wo  ihre 
Anwendung  auf  keine  innere  Schwierigkeiten  stößt.  Um  zu  ver- 
hüte, daß  es  auf  diese  Weise  zu  ihrer  fortschreitenden  Zer- 
setzung kommt,  empfiehlt  es  sich,  die  Klausel  von  vornherein 
so  zu  fasse,  daß  die  darin  enthaltenen  Verpflichtungen  gelockert 
werden,  wo  die  Anwendung  des  starren  Grundsatzes  der  Meist- 
begünstigung gegen  die  Natur  der  Dinge  geht  und  deshalb  un- 
durchführbar wird.  Als  Vorbild  kann  dabei  das  bereits  erwähnte 
Handelsabkommen  dienen,  das  zwischen  der  Tschechoslowakei 
und  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  am  29.  März  1935 
geschlossen  wurde.*) 

*)  Die  auf  die  Meistbegünstigung  sich  beziehendea  Bestimmtuigeo 

dieses  Abkommens  haoen  folgenden  Wortlaut: 

,1.  Was  die  Zölle  oder  Abgaben  jeder  Art,  welche  die  Einfuhr  oder 
Ausfuhr  belasten  oder  damit  im  Zusammenhang  stehen,  ferner  die  Art,  in 
welcher  derlei  Zölle  und  Abgaben  eingehoben  werden,  weiters  was  alle 
Kegeln  und  Förmlichkeiten  hinsichtlich  der  Einfuhr  und  Ausfuhr  sowie 
alle  Gesetze  oder  Verordnungen  über  die  Versteuerung,  den  Verkauf  oder 
den  Verbrauch  von  eingeführten  Waren  im  Inlande  anbelangt,  wird  jede 
Begünstigung,  jeder  Vorteil,  jede  Ausnahme  oder  Befreiung,  die  seitens 
der  Tschechoslowakischen  Republik  oder  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  für  irgendeine  aus  einem  dritten  Staate  stammende  oder  nach 
einem  dritten  Staate  bestimmte  Ware  gewährt  werden  oder  künftig  gewihrt 
werden  sollten,  unverzüglich  und  bedingungslos  gleichartigen  Waren  zu- 
gestanden werden,  die  aus  der  Tschechoslowakischen  Republik  oder  aus 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  stammen  oder  in  die  Tschechoslo- 
wakische Republik  oder  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  bestimmt  sind. 

2.  Wenn  die  Tschechoslowakische  Republik  oder  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  irgendeine  Form  der  Devisenkontrolle  mittelbar  oder  un- 

^  sollten  oder  eingeführt  haben,  werden  sie  dieselbe  so 

handhaben,  daß  sie  den  Angehörigen  und  dem  Handel  des  anderen  Landes 
einen  gehörigen  und  gerechten  Anteil  bei  der  Zuweisung  von  Devisen 
zusichern. 

3.  Wenn  die  Tschechoslowakische  RqwbUk  oder  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  irgendeiae  Form  eim»  nei^aUlAigeii  BeschrAiikttiig  oder 
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JSme  diesem  Muster  folpiide  elastischere  Fassung  der  Meist- 
liegfliistkiingakkiisel  beseitigt  den  imwürdiffen  Zustand,  daß  beim 
von  Handelsvertrfiffen  Verpflichtimgen  übernommen 
werden,  ¥on^  denen  lieide  Tmt  wissen,  daß  sie  unerfüllbar  sind, 
und  öber  die^  sich  hinwegzusetzen  beide  Teile  von  vornherein 
entschloisen  sind.  Die  dadurch  bewirkte  Lockerung  der  Meist- 
begünstigung kann  umso  unbedenklicher  hingenommen  werden, 
als  sie  in  anderen  Bestimmungen  der  neuen  Verträge  ein  wirk- 
sames Gegengewicht  findet.  Denn  schwerer,  als  die  Abschwä- 
chung  eines  Meistbegünstigmigsanspruches  von  fraglicher  W  ir- 
kung  wiegt  der  Vorteil,  der  sich  daraus  ergibt,  daß  für  den  im 
Rahmen  des  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommens  sich  ab- 
wickelnden Verkehr  Verbote  und  andere  Beschränkungen  nur 
insoweit  zulässig  sein  sollen,  als  dies  ausdrücklich  vereinbart 
wird,  und  daß  die  Grundsätze,  die  in  den  neuen  Verträgen  für 
die  Regelung  des  Verbotswesens  aufgestellt  werden,*)  gegen 
willkürliche  Einschränkung  der  Verkehrsfreiheit  einen  Schutz 

Kontrolle  der  Einfuhr  oder  des  Verkaufes  irgendeiner  Ware  eiaffthren 
sollten  oder  eingeführt  haben,  an  der  das  andere  Land  interessiert  ist, 
oder  wenn  sie  für  die  Einfuhr  oder  den  Verkauf  einer  bestimmten  Menge 
einer  solchen  Ware  einen  niedrigeren  Zoll  oder  eine  niedrigere  Abgabe 
•taiiillirea  solitea,  alt  der  ZoU  oder  die  Abgabe  für  die  Einfuhr  über  diese 
Menge  hinaus  beträgt,  werden  sie  dem  Handel  des  aoderan  Landes  eine 
anständige  und  gerechte  Behandlung  zuteil  werden  lassen,  soweit  es  sich 
um  die  Aufteilung  der  ursprünglich  festgesetzten  oder  in  irgendeiner  Weise 
abgeänderten  Gesamtmenge  von  derlei  zur  Einfuhr  oder  zum  Verkaufe  zu- 
lefiiasenett  oder  zur  Einfuhr  oder  zum  Verkaufe  zu  derartigen  niedrigeren 
Zonen  oder  Abgaben  zugelassenen  Waren  auf  die  Aosfuhrilnder  handelt. 

4.  Die  von  der  Tschechoslowakischen  Republik  oder  von  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  den  benachbarten  Ländern  gegenwärtig  gewährten 
oder  in  Hinkunft  zu  gewährenden  Begünstigungen  zur  Erleichterung  des 
wmzv^ehrs  und  die  aus  einer  Zollunion,  an  der  die  Tschechoslowa- 
mmm  Republik  oder  die  Vereinigten  Staaten  Ton  Amerika  teilnehmen 
sollten,  eriließenden  Begünstigungen  sind  von  diesem  Obereinkommen 
ausgenommen.  Die  Tschechslowakische  Republik  wird  sich  auf  die  Be- 
stimmungen dieses  Übereinkommens  nicht  berufen,  um  die  Begünstigungen 
m  erlangen,  die  seitens  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  der  Philippinen 
und  der  Panania*Kanalzone  einander  gegenseitig  oder  der  Kubanischen 
Republik  gegenwärtig  gewährt  werden  o&r  künftig  gewihrt  werden  soll- 
ten. Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  werden  sich  nicht  aaf  die  Be- 
stimmungen dieses  provisorischen  Übereinkommens  berufen,  um  die  Be- 
günstigungen zu  erlangen,  die  seitens  der  Tschechoslowakischen  Republik 
•"£5«t«Telch  oder  Ungarn  gewährt  wurden  oder  künftig  gewährt  werden 
sollten.  Die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  werden  sich  nicht  auf  dieses 
provisorische  Übereinkommen  berufen,  um  die  Begünstigungen  zu  erlangen, 
weiche  die  Tschechoslowakische  Republik  gegenwärtig  dem  Handel  Jugo- 
slawiens und  Rumäniens  gewährt,  solange  es  in  dieser  Sache  zu  keiner 
y£^5jigenden  Vereinbarung  im  Wege  eines  umfassenden  Handelsfiber- 
einkoonnens  zwischen  den  beiden  Ländern  gekommen  Ist." 

Vergleiche  ferner  oben  Seite  90ff. 
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bieten,  der  weit  wirksamer  ist,  als  derjenige,  der  durch  schein- 
bar sehr  weitgehende,  aber  höchst  unbestimmte  und  in  Wirk- 
lichkeit größtenteils  undurchführbare  M^tbegünstigungsabred^ 
erreicht  werden  kann. 

Nädist  der  Formulierung  des  Mdstbegünstiguhgsanspruches 
sind  die  Ausnahmen  von  Bedeutung,  &e  ihm  gegenüber  zu 
gelten  haben. 

Nahezu  selbstverstfindlich  ist  es,  daß  in  den  neuen  Handels- 
verträgen, die  im  Zusammenhange  mit  d^  Zahlungs-  und 
Kreditflbereinkammen  abgeschlossen  werden  soll^,  die  übli- 
chen Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung 
(Zollunionaklausel,  Na  chbar  rechtsklau  sei,  Gr  enz- 
verkehrsklausel,  Multilateralklausel)  ihren  Platz 
finden  müseoi. 

Ihre  Formulierung  und  Auslegung  war  bisher  von  dem  Be- 
streben getragen,  sie  auf  ein  möglichst  enges  Gebiet  zu  beschrän- 
ken und  an  schwer  erfüllbare  Bedingungen  zu  knüpfen.  Von  der 
Zollunion  verlangt  man,  daß  sie  eine  vollständige  sein  soll,  was 
die  Bildung  neuer  Unionen  fast  zu  einer  Unmöglichkeit  macht, 
die  Multilateralklausel  wird  mit  so  vielen  Bedingungen  belastet, 
daß  sie  dadurch,  wie  Amery  richtig  ausführt,  großenteils  ent- 
wertet wird,  die  Nachbarrechtsklausel  muß  ein  Staat,  der  sich 
ihre  Vorteile  sichern  will,  in  allen  seinen  Handelsverträgen 
ausdrücklich  ausbedingen  und  die  Geltung  der  Grenz  Verkehrs - 
klausel  sucht  man  womöglich  auf  einen  engen  Grenzstreifen  zu 
beschränken,  um  nur  ja  zu  verhüten,  daß  auf  dem  Umweg  über 
sie  die  natürlichen  Zusanunenhänge  benachbarter  Staaten  zu 
ihrem  Rechte  kommen.  Die  handelspolitische  Doktrin  war  also 
bisher  regionaler  Annäherung  nicht  gerade  günstig.  Die  Herr- 
schaft der  Meistbegünstigung  sollte  möglichst  ungeschmälert  er- 
halten werden,  volle  Gleichheit  der  Behandlung,  ungestört  durch 
engere  Zusanmienschlüsse  einzelner  Staaten,  wurde  als  der  einzig 
wünschenswerte  Zustand  betrachtet.  Die  Doktrin  ist  jedoch  durch 
das  Leben  überholt  worden.  Die  Lage  der  Wirtschaft  und  ihre 
Bedürfnisse  haben  sich  von  Grund  auf  geändert.  Stärker  als 
je  macht  sich  das  Streben  nach  Bildung  wirtschaftlicher  Gruppen 
geltend.  Wenn  Inhalt  und  Auslegung  der  Verträge  sich  hindernd 
in  den  Weg  stellen,  werden  die  gewagtesten  Mittel  und  Kniffe 
angewendet,  um  dieses  Hindernis  ohne  allzu  offenkundige  Ver- 
letzung der  Verträge  zu  überwinden,  und  auf  internationalen 
Tagungen  tritt  immer  deutlicher  der  Wunsch  ans  Licht,  eine 
solche  Aenderung  des  internationalen  Vertragsrechtes  herbeizu- 
führen, daß  der  Einklang  zwischen  den  Bedürfnissen  des  Wirt- 
schaftslebens und  der  vertraglichen  Hechtsordnung  wiederherge- 
stellt wird. 


Mit  dem  neuen  Vertnig88V8tem  hingt  diese  KntwickW 
nicht  iimmtteUbar  zusammen.  Man  Idtonte  es  ihr  sdbst  über- 
fassen  sich  ihren  Weg  zu  kdmen,  man  kAnnte  aber  auch  vcr- 
sudien,  sie  dadurch  zu  fördern,  daß  man  in  dSe  neum  Handels- 
vcrtrige  die  RegianalkUuaeln  in  einer  Form  aufnimmt 
Je  ihr  zustatten  loemmt,  sei  es  auch  nur  durch  das  gegebene 
Beispiel. 

Die  Richtung,  in  der  man  sich  dabei  zu  bewegen  hätte,  ist 
oben  l>ereits  angedeutet  worden.  Man  könnte  in  die  neuen  Ver- 
tr%e  eine  Interpretation  der  Zollunionsklausel 
aufnehmen,  die  es  außer  Zweifel  stellt,  daß  sie  auch  für  un- 
vollständige Zollunionen  gilt.  Die  Multilat  eral - 
k lausei  könnte  den  Beschlüssen  des  Wiener  Kongresses  der 
Internationalen  Handelkammer  angeglichen  und  —  unter  Vor- 
aussetzung der  Gegenseitigkeit  —  als  allgemein  und  von  rechts- 
wegen  giltig  anerkannt  werden,  auch  wenn  sie  in  den  einzeken 
zweiseitigen  Verträgen  nicht  ausdrücklich  vorbehalten  wurde. 
Unter  der  gleichen  Bedingung  könnte  die  allgemeine  An- 
erkennung der  Nachbarrechtsklausel  für  unmittel- 
bar angrenzende  Staaten  und  Staatengruppen  ausgesprochen  und 
eine  übrigens  auch  vom  Comite  Economique  befürwortete  ela- 
stischere Formulierung  der  GrenzverkehrskUu- 
sel  vorgenommen  werden. 

Die  innere  Rechtfertigung  dnes  solchen  Vorgehens  läge  darin, 
dai  alle  ^iese  r^^k»iaicii  Klausdn  dem  Zwecke  dienen,  wirt- 
Mshaftüehe  Zusammcnsehtease  venefaiedcner  Staaten  in  einer 
4m  natfirMdiai  Bedinjungeii  und  dem  geschichtlichen  Werde- 
^nff  ent^rechmlen  Gruppiorimg  zu  efmögUchen.  Die  nächste 
Wirkung  solcher  Zusammmichlflsse  wäre  allerdings  nur  die  Stei- 
ipung  des  Austausdies  von  Waren  und  Leistungen  innerhalb 
dieser  Gruppen,  riickwirkrad  würde  dies  jedoch  auch  zur  Er- 
hl^hung  ihrer  Aufnahmsflhigkeit  für  die  Erzeugnisse  anderer 
Linder,  zur  Verdichtung  ihres  Verkehrs  mit  diesen  und  in 
weiterer  Folge  zum  Abbau  der  Handelshemmnisse,  unter  denen 
er  leidet,  und  zu  fortschreitendem  Wachstum  des  internationalen 
Handelsvolumens  führen. 

Auch  das  neue  Vertragssystem  selbst  ist  nichts 
anderes  als  ein  ähnlicher  Zusammenschluß  zu  ähn- 
lichem Zwecke.  Es  soll  den  gegenseitigen  Verkehr  der  Län- 
der, die  ihm  beitreten,  von  den  Beschränkimgen  befreien,  zu 
deren  Aufrichtung  die  Sorge  um  die  Aufrechthaltung  der  Wäh- 
rungen geführt  hat;  es  soll  die  protektionistische  Welle  zum 
Verebben  bringen,  die  vom  Währungsschutz  ausging,  und  es 
soll  als  folge  dieser  Erlochtmingra  des  Verkehrs  eine  Belebung 


des  internationalen  Warenaustausches  und  eine  Vergrößerung 
des  Handelsvolumens  bewirken.  Selbst  nicht  regional  bc» 
schränkt,  schließt  diese  neue  Gruppenbildung 
keineswegs  aus,  daß  sich,  in  ihrem  Rahmen  oder 
sogar  darüber  hinausgreif eiid,  regionale  Zusam- 
menschlüsse in  Form  von  Zollunionen,  Handels- 
bündnissen oder  loseren  Präferenzvereinbarun- 
gen bilden,  die  in  letzter  Linie  gleichem  l^ele  zustreben. 
Eb^DSoweniff  soll  das  neue  Vertragssystem  die  ihm  angehörende 
Staaten  hindern,  mat  Außenstehenden  zweiseitige  Handebverträge 
zu  schließen,  wenn  diese  Verträge  nur  die  notwendigen  Aus^ 
nahmen  und  Vorbehalte  gegenüber  der  Meistbegünstigung  cat- 
halten.  Der  Freiheit  der  Ekitwicklung  soll  breitester  Spieh-aum 
gelassen  werden,  um  die  Möglichk^tm  ersprießlidhen  Zusammen- 
wirkens zu  vervielfachen  und  zu  vergrößern. 

Es  wirft  sich  nunmehr  die  Frage  auf,  ob  ähnlich  wie 
andere  wirtschaftliche  Zusammenschlüsse  auch  das  neue  Ver- 
tragssystem die  Anerkennung  einer  speziellen 
Ausnahme  von  der  Meistbegünstigung  zu  seineq 
Gunsten  voraussetzt,  oder  mit  andere  Wortm,  ob  die 
besonderen  Begünstigungen,  die  zwei  Staaten  ihrem  gc^^ensei- 
tigen,  im  Rahmen  des  Zahlungs-  und  Kreditubereinkommens 
sich  abwickelnden  Verkehrs  zuteil  werden  lassen,  von  ein^ 
dritten  auf  Grund  der  ihm  zustehenden  Meistbegünstigung  in 
Anspruch  genommen  werd^  können. 

Eüne  Vorentscheidung  in  einem  analogen  Falle 
ist  bereits  vorhanden.  Denn  die  gleiche  Frage  sj^ielte  hinsicht- 
lich des  passiven  Veredlungsverkehres,  bei  dem  ein 
Staat  die  zollfreie  Einfuhr  eines  Halbfabrikates  zum  Zwecke 
seiner  Veredlung  durch  weitere  Bearbeitung  unter  der  Bedingung 
gestattet,  daß  das  daraus  hergestellte  Endprodukt  wieder  nach 
dem  Ursprungsland  des  Halbfabrikates  ausgeführt  und  von  diesem 
zollfrei  oder  zu  einem  ermäßigten  Zollsatz  zur  Wiedereinfuhr 
zugelassen  wird.  Der  passive  Veredlimgsverkehr  dankt  seine 
Entstehung  in  der  Regel  dem  Umstand,  daß  die  Industrien  zweier 
Länder  sich  wechselseitig  ergänzen  und  daß  sich  infolgedessen 
zwischen  ihnen,  oft  auf  Grund  alten  Herkommens,  ein  Aus- 
tausch von  Leistungen  und  engere  wirtschaftliche  Beziehungen 
herausgebildet  haben.  Die  Ausdehnimg  der  Meistbegünstigung 
auf  diesen  Verkehr  wurde  mit  dem  Hinweis  darauf  abgelehnt, 
daß  ein  Zugeständnis,  das  dem  einen  Lande  gegenüber  mit 
Rücksicht  auf  die  in  diesem  besonderen  Falle  obwaltenden  Ver- 
hältnisse gerechtfertigt  sein  mag,  gegenüber  einem  anderen 
innerer  Berechtigung  entbehren  kann.  Das  Gomite  Eoonomupie 
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riridrfik  ^1  ^  Würdigung  dieser  Sachlage 

^         Anwendung  der  Meistbegünstigung  auf 
W~  Veredlungsverkehr  ausgesprochen,  allerdings  mit 

Ber  Einschrtokung  daß  die  besonderen  Verhältnisse  ^e  in 
^^^«^t«  Fdl  die  Einrichtung  des  passiven  Ve^edtng" 
^SS^ij^f  •'««|f'P»7««en  dabei  gewährten  Begünsti- 
MmwcWertigen,  bei  dem  Staate,  der  gestützt  aSf  die 

Mw^^SST^^*        **^*#enuß  dieser  ZugeständniMe  für 
I>eanq>rudit,  mcht  etwa  gleichfalls  zutreffen. 

Für  den  im  Rahmen  des  Zahlungs-  und  KreditObereinkom- 
mens  sich  abwickehiden  Vrrk«hr  j;.  "J"^"^"™»»»™- 

«dner  Hinsicht  ^llS        ^  1«*J5««  die  Dmge  in  mehr  ab 

«nko«^  den  daran  teilnehmenden  Staaten  und 

S  B«^«h"nsen  besonderer  Art  herge- 

^  V^i^.J!ZJ^  t"*"^"  ""^  «"^"«n  außerhalb 

de»  Ueberemkommens  stehenden  Ländern  nicht  vorhanden  sind. 

AuJ^r  ,Y*T*"'='»!"ng  Finanzierung  der  eigenen  Ausfuhr  in 
das  Gebiet  des  Vertragspartners  durch  DiskoÄtierun«  vonEb^ 
portwechseln  bedeutet  ie  Verpflichtung  zur  SLZ  wn 
Warenkrediten,  die  durch  Warenbezüge  in  ent-egeSt^r 
Richtung  abgedeckt  werden  sollen.  Dadurch  enÄ^^e  Ä 
mfL^tr^'f^"  Abhängigkeit  und  Verflechtung^Äe^  d«i 
W  rtschaften  der  an  dem  Zahlungs-  und  KreditübereinkommOT 
t  ifh^  T^"'  '^^  ^  'ischtfertigt,  daß  di«  AbwiekhurdS 
k^hrL  durch  t""',  Ueberemkommen.  sieh  abspidenden  \T. 
^1  aIT   ''«^"«^«'«.BeSünstifung«  geffiidert  wird.  E.  kann 

^ollermaßigungen,  Kontingente  usw.  ideräm  die  be^d«^ 

?e?dTÄ'TKt'-'  ^«  ~  ei-Xn  FdlTSÄ 
werden,  um  die  Abtragung  einer  auf  dner  Seite  AtiftretMiH^n 

bCde^r^e  vTrhlSTd  ^'r  "^'T^  «-«^gtlÄ^ 
Co^t^  E         .  ^  d**V-*lk  ***  ««iWOTden,  die  das 

ediangsverkehr  X*anöreffe^  eri^i^  ^        PMwven  Ver- 

IlJS-^SIl!!P*kf  ^  Die  Vorteile,  die  im 

52r\^  ^ZTT  Veredlungsverkehr  eing™ 

rftmrtwerdM,  smd  bedingt  und  nur  demjenigen  zugän-^Iich 

M^^^^T^Z  '^'^^'L*-  P«"-^"  gestftte?  Se 

»MMreie  üjaftihr  fremder  Rohware  zur  Verarbeitu4  unter  der 

t.r!fl?^a"cÄ'Su"iÄ''d^,r -^^^^  P°''"<1« 
m  Na  E  «8.    ^*  GenÄve.  le  16  Kvrier 


Bedingung,  daß  das  fertige  Erzeugnis  wieder  ausgeführt  und 
diese  Wiederausfuhr  von  dem  anderen  Vertragsteil  durch  Ge- 
währung der  Zollfreiheit  für  die  Einfuhr  in  seia  Gebiet  ermög- 
licht und  gesichert  wird.  Da«  Aeußerste,  was  ein  dritter  Staat 
auf  Grund  der  Meistbegünstigung  verlangen  kann,  ist,  daß  er  bei 
Erfüllung  der  gleichen  Bedingungen  die  gkichen  Vorteile  ge- 
nießt. Mehr  wird  auch  für  die  neuen  Verträge  nicht  verlangt.  Nur 
derjenige,  der  dem  Zahlungs-  und  Kreditüberexakonunen  bei- 
tritt, kann  die  Vorteile  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  die  für 
den  in  seinem  Rahmen  sich  abspielenden  Verkehr  vorgeseh^ 
sind,  so  wie  schließlich  auch  die  Meistbegünstigung  nur  der  ge- 
nießt, der  einen  die  Meistbegünstigungsklausel  enthaltenden  Han- 
delsvertrag eingeht. 

Zur  Vermeidung  von  Unklarheiten  und  Meinungsverschieden- 
heiten wird  es  sich  dessenungeachtet  empfehlen,  den  vier  übli- 
chen Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung  die  deklarative 
Feststellung  anzufügen,  daß  die  besonderen  Vor- 
teile und  Begünstigungen,  die  auf  Grund  der  Be- 
stimmungen des  Zahlungs-  und  Kreditüberein- 
kommens für  den  in  seinem  Rahmen  sich  abwik- 
kelnden  Verkehr  gewährt  werden,  unter  Berufung 
auf  die  Meistbegünstigung  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden  können.  Erscheinen  doch  auch  die  ZoU- 
unions-  und  Grenzverkehrsklausel  regelmäßig  in  den  Verträgen, 
obwohl  sie  auch  ohne  eine  solche  Bekräftigung  von  rechts- 
wegen  gelten  würden. 

Auch  eine  solche  Feststellunff  könnte  entbehrt  werden,  wenn 
die  neuen  Verträge  von  vornherein  in  einer  Form  zustande 
kommen,  die  es  ermdglicht,  die  Multilateralklausel  auf 
sie  anzuwenden,  also  entweder  in  der  Form  eines  Kollektivver- 
trages oder  in  der  eines  Systems  imierlidi  zusamm^ihingender 
Bilateralverträ^e,  die  zwischen  dner  Aiusahl  von  Staaten  einzeln 
geschkMsen,  aber  aufeinander  abgestimmt  werden  und  in  ihrer 
Wirkung  sich  kaum  von  einem  Mullüatmdvertrag  gleichen  In- 
halte» mterscheiden. 

Selbstverständlich  sind  alle  Bestimmungen  der  neuen  Ver- 
träge über  Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung  nur  für  die 
Vertragschließenden  verbindlich,  während  es  doch  gerade  darauf 
ankommt,  daß  sie  auch  von  anderen  anerkannt  werden.  Man 
kann  nun  zwar  denen,  die  das  Meistbegünstigungsrecht  auf  Grund 
eines  zweiseitigen  Vertrages  genießen,  Ausnahmen,  die  man  sich 
in  diesem  Vertrage  nicht  vorbehalten  hat,  nicht  aufzwingen.  Aber 
man  kann  sie  vor  die  Wahl  stellen,  sich  nachträglich  mit  diesen 
Ausnahmen  einverstanden  zu  erklären  oder  die  Kündigung  des 
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Vertrages  zu  gewärtigen,  zusammen  mit  der  Mitteilung,  daß 
man  ihn  nur  unter  ausdrücklichem  Vorbehalt  der  strittigira  Aus- 
nahmen zu  erneuern  gedenke.  Man  kann  dabei  auch  auf  die 
Wirkung  des  Beispieles  rechnen,  das  durch  die  Aufiiahme  der 
vier  herkömmlichen  Ausnahmen  in  zahlreiche  Veitrige  gegeben 
und  durch  die  Empfehlungen  des  Vdlkerbimdes  unterstützt  wiid. 


S.  Veriiete  und  Kentiagemte 

Auf  Verbote  und  Kontingente  läßt  sich  die  Meistbegünsti- 
gung nur  schwer  und,  wenn  überhaupt,  nur  mit  starken  Em- 
schränkungen  und  fraglicher  Wirkung  anwenden.  Wichtiger  als 
die  unbestimmten  und  vagen  Formeln,  die  man  zu  dem  Zwecke 
erfinden  kann,  um  sie  auch  auf  diesem  Gebiete  irgendwie  zur 
Geltung  zu  bringen,  ist  die  vertragsmäßige  Regelune 
des  Verbotswesens  selbst 

Die  aken  Ifandelsvertrige  dar  Vorkriegszeit  «ithielten  ein 
Verhot  der  Verbote.  Die  vertragschließenden  Teile  über- 
nalimiai  die  Verpflichtung,  die  Freäieit  des  Handels  durch 
Icemerlei  Verbote  oder  Beschrinkungoi  der  Em-  und  Ausfuhr 
»1  bc^dem.  Für  bestimmte  FiOe  waren  jedoch  Ausnahmen 
von  dieson  Gnmdsatz  vorgesehen.  Verbote  konnten  verhängt 
wetdoi:  ° 

a)  zur  Wahrung  der  öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit: 

b)  rann  Schutz  von  Maischen,  Tieren  und  Pflanzen  eegen 
Krankheiten  und  SchidHnge; 

c)  för  Waren,  die  den  Gegenstand  eines  Staatsmonopols  bil- 
den, sowie  zu  dem  Zwecke,  um  auf  ausländische  Waren 
Verbote  oder  Beschränkungen  anzuwenden,  die  durch  die 
mnere  Gesetzgebung  für  die  Erzeugung,  die  Beförderung, 
den  Vertrieb  oder  Verbrauch  gleicl£artiger  Waren  im  In- 
land festgesetzt  werden^ 

d)  für  Kriegdiedarf  imier  «id^rdcotficiMn  VerhiHnissen. 

Die  internationale  Konvention  zur  Beseitigung  der  Ein-  und 
Ausfuhrverbote  vom  8.  November  1927  vergrößerte  die  Reihe 
meser  Aumahmen,  indem  sie  Verbote  auch  für  Gold,  Silber. 
MtojMm,  Papiergeld  und  Wertpapiere,  femer  zum  Schutz  des 
inmstlensclien,  historischen  und  archäologischen  Nationalbesitzes, 
ttdlich  aus  sittlichen  und  humanitären  Gründen  zuließ.  Außer- 
dem  wurde  der  allgemeine  Vorbehalt  angefügt,  daß  die  Kon- 
v^tion  m  kemer  Weise  das  Recht  der  vertragschließenden  Teile 
fierOhre,  Verbote  zu  erlassen,  um  unter  außergewöhnlichen  und 


anormalen  Umständen  die  lebenswichtigen  Interessen  des  Lan- 
des zu  schützen.  Einigermaßen  wurde  dieser  Vorbehalt  durch 
die  Bestimmung  abgeschwächt,  daß  bei  der  Handhabung  solcher 
Verbote  jede  willkürliche  Diskriminierung  einzelner  vermieden 
und  ihre  Dauer  auf  die  Zeit  beschränkt  werden  müsse,  während 
welcher  die  Gründe  fortbestehen,  die  für  die  Erlassung  der 
Verbote  maßgebend  waren.  Trotz  dieser  Einschränkung  wäre 
der  Vorbehalt  geeignet  gewesen,  durch  seine  Unbestimmtheit  und 
Dehnbarkeit  die  ganze  Konvention  völlig  zu  entwerten.  Die 
Frage  ist  gegenstandslos  geworden,  weil  die  Konvention  nicht 
die  erforderliche  Anzahl  von  Ratifikationen  erhielt  und  infolge- 
dessen nicht  in  Kraft  trat. 

Es  blieb  also  bei  den  vier  klassischen  Ausnahmaa  der  alt^ 
Verträge.  Sie  betreffen  ausschließlich  Falle,  in  denen  Veribote 
notwendig  werden,  um  der  öffentlichen  Verwaltung  die  erfolg- 
reiche  Durchführung  ihrer  Aufsahen  zu  ermöglichMi.  Daß  Ver- 
bote aus  wirtschaftlichen  Gründen  erlasse  und  als  Schutzmaß- 
nahmen für  die  inländische  Erzeugung  gleidi  Zöllen  verwendet 
werden  könnten,  hatte  man  bei  mrer  Formulierung  gar  nicht 
ui  Betracht  gezogen;  dies  schi^  snmdsatzlich  ausgeschlossen. 
Das  Leben  erwies  sich  jedoch  auch  hier  schon  frühzeitig  stärker 
ab  juristische  Formehi  und  Verträge.  In  verschiedenen  Fällen 
wurden  Verbote  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  unvermeidlich.  Man 
half  sich  dadurch,  daß  man  einen  der  m  den  Verträgen  zuge- 
kssenen  Verbotsgrfinde  vorschützte  oder  eine  sehr  freie  und 
extensive  Auslegung  der  Vertragsbestimmungen  eintreten  ließ. 
Der  Anfang  wurde  damit  gemacht,  daß  man  Veterinäre  Bedenken 
zum  Verwände  nahm,  die  unbequem  werdende  Einfuhr  von  Vieh 
und  fleisch  aus  bestimmten  Ländern  durch  Verbote  zu  hindern, 
und  die  Erfahrungen  der  Kriegs-  und  Nachkriegszeit  haben  be- 
wiesen, wie  außerordentlich  dehnbar  die  Vertragsbestimmung 
ist,  die  Verbote  aus  „Gründen  der  öffentlichen  Sicherheit"  oder 
„unter  außerordentlichen  Verhältnissen  für  Gegenstände  des 
Kriegsbedarfes"  gestattet.  In  welchem  Maß  bei  diesen  Ausle- 
gungskünsten der  Begriff  der  Loyalität  und  Vertragstreue  ab- 
handen gekommen  ist,  zeigt  am  besten  die  Tatsache,  daß  man 
es  wagen  konnte,  dem  Hinweis  auf  die  Vertragswidrigkeit  eines 
Verbotes  die  Einwendung  entgegenzuhalten,  man  habe  gar  kein 
Verbot  erlassen,  sondern  lediglich  die  Einfuhr  an  eine  Bewilli- 
gung geknüpft! 

Bei  steigender  Ausbreitung  des  Verbotssystems  hat  man  es 
im  Laufe  der  Zeit  nicht  einmal  mehr  für  notwendig  gefunden, 
formale  Vorwände  dieser  Art  zu  sudK»L  EKe  Verwilderung 
d^  handelspolitischai  Sitten  ist  sogar  sdion  so  weit  gediehen. 
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daß  die  durch  Verhängune  eines  Verbotes  in  ihren  Vert-«., 
rechten  Verletzt«.  «  unteÄ««,  die  EinhaCng  des  Ver  Ss' 
d.  1.  die  Auihebung  des  Verlxotes  zu  fordern,  sondern  ^"l  H«,' 

ShTÄrr  '^'^-».Vergleid.  eiAeÄnXztß 
voraenen  und  sich  damit  begnügen,  auf  dem  W  ese  der  VVr 
handlune  und  des  Feilschen.  Sr^sich  ein  mSgUchst  hohes  Knn 

gegenüber  einem  Konlanwoten,  der  m  der  Rechtsfrage  weniaer 

S  d^TerSSÄ  ^tlfl,f  .  *''""een.  So  sieht  die  „Heiüg- 
FShalten  ^TSS  JSiw^"  A  theoretische 
«Äi  Auslegung  der  Meistbegünstigun«. 

imdAe  bartnidEige  Weigerung,  berechtigte  und  vernünftiee  Am- 
«jiM«»  genjewn  ««il«ss«i,  steht  in  einem  seltsamerGelens^z 

sJl  ^cf^  -rl*^*'  T"^^^'^  ^  '^'^  Praxis  mk^ZZ 
ifo^V^^T"*^*'^        P'"«-«"^  und  Diskrimination 

^^.Xh'^Ä-i^rorrirbiLS^.'^^^^^  - 

zeit  zu  emem  bedenkenlos  unrf^in  weitestem  ümW  vemendefen 
Hilfsmittel  protektionistischer  Handelspolitik  gw^rd^ 

In  der  «weiten  Hälfte  der  Zwanzigerjahre  wurde  ihre  Ver 
^SÄn^'T^*"-:'  ,-S-hränlt,  ^  durch  Z^m^rZ^s'- 

izs^t  IÄHgt^^ran7  dÄ  rr"^^  r^^^ 

^^l^^erhäng^ng  v\rvTrttt 

HM  ÄJcditubereinkommen  beseitigen  dies  hedeuM  i^^Ju  \  - 
j^egs  v^mges  Verschwinden  d^er  Ve^LrlrÄ' 

Ä^S^ri^"'.^''''  Verhängung  oder  Aufrechte^JSg 
Cti«^  ^  Bevölkerung,  wie  vor  dem  Ausland  zu  recht- 
^^X-K™.  ^"*"'l'S«n=  ^"  dem  Zustand  verhältnismEr 

iS^S  ^^«'S  J»«»*^'  wird  X 

g**"??  «»vermittelt  zurückkehren     Denn  Verbote  ««3 

fcwtmgentienmgen  der  Einfuhr  bUden  heuteTcht  ^r  ei^ 
r^aßigen  und  ^vichtigen  Bestandteil  des  hSelspohtiS^ 

SSf  l  änH  ^J""**"'  r*^'  '^'^  Schutz  si^  Ä 

«n«lDen  Landen,  auch  neue  Produktionszweige  entstanden 

Erhaltung  von  der  ForSau«  ^ 
l^te  abhängig.  Mächtige  und  einfluljreichc  Gmp^S  dTw^^ 
•chaft  sind  mfo  gedessen  an  der  AufrechterhalömVTs  VeriboS. 
wstems  mteressiert.  Ihre  Bestrebungen  laufen  Sief  mkd^S 

r!Ji„H*^'r"Tu',~  ^^«^  aus  WUtärischeVund  StiS« 
Gründen  die  Erhaltung  und  WeUerentwiddung  b«Zu£^r  vS- 
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schattszweige  unter  allen  Umständen  gesichert  zu  sehen  wünschen. 
Tiefgreifende  Umwälzungen  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
die  8i<A  sot  dan  Kriege  in  Produktionsgebieten  von  her\  orragen- 
der  Wichtigkeit  vollzogen  haben,  machen  es  gleichzeitig  schwerer 
denn  je,  mit  doi  henlSmmlichen  Mitteln  der  reinen  Zollpolitik 
das  Auslangen  zu  finden.  Insbesondere  ist  ein  wirksamer  Schutz 
der  Landwirtschaft  in  europaischen  Ländern  ohne  Verbote  und 
Kontingentierungen  der  Einfuhr  kaum  mehr  zu  denken  und  der 
doktrinäre  Widerstand  gegen  eine  zeitgemäße  Reform  der  Meist- 
begünstigung trägt  das  Seine  dazu  bei,  die  ohnehin  schon  vor- 
handene Vorliebe  für  das  sich  jeder  Kontrolle  entziehende,  jede 
Bevorzugung  ermöglichende  Verbotssystem  noch  zu  verstärken. 

Die  im  Zusammenhang  mit  dem  Zahlungs-  und  Kreditüber- 
einkommen  abzuschließenden  Handelsverträge  werden  daher  auch 
eine  positive  Regelung  der  Verbotsfrage  bringen  müssen. 

Ab  Grundregel  wird  dabei  das  Verbot  der  Verbote 
aus  dta  alten  Verträgen  der  Vorkriegszeit  übemonunen  werden 
können,  doch  ist  es  klar,  daß  es  jetzt  noch  weniger  ausnahms- 
los geltm  kann  als  früher. 

Als  Ausnahmen  werden  zunächst  Fälle  zu  gelten  haben, 
in  denen  Verbote  notwendig  werden,  um  der  öffentlichen 
Verwaltung  die  Erfüllung  ihrer  Aufgaben  zu  er- 
möglichen. Hierher  zählen  vor  allem  die  vier  klassischen 
Verbotsfälle  der  alten  Verträge,  zu  denen  noch  einzelne  kommen 
mögen,  die  ihnen  der  Konventionsentwurf  von  1927  hinzuge- 
fügt hat.  ^ 

Man  wird  sich  jedoch  damit  befreunden  müssen,  daß  außer- 
dem auch  die  Verhängung  von  Verboten  aus  rein  wirt- 
schaftlichen Zwecken  notwendig  werden  kann.  Verbote 
als  wirtschaftliche  Schutzmaßnahmen  ebenso  allgemein  und  un- 
beschränkt zuzulassen,  wie  etwa  Zölle,  ist  unmöglich.  Eine  all- 
gemeine Formel,  die  ihre  Verhängung  an  das  Zutreffen  bestimm- 
ter Voraussetzungen  binden  würde,  müßte  so  dehnbar  sein,  daß 
ihre  Wirksamkeit  in  Frage  gestellt  wäre.  Um  Willkür  auszu- 
schließen und  eine  wirksame  Beschränkung  herbeizuführen,  bleibt 
als  Ausweg  nur  die  Aufzählung  der  Waren,  für  die 
Verbote  als  Schutzmaßnahmen  zulässig  sein  sollen. 
Bei  Spezialisierung  auf  einzelne  Waren  oder  Warenkategorien 
wird  es  auch  möglich  sein,  die  Voraussetzungen  fester  zu  um- 
schreiben, unter  denen  solche  Verbote  erlassen  werden  dürfen. 
Ebenso  wird  es  erst  in  diesem  Fall  möglich,  als  Gegenstück  zur 
Zulassung  des  Verbotes  auch  Vereinbarungen  über  die 
Höhe  des  Kontingentes,  das  zur  FjtflifHr  zugelassen  w^- 
den  soll,  oder  mindestens  über  die  Art  setner  Festsetzung  und 
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l'i.*^  "  ^«wendenden  Schlüssel  in  den  Vertrag  auf- 

v©rtr«g»chli«Befid«ii     T^?f/'  Vertretern  der 

gwcn,  wenn  es  nch  dannn  handelt  *»in*.r«       d    r"""*^"»  «r- 

^  IS^* «f  t a u c h e n d e r  B e s c h  w erden  Vo^r? 
SifÄjr'r^"  Kommission  wäre  auehX 

^«^ehterhche    und  vennitteWe  Tätigkrit  d..  ^ 

vJ^eiSL*t!'H'^^'*'H-  ^«'«i«^»™ng«n  wäre,  die  Anwendung 
^SinSÄ^.n  ™  gegenseitigen  Verkehr  de? 

md  Kredituberemkonunens  abspielt,  auf  einen  möelidut 
^p-^  aren  und  auf  eine  mögUchst  Rerta-TTSu 

Z  Ä       >«<=hränken  und  gleichzeL  Al^Xa^SJ 
der  rtandigen  Kommissionen  dafür  Sor-e  luTaTen 

enwige  Mißbrauche  abgestellt  werden.  — una 

«mJüJJI'"!!*  die  Verbote  nicht  bloß  Verwaltungsmaßnahmen  sind. 
Tt  T  E!°*«I't'«'^t>schen  Zwecken  dien^C  k«nkurrierai^ 

W   1?„^  ^'  ^^.^^        '""g       Verbote  in  engstem  Zus^^Lhang 
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6.  Tarifarisehe  Vereinbamngen 

Durch  die  Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung,  die  in  die 
neuen  Verträge  aufgenommen  werden  sollen,  wird  der  Tarif- 
politik ein  hohes  Maß  von  Bewegungsfreiheit  gesichert,  doch 
bleibt  es  jedem  Staate  anheimgestellt,  wie  weit  er  davon  Gebrauch 
machen  will.  Niemand  wird  durch  die  Anerkennung  dieser  Aus- 
nahmen und  durch  den  Beitritt  zu  dem  neuen  Vertrag883r8taii 
gezwungen,  Sonderbegunstigungeii  oder  Vorzugsrechte  irgend- 
welcher Art  zu  gewären  und  zu  «npfangen,  niemand  kann 
jedoch  einem  anderen  unter  Berufung  auf  die  Meistbegünstigung 
verwehren,  es  in  den  durch  die  Ausnahmen  gedeckten  Fällen  zu  tun. 

Die  tarifarischen  Vereinbarungen,  weldie  die  dem  neuen 
\^ertrag8system  angehörenden  Staaten  untereinander  treffen, 
sollen  vor  allem  Gewähr  dafür  bieten,  daß  die  wohltätigen 
Wirkungen  des  Zahlungs-  und  Kredituberein- 
kommens inZukimft  nicht  durch  einseitige  und  will- 
kürliche Tarif  ma ß nahmen  einzelner  Vertragsstaaten  be- 
einträchtigt werden  können.  Sie  sollen  gleichzeitig  auch  eine 
möglichst  weitgehende  Herahs^zung  und  Bindung  der  Tarife 
bewirken,  so  daß  für  die  ganze  Vertragsdauer  eine  Senkung 
und  Stabilisierung  des  Tarifniveaus  aller,  dem  Ver- 
tragssystem angehdrenden  Staaten  h»beigeführt  wird.  Ob  der 
so  gescfaattene  neue  Vertragstarif  nur  Vorzugszölle  für 
ihren  geg^iseitigen  Verkehr  eathaltea  oder  darüber  hinaus  auch 
auf  ifarai  Handd  mit  andma  Ländern  Anwmdui^  find^  soll, 
unterU^  fnkac  Entscheidung  jedes  Emzefaicn  der  Vertrag- 
scfaüefteaden. 

Mandie  Staaten  mögen  es  mit  ihren  Interessen  vereinbar 
find^  ihnen  vidkicht  sogar  am  besten  zu  dienen  elauben,  w^m 
sie  die  tarif arischen  Zugeständnisse,  die  sie  ge- 
währen, der  allcemeinen  Meistbegünstigung  un- 
terwerfen tmd  <juidurch  allen  Staaten,  die  sich  dieser  er- 
freuen, zugänglich  machen,  gleichgiltig  ob  sie  sich  dem  Vertrags- 
system angesäilossen  haben  oder  ihm  ferngeblieben  sind.  Der 
neue  Vertrag  verwehrt  dies  nicht.  Keine  seiner  Bestimmungen 
schreibt  vor,  daß  die  Tarifzugeständnisse  auf  die  Glieder  des 
Vertrasssvstems  beschränkt  werden  müssen. 

Ehr  behält  seinen  l^gnataren  jedodi  die  Möglichkeit  vor, 
diese  Beschränkung  eintreten  zu  lassen.  Denn  weum  manche 
Staaten  es  vorziehen  werden,  bei  der  allgemeinen  Mebtbegünsti- 
gung  zu  bleiben  und  keine  Sonderbegünstigungen  zu  gewähren, 
wird  es  andere  geben,  die  sich  zu  entscheidender  Herabsetzung 
der  Tarife  nur  entschließen  können,  wenn  sie  bedenklich  schei- 
nende Rückwirkungen  aut  Handelsbilanz,  Zahlungsbilanz  und 
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WÜining  claiiiirch  aussdiließen  können,  daß  gie  ihre  tarif ari- 
schen Zugeständnisse  auf  den  im  Rahmen  des 
Zahlungs-  und  Kreditübereinkommens  sich  ab- 
spielenden Verkehr  beschränken.  Die  Zulassuns  die- 
ser Beschränkung  dürfte  wesentlich  zur  Erhöhung  der  Zam  der- 
jenigen beitragen,  die  bereit  sind,  sich  an  das  Vertragssystem 
anzuschließen«  Ebenso  dürfte  sie  <tie  Bereitwilligkeit  venaebren, 
im  Vertrage  dnen  weitgehenden  AMbau  der  Zöue  vcvzimeluBeii. 
Die  Staaten,  die  von  diesw  Besefatinkuns  Gebraudi  »acheii, 
lassen  neboi  ihren  allgemeinen,  der  Meistbegünstigung  un- 
terliesenden  Vertrasstarif  ein^  Vorzusstarif  treten,  der 
nur  für  den  Verkehr  im  Rahmen  des  ZakltiBgs-  und 
Kreditübereinkommens  gilt  und  auf  den  Veinhr  mit 
Staaten  des  Vertragssystems,  wenn  er  sich  außerhalb  dieses 
Udbmlnkommens  abwickelt,  ebensowenig  Anwmduns  findet,  wie 
auf  dm  Verkdur  mit  auß^istehenden  Lindeni.  S^bstveratind- 
lich  besteht  audi  kein  Hindernis,  nur  dnzelne  der  gewährten 
Tarifzugeständnisse  in  diesen  Vorzugstarif  aufzunehmen,  wäh- 
rend man  die  übrigen  unter  die  Meistbegünstigung  falfon  läßt 
und  dem  allgemeinen  Vertragstarif  einverleibt. 

Die  Erstellung  eines  solchen  Vorzugstarifes  für  den  im  Rah- 
men des  Zahlungs-  und  Kreditübereinkommens  stattfindenden 
Verkehr  würde  bei  außenstehenden  Staaten  die  Neigung  zum 
Anschlüsse  an  das  Vertragssystem  erheblich  verstärken,  da  dies 
für  sie  der  einzige  Weg  wäre,  den  Mitgenuß  der  tarifarischen 
Vorteile  zu  erlangen,  die  es  den  ihm  angehörenden  Staaten 
bietet.  Die  Möglichkeit,  einen  solchen  Vorzugstarif  zu  schaffen, 
kann  daher  von  größter  Bedeutung  für  die  weitere  ^Ausbreitung 
des  neuen  Vertragssystems  werden,  namentlich  dann,  wenn  alle 
oder  die  Mehrzahl  der  ihm  beitretenden  Staaten  sich  dazu  ent- 
schließen, von  dieser  Möglichkeit  Gebrauch  zu  machen. 

Unter  wesentlich  anderen  Gesichtspunkten  sind  tarifari- 
sche Sonderbegünstigungen  zu  betrachten,  die  unter 
Berufung  auf  die  Zollunionsklausel,  Multilate- 
ralklausel, Nachbarrechtsklausel  oder  Grenz- 
verkehrsklausel  zu  dem  Zwecke  gewährt  werden,  den 
engeren  wirtschaftlichen  Zusammenschluß  regi- 
onaler Gruppen  herbeizuführen.  Mit  dem  Aufbau  und  der 
fortschreitenden  Ausbreitung  des  neuen  Vertragssystems  hat  die 
Bildung  solcher  Gruppen  oder  Staatenverbände  nichts  zu  tun. 
Dem  erstrebten  Ziel  möglichster  Befreiung  des  Verkehrs  von 
überflüssigen  Hemmnissen  könnte  die  Entwicklung  jedoch  viel- 
leicht nähergebracht  werden,  wenn  sich  im  Rahmen  des  neuen 
Vertragssystems  natürliche  Gruppen  enger  miteinander  verbun- 
dener Staaten  büden,  innerhalb  deren  größere  Freiheit  des  Vcr- 
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kehrs  moghch  ist  als  innerhalb  des  weiteren  Verbandes  sämt- 
hcher  dem  neuen  Vertragssystem  beigetretenen  Länder.  In  dner 
solchen  von  Natur  aus  begrenzten  regionalen  Gruppe  kann  man 
die  wirtschafthchen  Verhältnisse  besser  übcwdicnr  die  Trag- 
weite der  Zugeständnisse  mid  die  davon  zu  erwartendoi  Wirkim- 
gen  leichter  abschätzen.  Man  wird  daher  in  diesen  eneeren 
Kreise  eher  zu  weitgehender  Annäherung  henk  sein,  die  in  den 
verschiedensten  Abstufungen  von  nachbarreehtüeb«!  Vorzugs- 
tanfen  imd  lose  gefügten  Wirt8chaf<abündm««n  bis  zur  wU- 
standigen  Zollunion  gehen  kmm. 

Die  Wiederherstellung  grdßmr  Frmheit  des  Handels  ist  nieht 
mit  einem  Sprunge,  sondern  nur  schrittweise  zu  errdchi»,  auf 
verschiedenen  Wegen  die  gleichzeitig  begangen  werden  müssen. 

Einen  solchen  Weg  soll  das  neue  Vertragssystem 
darstellen.  wt  ein  Mechanismus  zur  Erleithtirung 
des  zwischenstaatlichen  Verkehrs,  der  allgemein 
angewendet  werden  kann.  Jeder  Staat  kann  siÄ  in  das 
bystem  emgliedem,  es  kann  sowohl  europäisdie,  wie  außer- 
europäische Länder  umlassra. 

.  Innerhalb  dieaes  gnAm  Bahmens  bldbt  jedoch  das  Bedürf - 
ms  nach  engcwan  Zusammenschluß  näher  verwandter  und  mehr 
aufeinander  angewiesener  Länder  bestdien.  Der  regionale 
Abbau  der  Handelshemmnisse  durch  Büdung  solcher 
scharf  umgrenzter  Stutenverbände  zu  wirtschafthchen  Zwecken 
ist  .^r^^itfr  Weg  zur  Herbdföhrung  gröfkrer  Freiheit 
des  Verkehrs  Daß  man  den  ersten  besdwätet,  soll  nicht  davon 
abhält«!,  daß  man  auch  dm  zwdtea  zu  bestimmten  Zwecken 
benutzt. 

..^A^^^ui^'^^^t^fl^.^^'  wie  man  ihn  in  den  umfangreichen 
und  mhaltsleerfai  KblWrtiwerträgen  der  ersten  Völkerbundiahre 
zu  verwirklichen  strdite,  hat  Schiffbruch  gelitten,  sobald  man 
sich  an  konkreteren  mid  sdiwierigeren  Aufgaben  versuchte;  das 
gleiche  Schicksal  hatte  der  auf  ihn  folgende  Versuch,  a  1 1  - 
europaische  Lösungen  zu  finden.  Doch  wäre  es  falsch, 
hieraus  die  voreihgc  "Folgerung  abzuleiten,  daß  auch  der  Ge- 
danke regionaler  Zusammenschlüsse  bereits  über- 
holt sei  und  daß  man  zum  reinen  Bilateralismus  zurück- 
kehren müsse.  Em  gesunder  Regionalismus  hat  seine  Rolle  noch 
laMe  nicht  ausgespielt.  Allerdings  wird  man  sich  bei  den  Ver- 
sudum,  ihn  zu  verwirklichen,  davor  hüten  müssen,  politischen 
Wimsditräumen  zuUebe  die  Forderung  aufzustellen,  daß  einem 
regionalen  Zusammenschlüsse  bestimmte  Staaten  angehören  müs- 
sen und  andere  nicht  angehören  dürfen,  so  daß  seine  Grenzen 
von  vomherem  nach  Gesichtspunkten  abgesteckt  werden,  die 
nut  Wirtschaft  mchts  zu  tun  haben.  Und  ebenso  falsch  wäre  es, 
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wenn  man  einem  solchen  Zusammenschlüsse  die  Form  vor- 
schreiben wollte,  in  der  er  vollzogen  werden  muß,  indem  man 
etwa  verlangt,  daß  es  die  vollständige  Zollunion  sein  müsse 
und  loser  gefügte  Zollbündnissc  dadurch  ausschließen  will,  daß  man 
Ausnahmen  von  dffvMeistbegänsligung  tu  ihren  Gunsten  nicht  zulÄßt. 

Namentlich  für  das  politisch  in  eine  Vielzahl  von  Staaten 
zerrissene,  wirtschaftlich  heillos  ler^tterte  Europa  sind  regio- 
nale Zusanunenschlüsse  notwendig,  um  durch  sie  zur  Bildung 
gfißeier  Wirtschaftsräume  zu  gelangen.  Ww,  selber  auf  brei- 
tester lisis  lebend  und  wirtschaftend,  theoratisehe  Gedchts- 
punkte  vorsdii^t,  um  dies  wa  hindern,  setzt  sieh  dem  be- 
pröndeten  Vorwurfe  aus,  daß  er  anderen  mißgönne,  was  er  selbst 
in  reichstem  Maß  besitzt  und  daß  er  sich  mt  das  Dogma  der 
M^stbegünsligung  begeistere,  um  seiiie  Selbstsucht  zu  veririHlen. 

Im  Gegensatz  zu  der  Richtung,  wdche  die  Entwicklung  der 
übrigen  Welt  beherrscht,  war  in  Europa  das  Ergebnis  des  Krieges 
die  Aufloaunc  der  gniien  Wirtschaftscdbiele,  die  das  Rosrische 
Reich  und  die  Oesterreichisch-UnniMi  Mimaiehie  darsteU- 
ten.  Allein  in  Mitteleuropa  hat  si»  die  LSnge  der  Zollgrenzen 
um  UJm  auf  laOOO  km  erhöht.  Pölitiseh-mifitimehe  GrOnde 
wirkten  waM  »Mbm  einer  merkantifisliseheB  Wirtsehalbpolitik 
•usanmieD,  wm  die  neueratandcM»  Staalcn  einem  extremen  Pro- 
tektionismus mzutreibett,  dessen  AnsschieitaMen  natOilieh  die 
kleinen  Staa^  am  achwciatcn  trafen.  Ahet  auä  fftr  die  großen, 
innerhalb  Euni|ias  beatehendcn  Wirtachaftsgebiete  liegen  in  der 
Zukunft  GeMmn,  die  racht  untmchtet  werden  dfirfen.  Graft 
und  klein  sind  rdative  BmUfe,  6m  sieh  oft  <ybcffaschend  in- 
dem. Vor  200  Jahren  ziUten  die  Gcneraktaaten  dw  ^Geder- 
lan^  Diromark  und  Schweden  noch  in  den  earoptisehen  Graß- 
micktai.  1^  sind  mm  dieser  Stdlmg  hmbgegUtten,  weä  ikre 
§mt§^mMmhß  Rasis  zu  schmal  war,  um  sie  zu  behaupten.  Das- 
seile  Schidnid  kann  den  sogenannten  europiischen  Graihnichten 
imm  heute  gegenllber  den  großen  KokmuÜKmihtn  wad  den  Wdt- 
mickim  der  Uebmee  drahen,  vnd  ebenio  geg^iyber  den  Rie- 
semeicfaen  im  Ostensi  wenn  diese  mt  ihre  Regeneration  voll- 
endet indben  wwden.  Der  wirtichaltlifhe  Zosammensdduft  in 
renionakn  Veribiaden  ist  fir  die  eurapüichen  Staaten,  die  keine 
atMche  Weltsteilunff  beaitaen,  der  beate  und  vieüeiclit  emzige 
Weg,  ihra  natiomde  Zukunft  und  dhe  sedeihliche  Lösung  der 
Fiiuen  zu  mhtm^  die  fOr  ihra  wktachaitM^  und  soziale  Ent- 
miaamm  entscheidend  smd. 

2k  JSesen  zihlt,  wie  dben  bereils  auM^Qhrt,  vor  allem  die 
Agrarfrage.  Sie  ist  geradezu  die  Schicksalsfrage  der  europäi- 
schen Whrtichalt.  Einer  der  hervorragendsten  franzosiscnen 
Staatsminner,  Joseph  Cailleux,  hat  die  These  aufgestellt, 
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daß  m^  Eurapa  eine  Einigung  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  leicht 
zu  erzieloi  wftre,  w«m  eme  Anzahl  von  Regierungen  sich  erst 
^mnal  W)cr  die  Notwendigkeit  geeinigt  hätten,  gemeinsam  den 
Sebutz  ihrar  Landwirtschaft  gegen  die  übermächtige  Konkurrenz 
d^  unter  ganz  anderen  Bedingungen  arbeitenden  Produktions- 
gebiete  der  Uebersee,  Rußlands  und  Asiens  zu  organisieren  und 
rar  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  auch  in  ihrem  gegenseitigen 
Vericehr  em  gewisses  Mindestmaß  von  Schutz  bestehen  zu  lassen, 
sowat  dies  nach  der  Lage  der  Dinge  unbedingt  erforderlich  sein  sollte. 

Daß  mnerbalb  einer  Staatengruppe  eine  einverständliche  Re- 
gelung möglich  ist,  die  dem  einen  den  für  die  Sicherheit  seiner 
Existenz  erforderlichen  Schutz  gewährleistet,  ohne  den  anderen 
scmer  Absatzmöglichkeiten  völlig  zu  berauben,  zeigen  am  besten 
die  Verträge  von  Ottawa.  Sie  sichern  den  Dominions 
einen  zollgeschützten  Markt  für  ihre  Erzeugnisse,  indem  sie 
Großbritannien  verpflichten,  für  bestimmte  landwirtschaftliche 
Produkte  bei  der  Einfuhr  aus  fremden,  d.  h.  außerhalb  des 
Britischen  Reiches  stehenden  Ländern  Zölle  von  einer  gewissen 
Mindesthöhe  einzuheben,  während  die  Einfuhr  aus  den  Dominions 
und  aus  Indien  zollfrei  bleibt.  Sie  ermöglichen  jedoch  auf  der 
anderen  Seite  dem  Mutterlande  auch  den  Schutz  seiner  eigenen 
Landwirtschaft  gegen  die  Konkurrenz  der  Kolonien,  indem  sie 
ihm  das  Recht  vorbehalten,  auch  auf  koloniale  Erzeugnisse  Zölle 
zu  legen,  wenn  der  für  die  Einfuhr  aus  außerbritischen  Ländern 
geltende  Außenzoll  um  den  vollen  Betrag  dieses  Binnenzolles 
erhöht  und  hiedurch  den  Dominions  ihre  Vorzugsstellung  ge- 
wahrt wird.  Auch  die  Kontingentierung  der  Einfuhr  bestimmter 
landwirtschaftlicher  Erzeugnisse,  die  in  den  Verträgen  von  Otta- 
wa vorgesehen  wird,  dient  dem  offen  ausgesprochenen  Zwecke, 
„m  erster  Linie  die  Entwicklung  der  englischen  Produktion  si- 
cherzustellen und  in  zweiter  Linie  den  Dominions  einen  steigen- 
den Anteil  an  der  Einfuhr  nach  Großbritannien  auf  Kosten  des 
Auslandes  zu  sichern." 

.  Für  regionale  Zusammenschlüsse  innerhalb  des  europäisch«! 
Festiandes  gibt  es  kein  besseres  Vorbild  als  das  Vertragswerk 
von  Ottawa.  Wenn  das  neue  Vertragssvstem  die  regionalen 
Ausnahmen  von  der  Meistbegünstigung  übernimmt  und  soear 
zu  erweitern  sucht,  will  es  einer  Entwicklung  in  dieser  Richtung 
bpielraum  lassen.  Gegenüber  den  regionalen  Gruppen,  die  sich 
m  seinem  Rahmen  bilden,  fiele  ihm  die  Aufgabe  zu,  sie  unter- 
einander sowie  mit  den  Staaten,  die  sich  keiner  solchen  Gruppe 
anschließen  wollen,  zu  verbinden,  für  die  R^ehmg  und  Er- 
leichterung ihres  gegenseitigen  Verkehrs  zu  sorgen  und  Gewähr 
datür  zu  bieten,  daß  regionakr  2kranniiaischhi6  nieht  zh  rwdo- 
naler  Isoherung  wird.  ^ 
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Fünfte»  Kapitel 


Schlußbetrachtungen 

Aüfienliaiidel  und  WihnmgsBciiiiti,  so  eng  sie  sidi  berfihren, 
sind  in  unserer  Zeit  zu  Gegensätzen  geworden.  Die  Bewecimgs- 
freiheit,  die  das  Lebensetemaat  des  internationalen  Handels  bil- 
det, erscheint  Lindem,  die  mit  Wihnmgsnöten  zu  Idbnpfen 
haben,  als  Gefahr.  Besdhränkung  dieser  Freiheit  führt  jedoch 
zu  fortgesetzter  Sehrumpfung  deB  intmuitionalea  Austausches 
von  Waren  und  Leistungen,  so  daß  dieser  QueÜ  des  Wohlstandes, 
der  rach  früher  in  tausend  Adern  befruchtend  über  die  W^ 
ergoß,  vor  dm  Sandwillai  gewaltsam  erzwungener  Autarkie 
tu  versickern  droht  und  in  natürficfaer  Wechselwirkung  neue 
Gefahren  für  Währung  und  Wirtsdiaft  entstehen. 

In  den  vorangegansenen  Kapitefai  ist  versucht  worden,  dnen 
Ausweg  aus  dicMm  älemma  zu  finden.  Mit  den  Betteln  der 
Iiandek|iolitik  alkin  ist  dem  Problem  nicht  mehr  beizukommen. 
Die  so  oft  geforderte  Beseitigung  der  Handelshemm- 
nisse, die  Abtragung  der  Zoll-  und  Veribotsmauem  ist  un- 
durdiffihribar  und  oliebe  fruchtlos  ohne  gleichzeitigen  Abbau 
der  Beschränkungen  des  Zahlungsverlcehrs,  der 
wieder  erst  mogUch  wird,  wenn  man  gleichzeitig  auch  an  die 
Wiederherstellung  des  internationalen  Kredites,  zumin- 
dest des  WaiÜraredites  sdlncitct.  Seine  Belebung  ist  die  Vor- 
aussetzung für  die  Belebung  des  internationalen  Handels. 

Diesen  Zusammenhängen  trägt  der  Vorschlag  Rechnung,  eine 
neue  Vertragsform  zu  schaffen,  die  eine  zusammenfas- 
sende Regelung  der  Fragen  des  Zahlimgs-  und  Kreditverkehrs, 
wie  der  Handelspolitik  ermöglicht. 

Bisher  war  man  gewöhnt,  die  Einfuhr  mißgünstig,  ihre  Stei- 
gerung Handels-  und  währungspolitisch  als  unerwünscht,  wenn 
nicht  als  bedenklich  anzusehen.  Im  Einklang  damit  steht  es,  wenn 
die  üblichen  Systeme  der  Devisenbewirtschaftung  und  des  Clea- 
rings den  Schutz  der  internationalen  Währung  dadurch  zu  be- 
wirken suchen,  daß  sie  die  Einfuhr  drosseln,  von  dem  Grundsatze 
ausgehend,  „daß  nicht  mehr  importiert  oder  aus  anderen  Rechts- 
titeln an  das  Ausland  gezahlt  werden  darf,  als  nach  dem  Aus- 
lande  exportiert  oder  in  anderer  Weise  geleistet  worden  ist."*) 

^  R  e  i  8  c  Ii,  EiportfOrdenuig  darcli  aktive  Wihrangspolillk.  Wlaa»  Vir- 
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Eine  in  der  Vergangenheit  vollzogene  Ausfuhr  bildet  also  die 
Legitimation  für  eine  später  vorzunehmende  Einfuhr.  Die  Be-' 
folgung  dieses  Grundsatzes  hat  mit  schicksalhafter  Notwendig- 
keit zur  Schrumpfung  des  Welthandels  geführt  und  eine  der 
wichtigsten  Ursachen  für  die  Verschärfung  der  Wirtschafts^ 
krise  und  ihre  lange  Dauer  gebildet. 

Auf  seine  Umkehrung  ist  das  in  dieser  Schrift  vorge- 
schlagene Zahlungs-,  Kredit-  und  Handelsübereinkommen  aufgebaut. 

Das  Verfahren,  das  in  diesem  Uebereinkommen  für  die  Ge- 
währung und  Abwicklung  von  Exportkrediten  vorgesehen 
werden  soll,  ist  demjenigen  nachgebildet,  das  im  Rembours- 
geschäfte mit  überseeischen  Ländern  üblich  ist.  Die  Grundlage 
der  Kredite  sind  Exportwechsel,  die  der  Exporteur  auf  den 
Empfänger  der  Ware  zieht.  Ihre  Diskontierung  durch  die  Noten-- 
banken  oder  von  ihnen  kontrolüerte  Exportkreditbanken  er- 
möglicht die  sofortige  Flüssigmachung  der  darin  verkörperten 
Fakturenbeträge,  ohne  daß  der  Exporteur,  wie  dies  bei  den 
verschiedenen  Formen  der  üblichen  Clearingverträge  der  Fall  ist, 
abwarten  müßte,  bis  bei  seiner  Notenbaii^  oder  Clearingstelle 
aus  ganz  anderen  Geschäften,  mit  denen  er  keinerlei  Zusammen- 
hang hat,  Einzahlungen  von  solcher  Höhe  dngefliMMen  sind,  daß 
er  zum  Zuge  kommt. 

Durch  den  Diskontkredit  wird  diese  Lücke  überbrückt.  Auf 
dem  Wege  des  Diskonts  und  Rediskonts  der  Exportwechsel 
konzentrieren  sich  aber  auch  alle  Forderungen,  die  aus  dem 
im  Rahmen  des  neuen  Uebereinkommens  sich  abspielenden  Wa- 
renverkehr entspringen,  bei  der  Notenbank  des  Ausfuhrlandes, 
sowie  auf  der  anderen  Seite  alle  Zahlungen,  die  von  den  Impor- 
teuren geleistet  werden,  bei  der  Notenbank  des  Einfuhrlandes 
zusammenfließen,  bei  der  die  Wechsel  zahlbar  sind.  Durch  die 
Gutschrift  dieser  Einzahlungen  sammelt  sich  für  jede  der  beiden 
Notenbanken  bei  der  anderen  ein  Guthaben. 

Der  Kredit,  den  die  beiden  Notenbanken  sich  in  dieser 
Form  wechselseitig  einräumen,  ermöglicht  die  Relebung  des  ge- 
genseitigen Warenaustausches  und  fmdet  in  diesem  Austausehe 
seine  Rechtfertigung,  in  dea  daraus  entslehmidai  Forderungen 
sdne  Deckung.  Der  Transfer  der  vom  Wechsi^sduilAier  nd 
seiner  Notenbank  geleisteten  Zahlungen  vollzieht  sich  der  Sa- 
che nach  durch  Verwendung  d^  eingezahlten  Betrage  zu 
Käufen  oder  Zahlungen  im  Schuk^riande  nach  Maßgabe  der 
hierüber  im  Vertrage  getroffenen.  Vetdnbarungen,  der  Form 
nach  durch  gegenseitige  Aufrechnung. 

Hiedurch  wird  eine  Automatik  geschaffen,  die  zwangs- 
läufig ziir  Steigerung  der  Umsätze  im  intemationalai  Warenvar- 
kefar  ffihren  warn. 
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Die  bei  4^  DUrontieraig  der  Exportwechsel  auseegebenen 
Wotel  inOsM«  in  Mtüi^diciii  Krdslauf  an  die  Ausgabestelle 
wiedor  Hütckliietten,  wenn  nieht  eine  ungesunde  Ueberfüllunff 
di»  Ih^imlan^^  emtrelen  soll.  Dieser  Rückstrom  vollzieht 
mk  ^Mmt^  daß  bei  der  Notenbank  des  einen  Vertragsteiles 
1^^?"?^^  Noten  Anweisungen  auf  ihr  Guthaben 
»et  der  Notaaibawk  des^  anderen  Vertragsteiles  erworben  werden, 
inift  SM  m  emem  bestimmt«!,  nach  dem  Uebereinkommen  zu- 
lii^n  Zweel»  zu  verw^den,  nämlich  zur  Bezahlung  von  Wa- 
mB^magen,  veü  tmsichtbaren  Importen*)  oder  von  Schulden, 
wobei  ^  in  all^  diesen  Fällen,  mit  gewissen  Ausnahmen,  gleich- 
gölti«  blobt,  ob  die  Zahlung  sich  in  unmittelbarem  Verkehr 
mit  deni  Lande,  bei  dem  das  Guthaben  besteht,  oder  im  Drei- 
ed»v^dir  abwickelt. 
^  Ma^m  die  Gutschriften  auf  der  einen  Seite  regelmäßig 
«Den  bdheren  Betrag  aus,  als  die  Abhebungen  für  Rechnung 
des  anderen  Teiles,  so  muß  sich  bei  der  Abrechnung  ein  Saldo 
ergeben,  do*  die  Tendenz  hat,  sich  zu  erhöhen. 

I^lgedessen  stockt  auch  der  Rückstrom  der  Noten  und 
JTlT**!'  ^  «lassen  Gunsten  sich  der  Saldo  gebildet  hat,  ist 
Mhaft  daran  interessiert,  ihn  wieder  in  Fluß  zu  bringen,  um 
eme  unerwünschte  Ausweitung  seines  Notenumlaufes  zu  ver- 
meid<m.  Dies  kann  durch  Schuldenzahlungen  größeren  Umfanges 
oder  durch  Verstärkung  der  sichtbaren  und  unsichtbaren  Ein- 
fllhr  geschehen,  sei  es  im  direkten  Verkehr  mit  dem  ins  Pas- 
smim  geratenen  Staate,  sei  es  im  Dreiecksverkehr,  was  immer 
wieder  betont  werden  muß.  Gelingt  es  nicht,  so  wird  das  Land, 
dessen  ständige  Ausfuhrüberschüsse  zu  dieser  Entvsdcklung  führ- 
ten, vor  die  Wahl  gestellt,  entweder  seine  Ausfuhr  zum 
Wachteil  der  eigenen  Produktion  durch  zeitweise  Einstellunc: 
der  Diskontierung  von  Exportwechseln  zu  drosseln,  oder  sich 
damit  abzufinden,  daß  die  auf  seine  eigene  Währung  lautenden 
Guthaben  seiner  Notenbank  bei  den  Noteninstituten  seiner  Ver- 
tragspartner ständig  wachsen  und  schließlich  in  Form  lang- 
fristiger Anlehen  konsolidiert  werden  müssen,  es  sei  denn,  daß 
die  Schuldnerländer  selbst  den  Wunsch  und  die  Möglichkeit 
hätten,  den  Transfer  der  Guthaben  in  Gold  oder  Devisen  durch- 
zuführen. 

Da  jeder  Staat  ein  natürliches  Interesse  daran  hat,  scaie 
ausländischen  Absatzgebiete  zu  erhalten  und  womöglich  sii  er- 
weitern, bedeutet  die  Sorge  um  die  TnaitejefiBig  der  Zah« 

Leistungen  auf  dem  Gebiete  des  Land-  und  Seeverkehrs, 
Oes  NacliricbteBdienites,  des  Reite-  and  Fremdenverkehrs  und  des  Ver- 
fem aSST**"^  Bt^ÄtfHfWif  mumMaäm  AfMter,  Haadelsgewiime 
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lungen,  welche  auf  die  von  ihm  gewährten  Exportkredite  in  der 
Währung  des  Einfuhrlandes  bei  dessen  Notenbank  geleistet  und 
hier  zu  einem  hartnäckig  sich  erhaltenden  oder  sogar  Wachsendai 
Guthaben  angesammelt  wurden,  einen  höchst  wirksamen  Zwange 
die  sichtbaren  und  unsichtbaren  Importe,  sei  es  direkt  aus  dem 
Schuldnerlande,  sei  es  im  Dreiecksverkehr  aus  dritten  Staaten 
soweit  zu  steigern,  daß  er  Deckung  für  s(»ne  Kredite  in  der 
emzigen  Form  erlangen  kann,  die  im  internationale  Verkehr 
auf  die  Dauer  möglich  ist:  in  der  Form  von  Waren  und  Ld* 
stungen.  Das  Bedürfnis,  die  Ausfuhr  zu  erhalten  und  zu  erhöhen, 
führt  auf  diese  Weise  zur  Vermehrung  d^  Importe,  mit  der- 
selben Zwangsläufigkeit,  mit  der  die  gewaltsame  Droflsdung 
der  Einfuhr  den  Rückgang  der  Ausfuhr  naeh  sich  ziehen  mii^ 
Beides  smd  automatisch  eintretende  Wirkungens 
es  handelt  sich  nur  darum,  auf  welchen  Gang  man  die  Maadune 
einstellt,  vor-  oder  rückwärts. 

Eine  ähnliche  Automatik  wird  in  das  geplante  Ueberein- 
kommen eingebaut,  um  in  den  ihm  beitretenden  Staate  die 
Stabilität  des  Geldwertes  nach  Möglichkeit  zu  sichern. 
Das  Ueberemkommen  enthält  zwar  keine  Verpflichtung  zur  Sta- 
bilisierung, wofür  die  Zeit  kaum  schon  reif  wäre,  wohl  aber 
Bestunmungen,  die  «nen  sehr  wirkungsvollen  Stabilisie- 
rungsersatz bedeuten.  Alle  in  sdnem  Rahmra  entstehenden 
Fordenm^n  lauten  auf  die  Währung  des  Gläubigers,  werden 
m  ihr  fixiert,  bis  es  zum  Ausgleich  kommt,  und  blähen  infolge- 
dessen wertbeständig,  solange  der  Gddw«»t  im  Gläubigerlande 
keine  Minderung  erfährt  Dw  exportierende  Kaufmann  kann 
daher  Schädigungen  nur  von  Mafoahmen  seiner  eigenen  Re- 
gierung, gegen  die  er  von  Fremd<»i  vernünftigerweise  keinen 
bchutz  vwiangen  kann,  erfahren,  ist  aber  gegen  willkürliche 
WährungBenerimente  des  Einfuhrlandes  gedeckt  Jeder  Vertrags- 
partner wird  für  seine  WArung  in  dem  Shme  verantwortlich, 
daß  ihre  Verschlechterung  nur  ihn  8dtt>8t  trifft,  da  durch  eine 
solche  zwar  die  Forderungen,  die  er  an  einen  anderen  Vertra^^s- 
staat  ai  ateUen  hat,  entwertet,  die  Verpflichtungen  aber,  die 
ihn  belasK«,  unber«^  gelassen  werden.  Die  Wertbeständig- 
tot der  Auslandsforderungen  und  Auslandsguthaben  ist  auf 
meae  Wdse  vielleicht  sogar  in  höherem  Maße  gewährleistet, 
als  wenn  de  auf  eine  als  stabil  geltende  fremde  Währung  lauten 
iI?I^^lJ5?"*.  ^        Erfahrung  zeigt,  sind  selbst  die  metal- 
1»»  bestfomUerten  Währungen  gegen  willkürliche  Abwertung 
mcht  gefeit,  wenn  man  glaubt,  daß  diese  im  Interesse  der 
Wu^baft  M<Äe.  Wird  die  Wirtschaft  in  allen  Vertragstaaten 
an  d«r  Stabifität  des  Goldwertes  unmittelbar  interessiert,  so 
liegt  darin  der  beste  Schutz  gegen  Abwertungen,  und  zugleich 


des  Ueberemkommens  fallenden  VerbindUchkeiten  aufdieWlt^ 
nmg  des  Gläubigerlandes  la,.ten,  jedoch  in  der  WaW^ 
Schuldnerlandes  nach  dem  im  Zeitounkte  der  FiffiS^LST 
5h"f      Wertverhältnisse  abgestattS  werdeTksISrcLßdi; 

landes  erfolgt,  die  jedoch  die  Gutschrift  in  der  Wainiiut  des 
Glaubigerlandes  vorzunehmen  hat;  und  daß  endlich  ÄH^tS 
ba^des  Glaubigerlandes  über  d»s  Gutiuben,  du  richLfdSe 

anhäuft,  nur  zu  den  im  Vertrage  vorgesehenen  Zweck«!  ve^ 
fugen,  mcht  aber  seine  Transf^enmg^  in  GM  odw^oÄ 
oder  m  Zahlungsnnttehi  de.  Schuldnäl«Hleryeri^^S^ 

des^^Ä.'ÄÄW.Te^uTdteP".''*'"'''  Durchführung 
■•»J  waren  und  Leistungen  dxeMittel 

VJ^^  J^**  »«»«'nationale  Wertübertragun- 

f",.'»«^«'''»««iligt  werden  und  daß  Gläubi- 
gerlinder,   die    besahlt    werden    wollen,  den 

fh^l  W*'**"***'."?    Gelegenheit    geben  müssen, 
^LZ*'*?.??  •»«f«'-'»  "nd  Dienste  zu  leisten.* 

^-^^I^^t**  l""''  ""^  Amortisationsraten 

iuigfiwtÜKr  Anfchen  Anwendung,  die  aus  der  Konsolidierung 

A^rl!Sl*  «»t?*^«'  .sind.  Ihre  praktische  Anwendung  auf 
dm  DMMt  «uswamger  Anlehen,  die  ein  Staat  vor  seinem  Bei- 
torttejBi  den  Zahlungs-,  Kredit-  und  Handelsübereinkommen 
n^ben  tot,  und  auf  andere  aus  dieser  Zeit  stammende  Aus- 
imdsverpflichtungen  setzt  dagegen  wohl  besondere  Vereinbarun- 

r^Sm^nt^  beteiUgten  Staaten  voraus,  insbesondere  über 
niberai  Modalitäten  der  Zahlung  oder  Anrechiaiing  **) 


in  Pari^'*in"Jt?i!lI?»"*'*  Handelskammer  hat  auf  Ihrem  VIH.  Kongreß,  der 

.Die  Zalassuag  von  Waren-  und  Dienstleistungen  zur  Bezahlune  von 
S^ß^,u",,7  '**»e«'««Hcken  oder  anderen  Ursprungs  sfin  -^? 

L  vflLI  "  ""'**^??*?"*',?,"'""''««^  aaerkannt  iwrdefc  lAe  Länder,  die 
weise  annrn,,'„"',,''H"5''"  y*'*  G'ä''W«er  «Ind.  müssen  diese  Zrtluai^ 
2SS.ti,tnH«S  ..r**  .^^""}.  ^"geben,  daS  ein  Defizit  in  ihrem  GesaSt- 
SftS.ht?H-L"Jl^°°.*^!°:?'8"^^^^        Nachteil  ist.  Andererseits  sind 

SchnldBerttiider  aicht  berechtigt  zu  verlangen,  daß  eine  solche  Reee- 

w4e  "SlSl^  «''^  "»««telba?  aufX.e& 

**i  Siehe  ebea  Saite  I& 


Es  sei  gestattet,  in  Lesern  Zusammeiiliaiige  noch  auf  die 
Schwierigkeiten  hinzuweisen,  die  sich  aus  der  Tatsache  ergeboi, 
daß  manche  Staaten  sich  in  einem  Zustande  schwerer  Ver- 
schuldung befinden. 

Bereits  die  Konferenz  von  Stresa  (5.— 20.  Septem- 
ber 1932)  hat  sich  mit  dieser  Frage  beschäftigt  und  anerkannt, 
daß  in  solchen  FiUen  eine  dnverstSndUche  Neuregelung  der 
Schuld«!  notwendig  sei  und  daß  es  im  eigensten  Interesse  der 
Gläubiger  selbst  Hegen  könne,  auf  die  imgeschmälerte  Aufrecht- 
erhaltung  von  Forderungen  zu  verzichten,  die  sich  in  der  Praxis 
als  uneiffillbar  herausstellen.  Allerdings  sei  der  Gläubiger,  der 
seinen  Sehuldnem  Zugeständnisse  mache,  auch  berechtigt,  als 
Gegenzugeständnis  neue  Garantien  zu  verlangen.  Die  wichtigste 
G^enleistune  und  die  beste  Garantie  für  die  Zukunft  wäre  die 
Aufhdnmg  der  Beschränkungen  des  Handels  und  des  Devisen- 
v«ricehrs.  Doch  müsse  man  sich  darüber  im  klaren  sein,  daß  es 
in  manchen  Ländern  unmöglich  sein  würde,  diese  Beschränkun- 

Scn  zu  beseitigen,  wenn  keine  Vereinbarungen  über  die  Regelung 
er  Schulden  zustande  kämen. 

In  jüngster  Zeit  hat  auch  die  Internationale  Handels- 
kammer auf  ihrem  VIII.  Kongresse  (Paris,  2  4.  bis 
29.  Juni  1935)  mit  aller  wünschenswerten  Schärfe  und  Klar- 
heit ausgesprochen,  daß  „die  nationale  und  internationale  Ver- 
schuldung eine  der  Ursachen  der  Schrumpfung  des  Handels  sei 
und  daß  die  Regierungen  nationale  oder  internationale  Maß- 
nahmen zur  Regelung  dieser  Verschuldung  ergreifen  sollten.'' 

Die  Garantien,  welche  die  Konferenz  von  Stresa  in  ihrem 
Bericht  als  Gegenleistungen  für  die  Neuregelung  und  Erl^ch- 
terung  der  Schulden  forderte,  werden  durch  das  vorgeschlagene 
Zahlungs-,  Kredit-  und  Handeisübereinkommen  geboten.  JLMe- 
ses  Uebereinkommen  bedeutet  nicht  nur  einen  starken  Sehritt 
nach  vorwärts  auf  dem  Wegt  der  Befreiung  des  V^^cehrs  von 
den  bisherigen  Beschränkungen,  sondern  bietet  durch  die  ^n- 
beziehung  des  Schuldendienstes  in  die  Neuregelung  des  2Salilungs- 
Verkehrs  auch  Gewähr,  daß  die  Vorteile,  welche  die  aufeteigende 
Entwicklung  des  inlemationalen  Handels  der  Wirtschaft  bringt, 
den  Gläubigem  aus  ^entliehen  und  privaten  Sehiddverpffiiä- 
timgen  gkichfaUs  »stMM  Icoftm^ 

Das  FVmktionieren  des  Mechanismus,  der  in  dem  Ueberein- 
Iconmien  zu  dem  Zweck  geschaffen  wird,  eine  ständige  auto- 
matische Steigerung  des  Handelsvolumens  herbeizuführen,  hängt 
natfirlich  davon  ab,  daß  der  Gang  seines  Räderwerkes  nicht  durch 
Maßnahmen  gestört  wird,  die  einer  der  vertragschließenden 
Teile  zu  protektionistischen  Zwecken  ergreift. 
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Die  in  dem  handelspolitischen  Teile  des  Uebereinkommens 
CAtiialteiien  Vereinbarungen  sollen  diese  Gefahr  soweit  als  mög- 
Kcii  beseitigen. 

Der  in  den  Krisen  jähren  der  Nachkriegszeit  eingebürgerten 
Uebiing,  Verbote  und  Kontingentierungen  der  Ein- 
fuhr nicht  als  Maßnahmen  für  Ausnahmsfälle,  sondern  als  ein 
zu  regelmäßigem  Gebrauch  dienendes  Werkzeug  der  Handels- 
politik zu  betrachten  und  zu  verwenden,  soll  durch  eine  um- 
tassende  Neuregelung  des  Verbotswesens  gesteuert  werden.  Ver- 
bote und  Kontingentierungen  sollen  nur  mehr  ausnahmsweise 
für  bestimmte,  vereinbarte  Fälle  und  Warengattungen  zulässig 
sein;  dagegen  sollen,  wenn  der  Wandel  der  Verhältnisse  es  er- 
fordert, Aenderungen  dieser  Vereinbarungen  zulässig  sein,  deren 
Durchführung,  ebenso  wie  die  Behebung  auftauchender  Beschwer- 
den, einer  aus  Vertretern  der  vertragschließenden  Teile  gebil- 
deten ständigen  Kommission  überwiesen  werden  soll. 

Tarifarische  Vereinbarungen  sollen  die  bestehen- 
den Zölle  in  möglichst  weitem  Umfange  ermäßigen  oder  binden, 
um  einseitige  und  willkürliche  Tariferhöhungen  während  der 
Dauer  des  Vertrages  unmöglich  zu  machen  und  das  Tarifniveau 
aller  dem  Uebereinkommen  beitretenden  Staaten  soweit  als  mög- 
lich herunterzudrücken.  Um  die  Erreichung  dieses  Zieles  zu 
erleichtern,  soll  die  Meistbegünstigungsklausel  von 
allen  vertragschließenden  Teilen  einheitlich  in  dem  Sinne  aus- 
gelegt und  formuliert  werden,  daß  die  Vorteile,  welche  die  Ver- 
trassstaaten  sich  gegenseitig  für  ihren  im  Ralunen  des  Zahlungs- 
und  Kreditübeiemkominens  sich  abspielenden  Verkehr  gewih- 
len,  von  anderen  Staaten  auf  Grand  der  Meistbegünstigung 
nicht  in  Ansprach  genommen  werden  können,  und  daß  eine 
gleiche  Ausnahme  auch  für  die  blonderen  Begünstigung«!  gilt, 
wdche  die  einer  r^onalen  Gruppe  angehörenden  Staaten  ein- 
ander auf  Grand  de»  Abschlusses  einer  Zollunion,  eoies  Wirt-» 
schafldbündnisses  oder  timm  nadibimpechtHchai  Vimi^^Bverfallt* 
niases  einräumen. 

Der  Abbau  der  Tarife  soll,  um  möglichst  weit  getrieben 
werden  m  k&men,  entsppidMiid  der  Versdnedenheit  dieser 
Fälle,  in  vertehiedenen  Abstufungen  vor  sich  gehen. 

es  geaiattet  ist,  dn  ^d  zu  gebrauchen,  könnten  diese 
Abstufungen  konzentrischen  Kieissn  verglich«»  imtlen,  timHcb 
den  Stufen  eines  Amphitheaters. 

Die  höchste  Stufe  und  den  äuftersten  Kreis  wur- 
den die  Staaten  eiunehmen,  die  nach  dem  alkem^en  Ge- 
branchstarif tedbüdet  aus  dem  Generaltarif  und  den  der 
«AEsnieuicn  MdstEegQnstigung  unterliegenden  vertragsmAftigen 
ZoDermiftigungen)  behandelt  wmkn. 


Eine  zweite,  tiefere  und  in  engerem  Kreis  verlaufende 
Stufe  würde  von  den  Staaten  besetzt  werden,  die  dem  Zah- 
lungs-,  Kredit-  und  Handelsübereinkommen  beigetreten  sind 
imd  Anspruch  auf  Sonderbegünstigungen  haben,  deren  Geltung 
auf  iliren  gegenseitigen,  im  Rahmen  dieses  Uebereiokonumns 
sich  abwickelnden  Verkehr  beschränkt  ist. 

Der  innerste  und  tiefste  Kreis  endlich  wikrde  dk 
Staaten  umschließen,  die  nicht  nur  dem  Ueb«rdnlaMnBi«i,  sondern 
innerhalb  seiner  ein^  •  territorialen  Gruppe  angehören,  die 
sich  noch  enger  zusammenschließt  und  in  ihrem  Kreise  giößei« 
Freiheit  des  Verkehrs  walten  Ufit 

Die  Entwiddungstend^ftz  soll  dabei  sein,  daß  die  inneren 
Kreise  sich  ständig  erwdtem,  so  daß  der  zweite  Kreis  immer 
näher  an  den  ersten  heranrückt  oder  sich  mit  ihm  sogar  deckt, 
der  innerste  ah^  allmähMch  die  Stelle  des  zweiten  einnimmt, 
iadtm  im  Laufe  der  Zeit  eine  weit  größere  Zahl  von  Staaten, 
ab  ursprünglich  gedacht  war,  sich  einem  Regional  verbände  an- 
schließt. 

Die  Möglichkeit,  innerhalb  eines  kleinen  Kreises  regional 
verbundener  Staaten  zu  viel  weitergehendem  Abbau  der  Tarife 
zu  gelangen,  als  in  größerem  Rahmen  möglich  wäre,  soll  ebenso 
ausgenützt  werden  wie  die  andere,  diesen  anfänglich  sehr  be- 
schränkten Kreis  im  Verlaufe  der  weiteren  Entwicklung  all- 
mählich zu  erweitern  und  so  zur  Bildung  von  Großräumen  zu 
gelangen,  die  sich  den  wirtschaftlichen  Weltmächten  der  Gegen- 
wart ebenbürtig  an  die  Seite  stellen  und  mit  ihnen  von  gleich 
zu  gleich  über  die  Ordnung  der  gegenseitigen  Wirtschaft  Heben 
Beziehungen  verhandeln  kömien.  Der  Weltfreihandel  wird  wohl 
kaum  das  Ergebnis  solcher  Verhandlungen  sein,  mindestens  aber 
doch  ein  ähnlicher  Zustand,  wie  er  in  den  langfristigen  Handels- 
verträgen der  Vorkriegszeit  innerhalb  Europas  stabilisiert  war. 

Eines  ist  unter  allen  Umstanden  sicher:  man  muß  beim  Auf- 
hau eines  neuen  Vertragssystems  vorsichtig  und  schrittweise 
vorgehen  und  muß  die  Geduld  haben,  vieles  d^  natürlichen 
Wachsen  und  W^Mien  zu  überkssoi. 

Selbst  das  Vertragswerk  von  Ottawa,  obwohl  es  nur  Staaten 
umfaßt,  die  unter  derselben  Souverinität  stehen,  stellt  eigentlich 
nichts  als  dn  Bfindel  zweisntiger  Verträge  dar,  zusammenge- 
halten durch  eine  von  all^  Teilnehmem  unterzeichnete,  nicht 
aUm  inhaltsreiche  Rahn»  cnverembarui^.  Eis  dürfte  sich  emp- 
fehlen, auch  bei  Schaffung  des  neuen  Vertragssystems  einen 
ähnlichen^  Weg  einzuschlagen,  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Not- 
weadidceit,  sowohl  bei  den  &ianzpolitischen,  wie  bei  den  han- 
delspoUtisdien  Vereinbarungen  stark  zu  individualisieren. 
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Es  widerspräche  allen  Erfahrungen,  wollte  man  von  einer 
europäischen  Konferenz  unter  der  Aegide  des  Völkerbimdes 
oder  gar  von  einer  neuen  Weltwirtschaftskonferenz  den  Ab- 
schluß einer  multilateralen  'Konvention  erwarten«  die  mit  einem 
Schlag  ein  über  eine  Vielzahl  von  Staaten  ausgebreitetes  Wirt- 
schaftsbündnis ins  Leben  ruft.  Viel  wahrscheinlicher  ist,  daß  das 
neue  Vertragssystem  in  ähnlicher  Weise  entstdien  wird  wie  daa 
System  der  mitteleuropäischen  Handelsverträge  von  1Ä91,  iDdon 
zuerst  zwei  Staaten  miteinander  abschUeßen,  dann  gemeinsam 
mit  einem  dritten  verhandehi  mid  zusammen  mit  diesem  an  dm 
vierten,  fünften  und  sechsten  herantreten,  ao  daß  sich  das  Ver- 
tragssystem durch  den  Beitritt  immer  neuer  Mitglieder  ständig 
erweitert,  so  wie  ocb  KiistaU  an  Kriatall  schlidk,  um  eine  Druae 
zu  bilden. 

Und  ebenso  kann  »es  sich  bei  dem  Plane,  der  in  diesem  Buch 
nur  in  großen  Unuissen  gezeichnet  wird,  nicht  um  endgültige 
oder  absolute  Löaimgen  handeb.  Das  theoretisch  Vollkomm«ie 
ist,  wie  die  Erfahrung  leider  zeict,  ameist  ctor  irgste  Feind  des 
praktischen  Erfolges.  Man  muß  ca  sich  genügen  lassen,  zu 
verwirklichen,  was  im  Augenblick  emiehbar  ist  und  man  muß 
zufrieden  sein,  weim  damit  ein  Ausgangspunkt  für  w^twren 
Fortschritt  gewimnen  wird,  eine  Grundlage,  anf  ikr  im  geeigneten 
Zeitpunkt  weitergebaut  werden  kam. 

Eine  sokhe  Grundlage  sciialfen  zu  hellen,  ist  der  Zweck 
mesea  JBudies. 
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Bauet  1:  Theorie  der  Landwirtschaftskrisen.  Von  Dr.  Ernst  Lagler. 
193^  200  Seiten,  Preis  RM  7^  (S 15.—)  geh.,  RM  &50  (S 17.-)  geb. 

Die  tiefgehende  Umgestaltung,  in  der  seit  dem  Eintritt  der  VVeltagrarkrise  die 
deutsche  Landwirtschaft  begriffen  ist,  hat  das  Bedürfnis  nach  einer  theoretischen 
Durchdringung  der  landwirtschaftlichen  Krisenprobleme  immer  stärlcer  in  den 
Vordergrund  treten  lassen.  Wir  besitzen  aber  iceine  Theorie  der  Landwirtschafts- 
krisen. Diese  Lflcke  in  dem  wissenschaftlichen  Schrifttum  sucht  nun  vorliegende 
Arbeit  auszufüllen,  die  in  ihrem  einführenden  Teile  einen  lehrgeschichtlichen 
Überblick  zum  gegenwirtigen  Stande  der  Forschung  bietet  und  in  ihrem  auf- 
iMmendcn  Teile  «aca  «igenen  LOsnngsvenMch  eatwidctlt. 

Band  2:  Neugestaltung  der  Handelspolitik.  Von  der  Meistbegünstigung 
zum  Präferenzsystem.  Von  Dr.  Louise  Sommer.  1935,  400  Seiten, 
Preis  RM  15.-  (S  30.-). 

Die  auf  dem  Paritätsprinzip  aufgebaute  handelspolitische  Technik  der  Gegenwart 
steht  im  Widerspruch  zu  dem  heute  stark  entwickelten  Bedürfnis  nach  Diskrimi- 
oleruag,  welches  durch  tiefgreifende  strukturelle  Wandlungen  ausgelöst  wurde, 
hl  mtmm  Shme  ist  ein  radikaler  Bmeh  mit  der  Meistbegünstigung,  mit  dem 
Einheitszoll  anzustreben  und  ihr  Eisalz  durch  ^Hm  PftteCMSjnte»,  «Hrdi  abge- 
stufte ZoUsStze  zu  befürworten. 


Demnächst  erscheinen: 

Band  3:  Der  Staat  und  die  Weltwirtactaaftakrise.  Von  Dr.  F.  A.  Her- 
in ens.  1936^  nngefähr  320  Seiten,  Preis  rund  RM  12.—  (S  24.—)« 

Die  Arbeit  behandelt  die  normale  Depression  und  ihre  Oberwindung  und  ver- 
sucht zu  zeigen,  daß  die  durch  den  Krieg  gestellte  Anpassungsaufgabe  bei  nor- 
Mdcn  Fnoktionieren  des  ▼oUs-  und  weltwirtschaftlichen  Anpassungsnechanlsniis 
relativ  rasch  hätte  gelöst  werden  können.  Die  Problemstellungen  dieser  Über- 
gangszeit sowie  die  Möglichkeiten,  die  auch  gegenwärtig  noch  dazu  beitragen 
könnten,  die  Weltwirtschaftskrise  einer  Liquidierune  zuzintthiw,  idgt  dtr  ^^f- 
fasser  in  überaus  interessanter  und  grundlegender  Welse. 

Band  4:  Die  Pfiiliieaatik  der  Sozial¥ersictaeniog.  Von  Dr.  QuataT  Hen» 
rieh.  1936^  nngefihr  230  Seiten»  Preia  nmd  RM  7J»  (S  15.—). 

Die  theoretische  Untersuchung  der  Sozialversicherung  als  der  bedeutsamen  so- 
sialpolitlschen  Einrichtung  erfolgt  mit  iMrsUeler  Bedachtnahme  auf  die  juristische 
und  auch  auf  die  nationalOtononisclM  Seite  des  Problems.  Der  Verfasser  Ist  be- 
strebt, die  Sozialversicherung  In  dM  Licht  der  Verwaltungslehre  zu  rücken,  so 
daß  stets  auf  die  Erscheinungen  des  Wirtschaftslebens  Bezug  genommen  wird. 
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